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0.   Vorwort 
 
Die Bearbeitung des vorliegenden Forschungsgegenstandes stellt die Verwirklichung eines 

seit 1988 bestehenden Anliegens dar. In diesem und in den darauf folgenden beiden Jahren 

war ich als abgeordneter Berufsschullehrer Mitglied der Lehrplan-Kommission des Landes 

Hessen, die den übergeordneten Rahmenlehrplan der KMK länderspezifisch zu transformie-

ren hatte. Die nach der damaligen bundesweiten Neuordnung der Ausbildungsberufe im ge-

werblich-technischen Bereich entstandenen länderspezifischen Rahmenlehrpläne für die Be-

rufsschule wurden anschließend - regional unterschiedlich – in den Fachabteilungen der je-

weiligen Berufsschulen unter den vorgegebenen Rahmenbedingungen schulspezifisch über-

tragen. 

Mehr noch als in der beschriebenen  Rahmenlehrplan-Arbeit offenbarte sich für mich das „er-

kenntnisleitende“ Interesse während meiner Mitarbeit in den Jahren 1985 – 1991  in einem 

informellen Arbeitskreis – initiiert durch die Industrie- und Handelskammer Wetzlar und 

durch das Staatliche Schulamt für den Lahn-Dill-Kreis. Vertreter von „abgebenden“ und 

„aufnehmenden“  Schulen, d.h. von Gesamtschulen und Berufsschulen, der Schulaufsicht, 

von regional ansässigen Industrie-, Handwerks- und Handelsunternehmen stellten sich der 

Aufgabe, als wichtig erachtete Lernziele in den Fächer Deutsch und Mathematik zu formulie-

ren. Im Focus stand latent die Frage: Über welche Kenntnisse sollte ein Auszubildender am 

Ende seiner Vollzeitschulpflicht verfügen, um erfolgreich seine Berufsausbildung abschließen 

zu können? Schon bei der Lernzielformulierung  in den beiden o.a. Basisfächern wurden die 

unterschiedlichen Sichtweisen deutlich. Ausgeprägter in ihrer Differenzierung  bedingt durch 

den gesellschaftlichen Status und die berufliche Sozialisation der Arbeitskreisteilnehmer – fiel 

die Formulierung der Lernziele bezüglich der Frage nach der „Sozialen Kompetenz“ aus. Das 

anfänglich postulierte Anliegen konkretisierte sich in der übergeordneten  Fragestellung nach 

den Inhalten der Berufsausbildung und deren Vermittlung in einer sich wandelnden Arbeits-

welt. Übergeordnet stellte sich darüber hinaus stets die generelle Frage nach den Inhalten, die 

das der beruflichen Ausbildung vorausgehende Schulsystem gegenwärtig  vermittelt. 

Werden diese noch adäquat vermittelt und wenn nicht, welche Inhalte wären den Betroffenen  

Auszubildende und Unternehmen  angemessener? Erfüllt der klassische und zugleich stati-

sche Berufsbegriff noch seine funktionale Aufgabe?  Wie kann angemessen auf die immer 

wahrscheinlicher werdende Situation der Arbeitslosigkeit vorbereitet werden? 

Keinesfalls soll in der vorliegenden Studie ein umfassender Anspruch auf jenes Wissen  über 

die Schnittmenge, die es zwischen geforderten und vermittelten Qualifikationen zu maximie-
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Vorwort

ren gilt, erhoben werden. Zumal die Beschränkung auf eine begrenzte Region und auf eine  

klassisch-traditionelle Berufsgruppe eine in Anbetracht der Vielfalt der Ausbildungsberufe 

generalisierende Aussage  nicht zulässt. Es sollen vielmehr  Fragen zu einer adäquaten Be-

rufsausbildung in einer neuen veränderten Arbeitsmarkt-Situation aufgegriffen und mögliche 

Antworten aufgezeigt werden. Lösungsansätze sollen einen Beitrag innerhalb der Diskussion 

um die Herausforderung an das (Berufs-) Bildungssystem leisten. 

Die Konzeption dieser Arbeit, die in ihrem Zuschnitt m. W. originär ist,  orientiert sich an drei 

Fragestellungen:  

a) Was ist Stand der industriesoziologischen Forschung hinsichtlich des strukturellen 

Wandels in Berufs- und Arbeitswelt und welche Konsequenzen lassen  sich für die be-

rufliche Bildung ableiten? 

b) Wie schätzen die Betroffenen – Ausbildende und Auszubildende – die generelle und  

      ihre jeweilige Situation selbst ein und welche Konsequenzen ergeben sich hieraus? 

c)  Welche Schlüsse lassen sich aus der Analyse des Arbeits- und  Ausbildungsmarktes 

und aus der empirischen Untersuchung bezüglich  der Reform des Systems der dualen   

Berufsausbildung ziehen?   

Planung und Durchführung des empirischen Teils der Arbeit gestaltete sich mitunter zeitlich  

–  z B.  infolge der Zustimmungspflicht des Hessischen Kultusministers, der wiederum seine 

Zustimmung von der Zustimmung der Schul- bzw. der Gesamtkonferenz der jeweiligen Be-

rufsschule abhängig macht, die nur ein- oder zweimal jährlich tagen   recht mühsam. Eine 

Berufsschule hat mir die Beantwortung des vorgelegten Fragebogens verweigert. 

Die Rücklauf-Dauer des zweiten Fragebogens, der von mittelständischen Unternehmen im 

Raum Mittelhessen beantwortet werden sollte, betrug durchschnittlich ca. 4 Monate. Von 31 

meist persönlich überreichten Fragebogen erhielt ich 24 zurück.  

Ich bedanke mich bei den Schulleitungen der gewerblichen-technischen Berufsschulen in 

Butzbach, Gießen, Limburg, Marburg, Weilburg und Wetzlar, die mir die Durchführung der 

Schülerbefragung ermöglichten, bei den Personalleitern jener Unternehmen im mittelhessi-

schen Raum, die mir den umfangreichen Fragebogen beantwortet haben, bei Herrn Dörr vom 

Arbeitsamt Wetzlar für die materielle Hilfe bei der Datenbeschaffung und bei den Herren 

Prof. D. Eißel und Prof. P. Schmidt  für die Unterstützung, die ich als Externer während der 

Zeit der Planung und Durchführung erfahren habe. 
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1.   Einführung 
 
Der seit Mitte der 70er Jahre zu beobachtende wirtschaftliche und gesellschaftliche Wandel, 

dem alle entwickelten Industriestaaten unterworfen sind, löst vielfach Unsicherheit und Äng-

ste aus. Risikogesellschaft, Globalisierung der Märkte, Flexibilisierung, Entprofessionalisie-

rung, Deregulierung, postindustrielle Gesellschaft, Modernisierung, Individualisierung soziale 

Ungleichheit, Entstandardisierung der Arbeitsverhältnisse, Enttraditionalisierung der Lebens-

verhältnisse, Patchwork-Biographien, Deklassierung. Arbeit, Erwerbsarbeit, Hausarbeit, re-

produktive Arbeit, ehrenamtliche Arbeit, freiwillige Arbeit, Bürgerarbeit, soziale Arbeit, be-

zahlte Arbeit, unbezahlte Arbeit, New Work. 

Die Situation selbst ist es, die Anlass zum Nachdenken über die aktuellen Leitbilder gibt, 

nicht die Schlagworte. Die Frage, ob die im Jahre 1972/73 von Meadows1 u.a. vorausgesagte 

„beschleunigte Industrialisierung“ eingetroffen ist und ob zweifelsfrei von einer „post-

industriellen“ Gesellschaft gesprochen werden kann, deren Merkmal vornehmlich die Produk-

tion von Dienstleistungen und nicht mehr die Warenproduktion ist, kann in dieser allgemei-

nen Form wegen des prozesshaften Charakters und der global unterschiedlich verlaufenden 

Strukturveränderungen nicht hinreichend beantwortet werden. 

Inzwischen haben Giarini/Liedtke2 ihren neuen „Bericht an den Club of Rome“ unter dem Titel 

„Wie wir arbeiten werden“ veröffentlicht. Ernst Ulrich von Weizsäcker formuliert bereits im 

Vorwort die inhaltliche Kernaussage des Berichtes: Über die engen Grenzen der materiellen Be-

darfssicherung ist „menschliche Arbeit  mehr als nur Produktionsfaktor eines funktionierenden 

Wirtschaftssystems. Arbeit ist unentbehrlich für das Selbstwertgefühl.“ Giarini/Liedtke sehen den 

Begriff der Arbeit noch durch die industrielle Revolution des 19. Jahrhunderts geprägt. Weil aus 

diesem Grunde der Wert freiwilliger, wohltätiger Arbeit gering geschätzt wird, plädieren die Au-

toren für ein „Mehrschichtenmodell der Arbeit“: bezahlte Arbeit, Teilzeitbeschäftigung und frei-

willige Tätigkeiten. 

Welche Auswirkungen löst  eine solche Entwicklung bei  den Erwerbstätigen aus? Welchen 

Stellenwert erhalten dabei  Bildung im Allgemeinen und berufliche Erstausbildung im Be-

sonderen? 

In ihrem Bericht zur Bildung für das 21. Jahrhundert hat die Deutschen UNESCO-

Kommission3 unterschiedliche Spannungen herausgearbeitet, denen sich die „Menschheit 

stellen muss, um die Zukunft lernend zu bewältigen“: 

                                                 
1 Meadows, D., u.a.: Die Grenzen des Wachstums. Reinbek, 1973.  
2 Giarini, O./ Liedtke, P.: Wie wir arbeiten werden. Der neue Bericht an den Club of Rome. München, 1997. 
3 Vgl.: Deutsche UNESCO-Kommission: Lernfähigkeit: Unser verborgener Reichtum. Neuwied, 1998  
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 Die Spannung zwischen dem Globalen und dem Lokalen: Die Menschen sind zur Fe-

stigung ihrer Identität gleichzeitig Weltbürger und aktiv auf lokaler Ebene. 

 Die Spannung zwischen dem Allgemeinen und dem Individuellen: Kulturelle Verän-

derungen, die eine globalisierte Welt mit sich bringt müssen in Übereinstimmung mit 

den kulturellen Wurzeln des Individuums gebracht werden. 

 Die Spannung zwischen Tradition und Moderne: Vermehrt Veränderungen zu akzep-

tieren und gleichzeitig an Bewährtem festzuhalten. 

 Die Spannung zwischen Lang- und Kurzfristigkeit: Infolge der immensen Datenflut, 

die uns hilft (oder daran hindert) Probleme zu lösen oder Entscheidungen zu treffen, 

bleibt kaum Raum für Unterscheidungen zwischen sofortigem Lösungsbedarf und 

langfristig prozesshaften Abstimmungen. 

 Die Spannung zwischen Wettbewerb und Chancengleichheit:  Die Einsicht in die 

Notwendigkeit des Einen und die Sorge um das Andere stellen eine Herausforderung 

an Bildung und Ausbildung dar; eng verzahnt mit dem Wirtschaftssystem und politi-

schen Entscheidungen. Individuen sollen in die Lage versetzt werden, auf dem Ar-

beitsmarkt „wettbewerbsfähig“ zu sein (und zu bleiben), gleichzeitig aber auch sich 

als solidarisch handelnder Teil der Gesellschaft verstehen. 

 Die Spannung zwischen der extremen Ausweitung von Wissen und der begrenzten 

Fähigkeit des Menschen sich Wissen anzueignen und auszuwerten, d.h. zu selektieren. 

 Die Spannung zwischen dem Geistigen und dem Materiellen: Alle Bildungsbemühun-

gen müssen auf einer ethischen Grundlage erfolgen, die in Übereinstimmung mit den 

kulturellen Werten steht.  

Der Konfrontation mit den o.a. Spannungen folgend postuliert die Kommission folgende – 

anschließend verkürzt zusammengefasst - vier Säulen einer „Bildung für das 21. Jahrhun-

dert“, die eine „Navigationskarte für eine komplexe Welt im Umbruch“ liefern sollen und 

zugleich auch den Kompass, damit die Menschen ihren Weg – als Individuum und in der Ge-

sellschaft - finden: 

Lernen, Wissen  zu  erwerben 

Dabei betrifft die erste Säule den gesamten Bereich der Grund- und Allgemeinbildung. Sich 

Wissen anzueignen und zu selektieren setzt Lernfähigkeit voraus, die wiederum die Fähigkeit 

sich zu konzentrieren, sich zu erinnern oder einfach nachzudenken einschließt. Zum Wissens-
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erwerb zählt auch das Erlernen bestimmter Techniken – über die traditionellen Kulturtechni-

ken hinausgehend – durch neue Formen der Wissensvermittlung. 

Lernen zu handeln 

Die Säule „Lernen zu handeln“ zielt auf den Bereich der beruflichen Bildung: Wie kann das 

erworbene Wissen in die Praxis umgesetzt werden? Infolge der sich ständig verändernden 

Situation auf dem Arbeitsmarkt sind Fähigkeiten gefordert, die über eine einmalige Qualifi-

zierung für eine bestimmte Tätigkeit hinausgehen,  z.B. die Fähigkeit zur angemessenen Si-

tuationsanalyse. Die Kommission fasst diesen Tatbestand unter dem Schlagwort „Von der 

Qualifikation zur Kompetenz“ zusammen und geht auf die speziellen Bedingungen, die sich 

für den informellen Sektor stellen, ein. 

Lernen zusammen zu leben  

Hier wird der Sektor der klassischen Entwicklungspädagogik, der Ausländerpädagogik, des 

interkulturellen und globalen Lernens angesprochen. Dieser Bereich wird aber nicht als ein 

gesonderter Teil der Pädagogik interpretiert, der anderen Teilbereichen nebengeordnet ist, 

sondern als ein allen Bildungsbemühungen zu Grunde liegendes Muster. Die Verwirklichung 

dieses Anspruches lässt das Unterscheidende von Anderen aber auch das Gemeinsame mit 

Anderen erkennen. 

Lernen für das Leben  

Anknüpfend an die Anforderung „Lernen durch Handeln“ wird hier das Agieren und Reagieren 

in einer veränderten Gesellschaft in den Mittelpunkt gestellt. Es reicht nicht mehr, Kinder und  

Jugendlichen auf eine bestimmte Gesellschaft vorzubereiten, „vielmehr muss jedem der geistige 

Bezugsrahmen und die Möglichkeiten zur Verfügung gestellt werden, die Welt zu begreifen und 

fair und verantwortungsbewusst zu handeln.“  

Vor dem Hintergrund dieser eher grundsätzlichen Feststellungen zu gesellschaftlichen 

Veränderungen und zu Herausforderungen an Bildung und Ausbildung, sollen, ausgehend 

von einer im Wandel befindlichen Berufs- und Arbeitswelt, die speziellen Auswirkungen 

auf die berufliche Erstausbildung untersucht werden. 

 

Die Verwertbarkeit von erworbenen und geforderten (oder auch von angebotenen und nachge-

fragten) Qualifikationen auf dem Arbeitsmarkt soll die nachfolgende Darstellung - einführend - 

verdeutlichen. In geometrisch vereinfachender Form soll die Asymmetrie  der Qualifikationen, 

die Personen den Unternehmen in unterschiedlichen Funktionen im Arbeits- und Ausbildungs-

prozess zur Verfügung stellen und den Anforderungen, die Unternehmen für unterschiedliche 

Tätigkeiten von den Personen erwarten, veranschaulichen werden. Lage und Form der beiden 
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Ellipsen sollen aufzeigen, dass eine theoretisch vorstellbare Konstellation u. a. durch ständig sich 

verändernde Qualifikationsanforderungen nicht erreichbar ist.     

 

 

Vor dem Hintergrund eines Status quo der industriellen Erwerbslandschaft und unter den Bedin-

gungen des bestehenden Wirtschafts- und (Aus-)Bildungssystems kann die Optimierung der 

Schnittfläche als ein beidseitig erstrebenswerter Prozess gekennzeichnet werden.

 
 

1.1 Ausgangslage und Problemstellung   
 
Im Artikel 12 Absatz 1 des Grundgesetzes und in der betreffenden Rechtssprechung des Bundes-

verfassungsgerichtes werden Berufswahl und Berufsausübung unter dem einheitlichen Begriff der 

Berufsfreiheit als gesetzlich fixierten Schutzbereich gewährleistet. Dabei wird der Begriff des 

Berufes weit ausgelegt im Sinne jeder auf gewisse Dauer angelegte Tätigkeit, die grundsätzlich 

der Schaffung und Erhaltung einer Lebensgrundlage dient und allgemein erlaubt ist.4 In der Be-

gründung dieser weiten Auslegung verweist aber das BVG auf weit über den Arbeitsbegriff hi-

nausgehende, soziologisch relevante Sachverhalte: Die enge Beziehung zwischen Beruf und Per-

sönlichkeit des Menschen, die sich erst dann voll ausformt, wenn der Einzelne sich einer Tätigkeit 

widmet, die für ihn Lebensaufgabe und Lebensgrundlage ist und durch die er zugleich einen Bei-

trag zur gesellschaftlichen Gesamtleistung erbringt. Als soziales Konstrukt gehört der „Beruf“ 

demzufolge zu den konstituierenden Merkmalen dieser Gesellschaft. 

Zwei widersprüchliche Tendenzen sind m. E. Ursache für die gegenwärtig auch als Krise definier-

ten Veränderungen in der Berufs- und Arbeitswelt: 

                                                 
4 Vgl. Auer, H.: Der Berufsbegriff des Artikel 12 Abs. 1 Grundgesetz. Europäische Hochschulschriften, Reihe II Rechtswis-

senschaften, Bd. 1099. Frankfurt, 1991 

Qualifikations-

potenzial  der

Erwerbspersonen

Nutzung der

erworbenen

 Qualifikationen

Qualifikationsanforderungen

der Unternehmer
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 Die Vorstellung einer qualifizierten, dauerhaft ausgeübten Erwerbstätigkeit bestimmt als 

soziale Norm grundlegend das Erziehungs- und Bildungssystem und mithin auch die indi-

viduelle Lebensplanung. Statistische Indikatoren belegen eine signifikante Zunahme des 

Anteils der Erwerbspersonen mit abgeschlossener Berufsausbildung gegenüber dem An-

teil der Ungelernten.  

 Der ebenfalls empirisch gesicherte Befund, dass der Nachfrage nach adäquaten Tätigkei-

ten kein hinreichend qualitatives und quantitatives Angebot entgegensteht, widerspricht 

dem o. a. zumindest teilweise. Dazu kommt die in der Praxis zu beobachtende Förderung 

funktionaler, situationsspezifischer Kompetenzen und die quantitativ zunehmende Instabi-

lität der Erwerbsbiographien. 

In der beschriebenen Situation stellen sich besondere Anforderungen an die Menschen, die auf 

diese Unsicherheiten reagieren müssen. Die generelle Wertschätzung von Bildung und Ausbil-

dung  erhöht  sich (Kap.1.4 und 3).  

Indiz für diese Entwicklung ist – neben der kontinuierlich ansteigenden Zahl der Auszubilden-

den5 - auch der rapide Anstieg der Studentenzahlen: Vom Wintersemester 1985/86 bis zum 

Wintersemester 2000/01 stieg in Hessen die Zahl von 118.885 auf 150.868,6 eine Zunahme von 

27 % in 16 Jahren.  

Für durchschnittlich 2/3 eines Jahrgangs war es in den vergangenen Jahren erstrebenswert, 

nach der Vollzeitschulpflicht eine berufliche Ausbildung zu beginnen. Priorität genossen  bei 

den männlichen Bewerbern gewerblich-technischer Fachrichtung die Berufe: Kfz-Mechaniker, 

Elektroanlagen-Installateur, Maurer, Tischler u. Maler bzw. Lackierer.7 

Die Aufgabe der beruflichen Erstausbildung in der geschilderten Lage liegt m. E. nicht so sehr 

in der Diskussion von eher fachlich ausgerichteten  Zukunftsentwürfen unterschiedlicher Insti-

tutionen, Betrieben, Verbänden, Parteien u. Gruppen, sondern eher darin,  sich mit der tech-

nisch/wirtschaftlichen, mithin sozialen Realität, so auseinander zu setzen, dass sich daraus für 

Jugendliche eine Perspektive in dieser Gesellschaft eröffnet. Dabei gilt es z. B. sowohl im 

fachbezogenen als auch im nicht-fachbezogenen Unterricht der Berufsschule aufzuzeigen, dass 

Handeln im demokratischen Raum generell  interessengebunden erfolgt. 

Die Regelform beruflicher Erstausbildung wird als  „Duales System“ gekennzeichnet, d. h. die 

Berufsschule ist neben dem Ausbildungsbetrieb formal gleichwertiger und gleichberechtigter 

Partner mit eigenem Bildungsauftrag. Dem System der Verknüpfung von schulischem und 

                                                 
5 Berufsbildungsbericht 2002, S. 248, Schaubild 8: Gesamtzahl der Auszubildenden 1996 - 2000 
6 Statistisches Handbuch Hessen 2001/2002. Wiesbaden, 2002. S. 152 
7 Vgl.: Berufsbildungsbericht 1998, 1999, 2001, 2002 
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betrieblichem Lernen – häufig und fälschlicherweise Synonym für Theorie und Praxis – kann 

man wegen dieser Verbindung positive Leistungsmerkmale zuordnen. Allerdings ist davon 

auszugehen, dass das „Duale System“, wie andere Berufsbildungssysteme auch, nicht als ratio-

nales Ergebnis  (berufsbildungs-)politischer  Überlegungen  entstanden ist, sondern  sich 

schrittweise als  Konstrukt einer nationalen Sozial- u. Kulturgeschichte  im Rahmen der jewei-

ligen Konstellation der Interessen  ergeben hat (siehe auch Kerschensteiner-Exkurs Kap.3).  

Das „Duale System“ zeigt sich heute als ein Gebilde von rechtlichen Normen und traditionsbe-

gründeten Konventionen und Ordnungsprinzipien. Festzuhalten gilt  aber auch, dass in 

Deutschland die Berufsbildung mit einem Bildungsauftrag verbunden ist,  während andere eu-

ropäische Länder die Berufsbildung in erster Linie als Mittel der Wirtschaftspolitik sehen. 

 

Regionaler Aspekt 

In Zeiten anhaltender Massenarbeitslosigkeit gewinnt eine regional orientierte (Berufs-) Bil-

dungspolitik zunehmend an Bedeutung; sie scheint ein Schlüssel zur Bewältigung der „Zukunft 

in einer globalisierten Gesellschaft“ zu sein.8 Dabei tritt der Begriff der Region nicht als funktio-

nale oder strategische, sondern meist als territoriale Größe auf. Selbst eine solche Konkretisie-

rung weist eine definitorische Unschärfe auf.  Für das „Erhaschen“ von Fördermitteln kann z. B. 

eine Region die Größe eines Kreisgebietes, eines Regierungsbezirkes, eines Ballungsraumes 

oder gar eines ganzen Bundeslandes annehmen.    

In der Region Mittelhessen – geografisch etwa identisch dem Verwaltungsbereich des Regie-

rungspräsidiums Gießen mit den Kreisen Limburg/Weilburg, dem Lahn-Dill- Kreis, dem Kreis 

Gießen, dem Kreis Marburg/Biedenkopf und dem Vogelsbergkreis – leben etwas mehr als eine  

Million Menschen in wirtschaftlich sehr unterschiedlich strukturierten Räumen. Neben dem eher 

ländlich geprägten Kreis Limburg/Weilburg und dem Vogelsbergkreis mit einer hohen Pendler- 

zahl in den Raum Frankfurt bzw. Wiesbaden, bilden die beiden Hochschulstandorte Marburg 

und Gießen als Oberzentren und der Industriestandort Wetzlar gewissermaßen das Rückgrat der 

Region zwischen den Kraftzentren Rhein/Main und Rhein/Ruhr bzw. dem Raum Kassel, der 

durch die Vereinigung beider deutschen Staaten eine neue höhere  Bedeutung erlangt hat. 

Nach Tabelle 1-1 – 1 verringerte sich hessenweit die Zahl der Betriebe im verarbeitenden Ge-

werbe von 1997 bis 2000 um ca. 1 %, die Zahl der Beschäftigten ging um knapp 5 % zurück, 

dagegen betrug das Umsatzplus  im gleichen Zeitraum ca. 5 %. 

 

 

                                                 
8 Vgl.: Dobischat, R./Husemann, R.: Berufliche Bildung in der Region. Berlin, 1997 
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Tabelle 1.1 – 1:  Hauptdaten der Entwicklung im verarbeitenden Gewerbe in Hessen 

Jahr   Zahl der Betriebe   Beschäftigte1 Umsatz2(in Mio. Euro) 

1997            3.324      481.106           78.362 

1998            3.257      470.074           78.769 

1999            3.300      464.707           78.396 

2000            3.295      459.468           82.374 

     Quelle: Statistisches Handbuch Hessen, 2002   

 

Obwohl tendenziell immer weniger Menschen im industriell produzierenden Bereich tätig sind, 

haben sich 1999 in Mittelhessen nach einer Darstellung des Hessischen Statistischen Landesamtes3 

441 gewerbliche Unternehmen mehr angesiedelt als sich abgemeldet haben. Für das Jahr 2000 war 

sogar ein Positiv-Saldo von 1096 Unternehmen zu verzeichnen. 

Im verarbeitenden Gewerbe – als Teil des produzierenden Gewerbes - überstieg im Jahr 2000 die 

Zahl der Anmeldungen die entsprechende  Zahl der Abmeldungen in Hessen um 140.  

Ob aus regionaler Sicht längerfristig die Gefahr des wirtschaftlichen Zurückbleibens hinter den 

nord- bzw. südhessischen Teilräumen gebannt werden kann, hängt zum einen von den Aktivitäten 

der verschiedenen institutionellen Ebenen – Industrie u. Handels- bzw. Handwerkskammern, 

Regierungspräsidium als mittlere Verwaltungsebene, Land Hessen, Landkreise u. Kommunen (die 

Infrastruktur betreffend), Hochschulen, Arbeitsverwaltung -, mehr aber noch von den 

Qualifikationen der Erwerbstätigen, d.h. vor allem von deren Bereitschaft zur Aus- u. Weiterbildung  

ab. Innovation und Wachstum scheinen die Zauberformeln zu sein. In aller Regel ist damit 

“Wachstum durch Innovation“ gemeint. 

 
Anmerkung:  
Wenn sich Beschäftigung nicht einfach durch Wachstum des Vorhandenen ergibt, so sind Inno-
vationen als neue Leistungsangebote an Produkten oder Dienstleistungen erforderlich. Erkennt-
nisse aus Wissenschaft und Forschung werden häufig und fälschlicherweise mit Innovationen 
gleichgesetzt. Ein Automatismus zwischen der Anzahl der Patentanmeldungen und der Verände-
rung des BIP ist – beispielhaft – nicht festzustellen. Auch wissenschaftlich verifizierte Erkennt-
nisse führen nicht zwangsläufig zur Verinnerlichung und praktikablen Anwendung. Vorhandenes 
durch Neues zu ersetzen erfordert mehr. Oft ist eine Zwangslage erforderlich, um Vorhandenes 
zu verändern. Erfahren andererseits Wissenschaft und Bildung  ausreichend Förderung durch die 
Gesellschaft, so ist dies notwendige, jedoch nicht hinreichende Bedingung für Innovationen. 
Unterschiedliche Einflussfaktoren kreieren eine Innovationskultur: Wissenschaftlicher Antrieb  
 

                                                 
1 Beschäftigte sind alle im Betrieb tätige  Personen (Tätige Inhaber, mithelfende Familienangehörige, Angestellte  und Arbeiter 

einschließlich der Auszubildenden 
2 Rechnungsbeträge ohne Mehrwertsteuer der aus eigener Produktion stammenden Lieferung 
3 Statistisches Handbuch Hessen 2001/2002, a. a. O.,  S. 251 ff. 
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zum Erkenntnisgewinn, Erfindungen zur Lösung erkannter Probleme, motivierte und risikoberei-
te Unternehmer, eine unterstützende Administration, ein gesellschaftliches Umfeld, das Neues 
zulässt und Traditionelles infrage stellt und – rückführend zur Thematik – Bildung und Qualifi-
kation von Fachkräften. 
Auf Aussagen zur Perversion „innovativer“ Waffentechnik wird an dieser Stelle verzichtet. 

 
 

1.2   Ziel und Abgrenzung des Forschungsgegenstandes 
 
Das Forschungsinteresse dieser Studie zielt auf die Kongruenz der von den Unternehmen für 

erforderlich gehaltenen und der von Auszubildenden zu erwerbenden, durch die Lernorte Betrieb 

und Berufsschule  zu vermittelnden, Qualifikationen.  

Zweifellos haben Qualifikationen, die durch Ausbildung an den o.a. beiden Lernorten aber auch  

durch Weiterbildung erworben werden, einen stabilisierenden und potenziell innovativen Stel-

lenwert, sie sind gewissermaßen Schrittmacher einer zukunftsfähigen Entwicklung. Ebenso un-

bestritten stellen sich gleichzeitig aus qualitativer Sicht die Fragen nach den zukünftig erforderli-

chen Anforderungen an die Berufstätigen unter den Bedingungen der raschen strukturellen Ver-

änderung der Berufs- und Arbeitswelt. 

 Wie werden Schüler und Auszubildende an eine Arbeitswelt herangeführt, deren 

Merkmal die ständige  Bereitschaft zur Weiterbildung erfordert? 

 Von  welcher Art müssen die anzustrebenden Qualifikationen sein, die über   

funktionale Elemente hinaus zugleich subjektive und gesellschaftliche Ansprüche an 

die  Berufsausbildung berücksichtigen? 

 Wie muss sich betriebliche und berufsschulische Ausbildung ändern, wenn sie in    

geeigneter  Weise zum Erreichen fachlicher und nichtfachlicher Kompetenzen   

gezielt beitragen soll und welche administrative und institutionelle Grenzen sind    

eher hinder- als förderlich? 

 Inwiefern findet die Frage der Nachhaltigkeit in der Wissensvermittlung ausrei-

chend  Berücksichtigung ?  

 Muss in diesem Sinne nicht die verengende Sichtweise der sogenannten  Schlüs-

selqualifikationen, reduziert bezogen auf  funktionale, ökonomisch-  

technische Erfordernisse im Betrieb, neu überdacht werden? 

 

Ausgehend von den o.a. umfassenden bildungspolitischen und berufspädagogischen Fragestel-

lungen stellt sich  im Rahmen dieser Forschungsarbeit die Frage nach Lösungsansätzen für den 

Bereich der beruflichen Erstausbildung:      
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 Welche Folgerungen aus den Veränderungen in der Gesellschaft im Allgemeinen 

und aus dem Strukturwandel in Berufs- und  Arbeitswelt im Besonderen ergeben 

sich für das (Berufs-) Bildungssystem?    

Neben diesem qualitativen Aspekt bleibt unbestritten, dass die Lösung der anstehenden quanti-

tativen Aufgaben innerhalb der beruflichen Bildung – vereinfacht definiert: Die Bereitstellung 

einer  ausreichenden Zahl von Ausbildungsplätze für ausbildungswillige Jugendliche und Er-

wachsene -  vordringlich anzugehen ist.  

Im empirischen Teil der Untersuchung soll exemplarisch für den Raum Mittelhessen und bezo-

gen auf mittelständische Industriebetriebe im Bereich des metallverarbeitendes Gewerbes, den 

formulierten Fragestellungen nachgegangen werden und aus der analytischen Betrachtung der 

Befragungsergebnisse sollen mögliche Schlussfolgerungen resultieren ohne dabei den Anspruch 

auf Übertragbarkeit z.B. in andere, völlig  unterschiedlich strukturierte Räume (südliches Hessen 

mit Flughafen, chem. Industrie, Banken u.a.) mit nicht vergleichbaren Berufsgruppierungen zu 

erheben.  

Abgrenzung 

Nachfolgend aufgeführte Beschränkungen wurden aus Gründen unterschiedlicher persönlicher 

Voraussetzungen und Rahmenbedingungen bewusst vorgenommen.  

 Die empirische Untersuchung beschränkt sich auf die klassischen Auszubil-

dungsberufe des metallverarbeitenden Gewerbes.  

 Nicht einbezogen ist die berufliche Erstqualifizierung durch ein akademisches Studi-

um an Fachhochschulen und an Universitäten (einschl. Pädagogischen Hochschulen), 

obwohl wichtige Studiengänge eindeutig auf eine Einmündung in eine bestimmte Be-

rufstätigkeit orientiert sind, z.B. Lehramtstudiengänge oder das Studium der Medizin. 

Nicht einbezogen ist auch die berufliche Erstqualifizierung durch Vollzeitschulen 

(Berufsfachschulen, Assistentenausbildung). 

 Die Problematik der Qualifizierung von körperlich-geistig und sozial Benachteiligten 

(Berufsvorbereitung, Maßnahmen des Arbeitsamtes und anderer öffentlicher und 

privater Träger) steht - trotz des humanitären Gewichtes - nicht im Fokus dieser 

Arbeit. 

 Die geografische Begrenzung auf den mittelhessischen Raum steht stellvertretend für 

mittelständisch industriell geprägte Regionen des produzierenden Gewerbes. 

 Auf die Arbeits- und Ausbildungsmarkt-Diskrepanz zwischen alten und neuen Bun-

desländern wird nur am Rande eingegangen.  
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 Die Verzahnung von Erstausbildung und Weiterbildung bleibt unter dem Postulat des 

„lebenslangen Lernens“ künftig noch mehr in der bildungspolitischen Diskussion. Im 

Forschungsinteresse dieser Studie  spielt die Weiterbildung eine eher sekundäre Rolle. 

Die Interdependenz der unterschiedlich stark tangierten Bildungsbereiche und der prozesshaf-

te Charakter des industriellen Wandels sind allerdings mögliche Ursachen für eine nicht im-

mer exakt einzuhaltende Trennlinie zwischen Forschungsgegenstand und einflussnehmende 

Tatbestände im Umfeld.  

 

1.3 Aufbau und methodisches Vorgehen 
 
Aufbau und methodische Vorgehensweise orientieren sich – unter den gegebenen Bedingun-

gen der externen Forschungstätigkeit  an den einleitend beschriebenen Prinzipien des Entste-

hens von Innovationen: Antrieb zum wissenschaftlich fundierten Erkenntnisgewinn als auch 

an der Erarbeitung von Lösungen erkannter Probleme. Dass vor dem Entstehen des Neuen 

Gegebenes i. d. R. analysiert und bewertet werden muss, lässt sich jeweils situativ begründen. 

Drei Elemente – (theoretische) Faktenanalyse, Empirie sowie bildungspolitisches und berufs-

pädagogisches Erfahrungswissen -  prägen den Aufbau der Untersuchung. Nach dem einfüh-

renden und problemaufzeigenden Kapitel 1, wird in Kapitel 2 – als ein Schwerpunkt der Stu-

die -  der Strukturwandel von Berufs- und Arbeitswelt verdeutlicht. Dem Teil „Technologi-

scher Aspekt“ (Kap. 2.2.1) sind unterschiedliche Positionen zur Technikfolgenabschätzung 

zugeordnet. Unmittelbar zum Textende von  Kapitel 2.2.1, 2.2.3 und 2.3 wird jeweils der in-

haltliche Bezug thematisiert und die  Bedeutung für die berufliche Bildung hervorgehoben.  

Konsequenzen aus der  Literatur- und Faktenanalyse für das berufliche Bildungssystem fol-

gen dann in Kapitel 3.  

Wegen der besonderen Konstruktion des „Dualen Systems“, wegen der für Außenstehende 

schwer zu durchschauenden Prüfungsmodalitäten und wegen der Frage der Einflussnahme der 

beteiligten Akteure im System der beruflichen Bildung habe ich auf eine grundlegende Dar-

stellung   des Status quo der beruflichen Bildung in Kapitel 4, dem vorab über die berufliche 

Bildung hinausgehende grundlegende bildungsökonomischen Betrachtungen zugeordnet sind, 

und Kapitel 5 nicht verzichtet.  

Ein zweiter Schwerpunkt und von zentraler Bedeutung für den Forschungsgegenstand ist die 

in Kapitel 6 dargestellte empirische Untersuchung der Betroffenen: Unternehmen und Auszu-

bildende äußern sich zur beruflichen Bildung. Wesentliche Bedeutung in der Unternehmens-

befragung haben die perspektivischen Aussagen zur Entwicklung von Qualifikationsanforde-

rungen an künftige Fachkräfte und seitens der Auszubildendenbefragung die erlebte Qualifi-
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kationsvermittlung an den Lernorten Betrieb und Berufsschule. Die von den Berufsschülern 

(= Auszubildende) handschriftlich verfassten Eigenbewertungen der Ausbildungssituation 

(Kap. 6.4 und Anhang A 53 ff)  ergänzen die Fragebogen-Aussagen. Im Kapitel 7 werden 

zunächst die empirisch ermittelten Daten zusammenfassend bewertet um anschließend in Ka-

pitel 8 („Schlussfolgerungen für eine künftige Berufsausbildung“) Bilanz zu ziehen und - als 

Ergebnis der Forschungsarbeit – einen Vorschlag zur künftigen beruflichen Erstausbildung zu 

unterbreiten.  

Die nachfolgende Darstellung zeigt – schematisch vereinfachend – Aufbau und Vorgehens-

weise der Forschungsarbeit. 

Abbildung 1:  Aufbau und methodisches Vorgehen 
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2.   Strukturelle Neuorientierung in Berufs- und Arbeitswelt 

Der rasante Wiederaufbau der (west-)deutschen Volkswirtschaft in den 50er und 60er Jahren 

sowie eine umfassende industrielle Modernisierung mit neuen Mechanisierungs- und Auto-

matisierungstechniken und der elektronischen Datenverarbeitung bei relativ geringem Anstieg 

des Wirtschaftswachstums in den 70er und 80er Jahren haben die traditionalen Strukturen der 

Erwerbsarbeit grundlegend verschoben, klassische Arbeitsbereiche (Montanindustrie, Stahler-

zeugung) tendenziell entwertet, neue Berufsgruppen (technische Angestellte, Dienstleistungs-

berufe) stark anwachsen und seit Beginn der 90er Jahre Massenarbeitslosigkeit entstehen las-

sen. 

2.1    Industriesoziologische Betrachtungen 
 
Der Bedarf an sozialwissenschaftlichen Problemanalysen und deren wissenschaftliche Klä-

rung wurde durch den o.a. strukturellen Wandel  ganz wesentlich stimuliert.12 Gewachsen 

sind aber auch die Anforderungen an praxisrelevanten Forschungsergebnissen. Soziale Be-

herrschbarkeit der Technikentwicklung, humane Gestaltungsalternativen und demokratische 

Einflussnahme auf technokratische Planungsprozesse sind die Ziele einer wissenschaftlich 

reflektierten Betrachtungsweise der gesellschaftlich bedeutsamen Modernisierungsprozesse 

im Bereich der Arbeitswelt.  

Im Rahmen der Gesellschaftswissenschaften beschäftigt sich die Industriesoziologie als deren 

Teildisziplin vor allem mit der Erforschung der Genese der modernen Produktionsstruktu-

ren.13 

Hartmut Hirsch-Kreinsen14 leitet die Aufgabenstellung der Wirtschafts- und Industriesoziolo-

gie vom „Gegenstand der Soziologie“ ab: Hier steht nicht „der Mensch an sich“ im Zentrum 

sondern es geht vielmehr um die „Fragen, wie Menschen zusammenleben, nach welchen 

Funktionsmechanismen und Ordnungsprinzipien sich dieses Zusammenleben gestaltet und 

welches die Ursachen hierfür sind.“ Daraus legitimiert sich das zu bearbeitende Feld der In-

dustriesoziologie: Die Entwicklung des „Arbeitsprozesses in der Industrie, im Dienstlei-

stungsbereich und in der öffentlichen Verwaltung. Ausgangspunkt  der Analyse ist dabei die 

Verschränkung des Arbeitsprozesses mit den Erfordernissen der Rentabilität unter den Bedin-

gungen marktwirtschaftlich-kapitalistischen Wirtschaftens.“ Nach Hirsch-Kreinsen richtet 

                                                 
12 Vgl.:  Deutschmann, Chr.: Postindustrielle Industriesoziologie. Weinheim, 2002. S. 20 f 
13 Ludwig von Friedeburg beschreibt in den SOFI-Mitteilungen 25/1997 unter „Kooperation und Konkurrenz“ die Geschichte 

der indusriesoziologischen Forschung in der Nachkriegszeit. 
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sich die industriesoziologische Analyse zunächst auf die Mikroebene und fragt nach den Or-

ganisationsstrukturen und den Formen des Technikeinsatzes, nach den Bestimmungsgründen 

und Verlaufsformen des Arbeitsprozess-Wandels und nach den sozialen Folgen für die Be-

schäftigten. 

Christoph Deutschmann wagt den Versuch, die Aufgaben der Industriesoziologie  zu kom-

primieren: „Es geht der Industriesoziologie darum, den Kauf und Verkauf der Arbeitskraft 

sowie ihren Einsatz in Betrieben als einen sozialen Prozess zu analysieren.“15 Dies reduziert 

m. E.  industriesoziologischen Betrachtungen zu sehr auf den Warencharakter der Arbeits-

kraft. 

Zentrales Anliegen ist vor allem die Wechselwirkung zwischen den Industriebetrieben und 

der Gesellschaft und die industriellen Beziehungen zwischen den am Produktionsprozess  

Beteiligten. Im Mittelpunkt stehen in aller Regel Strukturen und Dynamiken in Organisatio- 

nen mit wirtschaftlicher Zielsetzung. Der tiefgreifende soziale und strukturelle Wandel der 

(westlichen) Industriegesellschaften, gekennzeichnet durch eine zunehmende „Tertiarisie-

rung“ und „Informatisierung,“ spiegelt sich in der Krise vertrauter industrie-soziologischer 

Rahmenbedingungen. Konkreter: Nach wie vor hat Erwerbsarbeit eine zentrale Bedeutung für 

die Entwicklung einer Gesellschaft und für die ökonomische und psycho-soziale Existenz 

ihrer Mitglieder. Die Beschäftigung mit Technik und Arbeit, mit technologischem Wandel 

und mit seinen sozialen Auswirkungen auf die Lebens- und Arbeitssituation der Beschäftigten 

gehört zu den grundlegenden industriesoziologischen Themen.16 

Die Bereiche der industriesoziologischen Betrachtungen haben sich erheblich erweitert, die 

Forschungsmethoden und theoretischen Ansätze differenziert und die Themenschwerpunkte 

mit der Entwicklung der Industriegesellschaft wie auch des Faches selbst verändert. 

Als „unvollständiger aber durchaus repräsentativer Querschnitt“17 durch den Stand der bun-

des-republikanischen Industriesoziologie seien nachfolgende Schwerpunkte aufgeführt: 

 Geschichte der Industriegesellschaften 

Historische Verläufe der industriellen Revolution; theoretische Ansätze zur Erklärung der 

Entstehungsgeschichte der Industriegesellschaft; Entwicklung und Durchsetzung von Ar-

beits- und Zeitdisziplin; Herausbildung und Etablierung der Wissenschaft  von der Arbeit.  

                                                                                                                                                         
14 Vgl.: Hirsch-Kreinsen, H.: Einführung in die Wirtschafts- und Industriesoziologie, Dortmund, 2001, Script zur   Vorlesung 

SS 2001, S. 2 
15 Deutschmann, Chr., a.a.O.: S. 46 
16 Vgl.: Rammert, W.: Technik aus soziologischer Perspektive. Opladen, 1993. S. 127 ff 
17 Vgl.:: Institut für Soziologie der Universität Hannover: Industrie- und Arbeitssoziologie. Hannover, 2001;Hirsch-Kreinsen, 

H.: Renaissance der Industriesoziologie. In: Soziologie, 1/2003, S. 5 – 21; Deutschmann, Chr., a.a.O., S. 20 ff 
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 Interessenorganisation und industrieller Konflikt 

Theoretische Ansätze zur Erklärung der industriellen Beziehungen; Struktur und Politik 

der Interessenorganisationen (Programmatik und Praxis der Tarifpolitik, tarifpolitische 

Hand- lungsfelder); Begriff des Interesses; Formen der Interessenwahrnehmung und 

Durchsetzung; Rückwirkung der Gewerkschaftspolitik auf die Entwicklung betrieblicher 

Verhältnisse (Formen der Rationalisierung, betriebliche Machtkonstellationen, politisches 

Verhalten der Betriebsparteien 

 Arbeitsmarkt, Berufe, Arbeitszeitflexibilisierung 

Theorien des Arbeitsmarktes, Berufs- und Qualifikationsbegriff; Strukturveränderung des 

Arbeitskräfteangebots (Differenzierung nach Berufen, sozialer Herkunft, Geschlecht, Al-

ter usw.); betriebliche Arbeitseinsatzmuster (Personalrekrutierungs- und Aufstiegsmuster, 

Segmentierung innerbetrieblicher Arbeitsmärkte, Arbeitszeit-Flexibilisierung und Fami-

lie); Beschäftigungschancen für verschiedene Beschäftigungsgruppen (Qualifizier-

te/Unqualifizierte, Männer/Frauen, Deutsche/Ausländer, Erwachsene/Jugendliche); Ver-

änderungen im Ausbildungsbereich. 

 Produktautomatisierung und soziale Folgen für Industriearbeiter/innen 

Begriff und Methoden von Technisierung und Arbeitsteilung, Entwicklung der Rationali-

sierungsbedingungen in Branchen und Betrieben; neue Formen der Rationalisierung durch 

den Einsatz mikroelektronischer Technologien und Aufgabenintegration; Veränderung 

einzelner Dimensionen der Arbeitssituation (Qualifikation, Belastung, Kooperation, Kon-

trolle); Folgen für die Struktur der Beschäftigten. 

 Computereinsatz im technischen Büro und im Dienstleistungsbereich 

Theorien der Dienstleistungsarbeit und der gesellschaftlichen Funktion der „Technischen 

Intelligenz“; Sozialgeschichte der Angestelltenentwicklung; Diskussion von Klassenbe-

griff und Klassenbewusstsein am Beispiel der Angestellten; neue Formen des Computer-

einsatzes im technischen Büro und in der kaufmännischen Verwaltung  (systemische Ra-

tionalisierung, Informatisierung der Kommunikationsstrukturen); Folgen für die techni-

sche und kaufmännische Angestellten (Entwertung und Aufwertung von Angestelltenar-

beit); Veränderung der Arbeitssituation und des Berufsbewusstseins von männlichen und 

weiblichen Beschäftigten. 

Industriesoziologische Forschungserkenntnisse werden überwiegend durch empirische Unter-

suchungen (Fallstudien, Arbeitsplatzbeobachtungen, Gruppendiskussionen, Interviews und 

Befragungen) gewonnen, die anschließend  in gesellschaftliche Zusammenhänge eingeordnet 

werden. Damit verbindet sich die Vermutung, dass gravierende Umbrüche im System der 
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industriellen Arbeit neue Interessenlagen initiieren (Polarisierungen, Emporkommen bzw. 

Abstieg von Beschäftigungsgruppen, konsens- bzw. konflikthafte Arbeitsbeziehungen), die 

durchaus auch Einfluss auf die Strukturen im politischen System haben können. 

In der Abschlussvorlesung seiner amtlichen Lehrtätigkeit18 setzt sich Michael Schumann mit 

den Infragestellungen des Faches auseinander. Er bezieht sich dabei zum einen auf  Deutsch-

manns „Postindustrielle Industriesoziologie“, der dort eine „falsche Konzentration der kriti-

schen Industriesoziologie auf ihren traditionellen Gegenstand, den tayloristischen Industriear-

beiter“ sieht und der deswegen „von der Gefahr des Anachronismus“ spricht. Zum anderen 

entgegnet er Kerns Einwand, dass die Industriesoziologie  zur „praktischen Organisationswis-

senschaft  mutiert“ sei und darüber ihren „kritischen Biss“ verloren habe.  Schumann verweist 

auf Claus Offe, der schon 198219 - allerdings unter dem Eindruck der zu jener Zeit vorherr-

schenden großen Themen wie „Frieden und Abrüstung“, „Ökologie“ sowie „Menschen- und 

Bürgerrecht“ - tendenziell die „Arbeitsgesellschaft“ unter dem Hinweis „verabschiedete“, 

dass  

 mit der Ausbreitung der abhängigen Erwerbsarbeit eine innere Differenzierung ein-

hergeht und dass damit das formale Dach „Arbeitnehmer“ immer weniger aussage-

kräftig wird, 

 der Begriff der „Lebenswelt“ anstelle des Begriffes der „Arbeit“ ins Zentrum der Auf-

merksamkeit rückt, 

 der Bedeutungsverlust von Arbeit Begriffe wie „Kapitalismus“ und „Industriegesell-

schaft“ obsolet werden lasse und demzufolge Arbeitnehmer als Träger von Fort-

schrittsbewegungen nicht mehr interessant seien. 

Schumann stuft Offes Interpretation der zukünftigen Arbeitsgesellschaft20 mit dem entspre-

chenden Verweis auf die Halbwertszeiten der Modelle „Erlebnisgesellschaft“, „Protestgesell-

schaft“, „Risikogesellschaft“, „Wissensgesellschaft“, „Freizeitgesellschaft“ und „Dienstleis-

tungs- und Informationsgesellschaft“ ein. Er erwartet in den kommenden Jahren eine Renais-

sance der Industriesoziologie, „weil wir uns wieder  an einem gesellschaftlichen Wendepunkt 

befinden, in dem die Arbeit re-thematisiert wird. Als Chiffre für den Wendepunkt steht „Glo-

balisierung – ein zugegebenermaßen unscharfer, schillernder Begriff für vielfältige, auch wi-

dersprüchliche Veränderungen.“ Unter der Voraussetzung, dass es zutrifft, dass in unserer 

Gesellschaft „Gerechtigkeit“ als normativer Anspruch noch am ehesten allgemeine Anerken-

                                                 
18 Schumann, M.: Das Ende der kritischen Industriesoziologie? In: SOFI – Mitteilungen 30/2002, Göttingen, 2002 
19 Anlässlich des 21. Deutschen Soziologentages 1982 in Bamberg 
20 Vgl.: Offe, C.: Arbeitsgesellschaft: Strukturprobleme und Zukunftsperspektiven. Frankfurt/M, 1984 
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nung findet, sieht Schumann ein erhebliches Konfliktpotenzial, denn „Globalisierung wird mit 

hoher Wahrscheinlichkeit die Gerechtigkeitslücke in der Gesellschaft vergrößern.“  

Deutschmann erkennt in der neuen Arbeitspolitik der Unternehmen mit ihrer umfassenden 

Selbstverpflichtung der Beschäftigten und ihrer Ausdehnung des Verfügungsanspruchs auf 

die ganze Person des Arbeitnehmers eine chronische Überforderung. „Vor allem in der High-

Tech-Industrie nimmt der Zugriff der Firma auf den gesamten Lebenszusammenhang der Be-

schäftigten recht handfeste Formen an. Die Softwareindustrie ist berüchtigt für selbstauferleg-

ten Leistungsdruck und lange, irreguläre Arbeitszeiten.“21 Für  Deutschmann ist  diese Art der 

Arbeit eine neue Form der  Entfremdung, die von der kritischen Industriesoziologie mit „fal-

schen Bezugskriterien analysiert wird.“ 

Für Horst Kern hat die (Industrie-)Soziologie als gesellschaftlich wirkungsvolle Leitdisziplin  

– nach ihren großen Stunden in den 60er und 70er Jahren - an Bedeutung verloren.22 Anstelle 

gehaltvolle Analysen und substantielle Kritik vorzulegen, habe sie sich zu einer „praktische 

Organisationswissenschaft“ entwickelt. Dem hält Schumann entgegen, dass  sich  Industrieso-

ziologie sehr wohl bei einer innovativen Arbeitspolitik als Diskutant, Ideengeber, Geburtshel-

fer, Treiber und Evaluator in die Konzeptionierung und Gestaltung einbringen soll. Voraus-

setzung sei, dass wirtschaftlicher Zugewinn durch verbesserte Ausbildung, kompetentere Ar-

beit und vergrößerte Arbeitsautonomie der Einzelnen und der Gruppen erreicht werden soll. 

Nach Schumann liegt die Stärke der Wissenschaft gerade darin, dass sie ihren „Eigensinn“  

bewahrt, d.h. betriebliche Modernisierung betriebsübergreifend weiter zu denken und den 

Blick auf ihre gesellschaftlichen Wirkungen zu öffnen. 

Nach  Horst W. Opaschowski23 müssen heute erneut die Weichen zur Stabilisierung des von 

Meadows u.a. geforderten Gleichgewichts gestellt werden, zumal die neuen Informations- und 

Kommunikationstechniken den „tiefgreifendsten Wandel“ seit der Industrialisierung vor über 

hundert Jahren in der Wirtschafts- und Arbeitswelt verursachen.  

Opaschowski macht fünf globale Strukturveränderungen aus, die ursächlich die Phase des erneut 

gestörten Gleichgewichts zu Beginn des 21. Jahrhunderts kennzeichnen: 

 Die Veränderung der politischen Landschaft durch den Niedergang des Kommunismus. 

Fast 2 Mrd. Menschen schließen sich der westlichen kapitalistischen Welt an. 

 Der Übergang von natürlichen, Naturschätze und Rohstoffe verarbeitende, zu intelligenten 

weltweit angesiedelten Industrien.  

                                                 
21 Deutschmann, Chr.: a.a.O.  S. 136 
22 Kern, H.: Die Wiederkehr der Soziologie. In: Wissenschaften 2001.Diagnosen und Prognosen. Göttingen,  2001. S. 118 ff 
23 Opaschowski, H.- W.: Deutschland 2010 – Wie wir  morgen arbeiten und leben. Hamburg, 2000. S. 25 f 
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 Die demographische Entwicklung ist dadurch gekennzeichnet, dass die Weltbevölkerung 

wächst, wandert und altert.   

 Die durch die Kommunikationstechnologie beschleunigte Ablösung der Nationalökono-

mie durch eine weltweit agierende  Globalökonomie. 

 Die Auflösung von dominierenden Wirtschaftsmächten im Zuge der Globalisierung. Aus 

festen Regelwerken werden frei vereinbarte Spielregeln ohne Schiedsrichter, weshalb es 

ständig zu Konflikten kommen kann. Danach wird das Ungleichgewicht geradezu zur 

Normalität, es regieren weitgehend Ungewissheit, Unübersichtlichkeit und Unsicher-

heit.  

Opaschowskis populärwissenschaftlicher Blick in das Jahr 2010 stützt sich auf eine Befra-

gung (als Längs- und Querschnittstudie) von – je nach Fragestellung – 1000 bis 3000 Perso-

nen unterschiedlichen Alters zu Einstellungen, Individualverhalten und gesellschaftlichen 

Phänomenen. Neben den vielen Allgemeinplätzen24 in seinen Aussagen, bleibt bei Opa-

schowski die unbefriedigende Einbeziehung der wirtschaftlichen Rahmenbedingungen und 

die nur marginale Bedeutung der sozialen Sicherungssysteme in seiner Vorausschau kritisch 

anzumerken. Dass der Autor bezogen auf den Bereich der technologischen Entwicklungen 

einzig die Kommunikationstechnologie als eine von fünf Gründen der „globalen Strukturver-

änderungen“ ausmacht, spricht eher für eine unvollständige, weil vornehmlich auf das indivi-

duelle Freizeitverhalten gerichtete Sichtweise der bis 2010 erwarteten gesellschaftlichen Ent-

wicklung.  

 
 

2.2    Konkretisierung der Entwicklung 
 

Kern einer inzwischen quer durch das politische Spektrum vertretenen These von der „Krise 

der Erwerbsarbeit“ ist der Zweifel daran, dass Erwerbsarbeit auch in Zukunft eine zentrale 

Kategorie sein würde. Erwerbsarbeit hätte vielmehr im Zentrum eines spezifischen Modells 

gesellschaftlicher Produktion gestanden, das im letzten Jahrzehnt jedoch zunehmend an Ent-

wicklungsschranken stößt und dabei ist, sich zu überleben. Die gegenwärtige Entwicklung 

wird als Übergang aus der Industriegesellschaft in eine sogenannte Dienstleistungs-, Informa-

tions- oder Wissensgesellschaft und damit als Beginn einer neuen Epoche interpretiert. Durch 

den – vor allem – technologischen Fortschritt und die damit verbundene Einsparung an 

                                                 
24 ebd.: Beispiele: S. 117:  „Wir gehen in eine Zukunft, in der mehr Konsumgüter vorhanden sind  als Zeit zum Genie-

ßen des Konsums.“ Oder S. 147: „Auch im nächsten Jahrzehnt wird der typische Schulalltag  von Frontalunterricht 
und Klassenarbeiten geprägt sein.“ 
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menschlicher Arbeit erführe die Erwerbsarbeit einen objektiven Bedeutungsverlust mit ein-

hergehender Relativierung für die Individuen.  

Die bisherigen Errungenschaften werden m. E. dadurch nicht grundsätzlich in Frage gestellt; 

allerdings bringt der zu beobachtende Strukturwandel durch bisher nicht gekannte (techni-

sche) Möglichkeiten neue Arbeitsformen (Kap. 2.2.2 ff) und Organisationsstrukturen mit 

wachsenden Anforderungen an Flexibilität, Eigenverantwortung und Qualifikation mit sich. 

 

  

2.2.1  Technologischer, ökonomischer und arbeitsorganisatori-  
          scher Aspekt 
 
Im Folgenden soll auf die unterschiedlichen Aspekte des Wandels eingegangen werden, wo-

bei das getrennte Eingehen auf unterschiedliche Ausprägungen des gesellschaftlichen Wan-

dels allgemein und des Wandels der Erwerbsarbeit im Besonderen nicht den Schluss auf un-

abhängig voneinander stattfindende prozessartige Vorgänge zulässt. Gerade die industrielle 

Produktionsweise seit Ausgang des 19. Jahrhunderts steht für wechselseitige Beeinflussung 

technologischer, ökonomischer und organisatorischer Entwicklungen. 

Technologischer Aspekt 

Die lapidare Feststellung, dass wir im Zeitalter der Technik leben, jener von Menschen künst-

lich geschaffenen Umwelt, hätte vor etwa 150 Jahren ebenso getätigt werden können wie im 

Jahre 2002/2003. Was macht den qualitativen Unterschied einer identischen Aussage, die zu 

unterschiedlichen zeitlichen Epochen getroffen werden könnte, aus? 

Ist es die weltumspannende Möglichkeit Informationen innerhalb weniger Sekunden auszu-

tauschen? Oder die durch die Entwicklung von Hard- und Software unglaubliche Rechenlei-

stung von Computern? Die enormen Fortschritte in der Verkehrstechnik, in der medizinischen 

Technik, in der Energietechnik, in der Werkstofftechnik? Oder gar die ambivalente, weil risi-

kobehaftete und tendenziell unbeherrschbare Atom- und Gentechnik? Ist es „nur“ das Unbe-

hagen verursacht durch Undurchschaubarkeit der komplexen technologischen Systeme? 25 

                                                 
25 Von einem technologischen System kann erst gesprochen werden, wenn 

a) in die Herstellung technischer Produkte ein großer Teil  systematischer wissenschaftlicher Erkenntnisse eingeht und  

     b)    die Nutzung dieser Kenntnisse durch technisch-industrielle Verfahren und Apparaturen erfolgt. 
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Als Maßstab für die in die industrielle Produktion einfließende technologische Entwicklung 

kann die Produktivität je Beschäftigten herangezogen werden. Aus Tabelle 2.2.1 – 1 wird 

deutlich, dass von 1960 bis 1990 sowohl das Gesamtjahresarbeitsvolumen um 18,6 % als 

auch das Arbeitsvolumen je Erwerbstätigen um 25,5 % abgenommen hat. Bei einem Rück-

gang der Wochenarbeitszeit im gleichen Zeitraum um 14,3 % ist die Produktivität je Beschäf-

tigtem um den Faktor 2,75 gestiegen. 

 

Tabelle  2.2.1 – 1:    Arbeitsvolumen, Produktivität und Arbeitszeit in Deutschland 

                       von 1960 - 20014 
 

 Gesamtwirtschaft-

liches Arbeits-

volumen in Mrd. 

Stunden p.a. 

Arbeitsvolumen 

je Erwerbs- 

tätigen in        

Stunden p.a. 

Produktivität 

je Beschäftigten 

1985=100 bzw. 

1995=100 

Durchschnittliche 

Wochenarbeitszeit 

im produzierenden 

Gewerbe in Stunden

1960 56,34 2.162 40,5 45,4 

1970 51,91 1.955 65,3 44,1 

1980 47,21 1.750 89,0 41,7 

1990 45,87 1.611 111,6 39,8 

1991 59,45 1.546 113,5/77,9 39,4 

1992 59,78 1.578 85,0 39,0 

1993 58,29 1.560 65,8 38,0 

1994 57,95 1.554 95,6 38,3 

1995 57,16 1.529 100,0 38,5 

1996 56,30 1.510 104,0 38,1 

1997 56,03 1.506 111,5 38,0 

1998 56.68 1.510 117,1 38,1 

1999 57,03 1.503 119,8 38,1 

2000 57,03 1.480 128,1 38,2 

  Quelle: Statistisches Bundesamt,  2001 

 

                                                 
4 Daten  bis 1990 aus dem früheren Bundesgebiet, ab 1991 aus Deutschland. Für die Produktivitätswerte gilt: Bis 1991 ging de

Bergbau und das Verarbeitende Gewerbe in die Berechnung ein; ab 1991 kam die Gewinnung  von Steinen und Erden dazu.
Insofern können die Zahlen nur mit Einschränkung verglichen werden. 
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Im vereinten Deutschland fiel das Gesamtjahresarbeitsvolumen von 1991 bis 2000 um 4,1 %, 

das Arbeitsvolumen je Erwerbstätigem um 4,3%. Bei einem Rückgang der Wochenarbeitszeit 

um 3,1 % stieg die Produktivität je Erwerbstätigem um den Faktor 1,6. 

Die Auswirkungen technologischen Wandels zeigen sich nicht nur bei Einzelphänomenen. 

Dass von den hier beispielhaft aufgeführten Technikbereichen wechselseitig Impulse ausge-

hen sei beispielhaft angemerkt: Werkstofftechnik / Medizin- bzw. Mikrochip-Technik. Be-

züglich des Einflusses der technologischen Entwicklung auf das politische  System sei zu-

nächst allgemein festgehalten, dass auf Grund der Steuerungsfunktion, die ein solches System 

hat, besonders empfindlich  auf Veränderungen in anderen Systemen reagiert. In diesem Zu-

sammenhang sind wirtschaftliches Wachstum und Steigerung der Arbeitsproduktivität ohne 

die technologische Entwicklung nicht denkbar. Nicht monokausal, aber damit einhergehend, 

ist die abnehmende Arbeitszeit der Erwerbstätigen – häufig erstritten durch tarifliche Ausein-

andersetzungen -  bei gleichzeitigen Einkommenszuwächsen (Tabelle 2.2.1 - 2) zu konstatie-

ren. 

Andererseits stellen die technologisch bedingte Freisetzung von Arbeitskräften, die Unter-

nehmenskonzentrationen, die Störanfälligkeit des technologischen Verbundsystems und die 

Beeinträchtigung der Umwelt erhebliche und unerwünschte Folgen der technologischen Ent-

wicklung dar. 

Der technologisch angestoßene und im ökonomischen System ermöglichte Zuwachs an freier 

Zeit wirkt sich seinerseits in einer Art Rückkopplung auf das ökonomische System aus. So 

sind ganze Industriebereiche (Freizeit- und Tourismusbranche) neu entstanden. Mit dieser 

Entwicklung hat wiederum die Bedeutung des sogenannten tertiären Sektors zugenommen. 

Technologische Anstöße pflanzen sich darüber hinaus über den ökonomischen und den be-

rufsstrukturellen Wandel mittelbar, in der Regel mit zeitlicher Verzögerung, in das Bildungs- 

und Ausbildungssystem fort.  

Berufsstrukturelle Änderungen erfordern teils neue Bildungs- und Ausbildungsinhalte und     

–formen für bereits bestehende Berufe, teils die Entwicklung von völlig neuen Ausbildungs-

gängen. Beispiele sowohl für Akzentverschiebungen bezüglich Ausbildungsinhalten wie auch 

für neue Ausbildungsgänge finden sich in großer Zahl in Bereichen besonders stürmischer 

technischer Entwicklung, wie bei der elektronischen Datenverarbeitung oder bei der Wartung 

und Instandhaltung von Werkzeugmaschinen oder Kraftfahrzeugen.   

Lange Zeit stand die ökonomische Funktion der Bildung (Kap. 4.1) und Ausbildung im Vor-

dergrund, deren Erfüllung zum individuellen beruflichen Weiterkommen ebenso beiträgt wie 

zum generellen Funktionieren der Volkswirtschaft. Heute finden weitere Funktionen der Bil-
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dung und Ausbildung zunehmend Beachtung. Bildung wird gewissermaßen zum „Konsum-

gut“ (Stichwort „Lebenslanges Lernen“) oder übernimmt Sozialisationsfunktionen. 

Derartige Änderungen in den Vorstellungen über die Ziele von Bildung und Ausbildung ha-

ben sich nicht unwesentlich unter den Bedingungen des technischen und damit einhergehend 

des ökonomischen Wandels vollzogen. Die kontrovers diskutierten Zielvorstellungen und 

deren Legitimation stellen zentrale Themen der Bildungsdebatte dar. 

 

Positionen zur Technikfolgenabschätzung 

Technikfolgenabschätzungen sind gleichbedeutend mit der in einer umfassenden Gesamtbi-

lanz erfassten und bewerteten  Folgen des Einsatzes von weiterentwickelten Technologien. In 

der Diskussion um die Perspektiven einer nachhaltigen Wirtschafts- und Produktionsweise 

kommt den Bereichen Wissenschaft und Technik als Auslöser von Technikfolgen vielfach 

eine Schlüsselrolle zu. Eine gesellschaftliche Verankerung eines  Nachhaltigkeit gewährlei-

stenden Leitbildes der Forschungs- und Technologie(FuT) -Politik setzt die Umsetzung vor-

aus. Die Operationalisierung des Leitbildes bereitet allerdings Schwierigkeiten: In der Kon-

kretisierung der Ziele und Maßnahmen in ihrer ökologischen, sozialen und ökonomischen 

Einflusssphäre schlagen die unterschiedlichen Interessen der gesellschaftlichen Akteure 

durch. Der Wissenschaft muss es allerdings vorbehalten bleiben, die Entwicklung von Indika-

toren, die Wirkungszusammenhänge und die Qualität von Nachhaltigkeitsstrategien einer 

FuT-Politik zu untersuchen, Ergebnisse zu liefern und Vorschläge zu unterbreiten.27  

Hier bemängelt Günter Ropohl, dass „in der technopolitischen Praxis ein Erkenntnisbedarf 

entstanden ist, der von der wissenschaftlichen Forschung bislang kaum gedeckt werden 

kann.“ 28 Diese Situation habe sich in den letzten 20 Jahren kaum gewandelt. Grundlegend für 

die Orientierung der Forschung sei ein angemessenes Technikverständnis, das sowohl die 

technischen Sachsysteme als auch deren Herstellungs- und Verwendungszusammenhänge 

berücksichtigt. So verstanden hat Technik nicht nur eine natural-technische, sondern auch 

eine humane und soziale Dimension. Im Einzelnen sieht Ropohl technik-wissenschaftliche, 

physikalische, chemische, biologische, ökologische, physiologische, psychologische, anthro-

pologische, ethische, ästhetische, juristische, historische, ökonomische, soziologische und 

politologische Erkenntnisperspektiven, die allerdings nicht als additives Bündel  unterschied-

                                                 
27 Vgl.: TAB-Arbeitsbericht Nr. 58: Forschungs- und Technologiepolitik für eine nachhaltige Entwicklung. Berlin, 2002  
28 Ropohl, G. (Hrsg.): Erträge der interdisziplinären Technikforschung. Eine Bilanz nach 20 Jahren. Berlin, 2001.  S. 15  



2.2 Konkretisierung der Entwicklung

- 29 -

 

licher Techniksichten verstanden werden sollen. Ein solcherart disziplinär gewonnenes Wis-

sen wäre sodann zu einem interdisziplinären zu synthetisieren.  

Für seine fachübergreifende Technikforschung kommt Ropohl zum Ergebnis, dass „interdis-

ziplinäre Forschung besondere Kompetenzen der Sprach- und Begriffsreflexion, der Metho-

denreflexion, des radikalen Fragens und der kritischen Selbstreflexion erfordert. Solche Kom-

petenzen werden seit alters in der Philosophie kultiviert, und so kann man den theoretischen 

Ort der interdisziplinären Integration auch als eine synthetische Philosophie auffassen. Tat-

sächlich ist es, im Falle der interdisziplinären Technikforschung und der allgemeinen Techno-

logie gerade die moderne Technikphilosophie...., die sich der Integration und Generalisierung 

technikbezogenem Wissens angeeignet hat.“29  

Werner Rammert30 plädiert zur Entwicklung und Entfaltung eines sozialwissenschaftlichen 

Forschungsprogramms für eine „Technikforschung jenseits aller Mythen“. Infolge der Offen-

heit technischer Konstruktionen gegenüber sozialen Orientierungen wird die Technikgenese 

zum wesentlichen Angelpunkt für spätere Wirkungen. Rammert fasst seine Sicht der Technik-

folgenabschätzung in drei Thesen zusammen: 

1. Wer gegenwärtig kompetent die Folgen neuer Techniken abschätzen will, kann dies 

nicht ohne genauere Kenntnis über die sozialen Bedingungen der Erzeugung und Ge-

staltung technischer Produkte angehen. Denn in den organisierten Prozessen der Tech-

nikentwicklung, in den Forschungsinstituten und Industrielabors, fallen schon die 

Vorentscheidungen über Gestalt und Verwendung neuer Produkte und damit auch für 

einen Teil der Folgen. 

2. Deswegen reicht die technische Kompetenz der Ingenieure und Naturwissenschaftler, 

neue Produkte zu entwerfen und zu konstruieren, nicht mehr aus, die Gesellschaft mit 

nützlichen Geräten und einer risikolos funktionierenden technischen Infrastruktur zu 

versorgen.  

3. Sollen sozial unerwünschte Folgen und ethisch unverantwortliche Risiken vermieden 

werden, sind soziale Kompetenzen zur Diagnose von sozialen Folgen und zum Dialog 

mit sozialen Akteuren über Alternativen schon in den Prozess der Technikentwicklung 

selbst einzubetten. 

                                                 
29 ebd. S. 29 
30 Rammert, W.: Technik aus soziologischer Perspektive. Opladen, 1993.  S. 49 f 
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Vor diesem Hintergrund ist erscheint es sinnvoll, eine technikpolitische Strategie zu entwik-

keln, welche die Differenzierung nicht aufhebt. 

Parallelen zur beruflichen Erstausbildung werden in der zweiten These  offenbar: Aus-

schließlich fachliche Kompetenz ohne Hintergrundwissen reicht weder in einer ingeni-

eur-wissenschaftlichen Tätigkeit noch während der beruflichen Erstausbildung aus. 

Auf die Frage „Wer steuert den technischen Fortschritt?“ macht Rammert vier Akteure aus, 

die auf unterschiedliche Weise beteiligt sind: 

1. Der Staat als korporativer Akteur z. B. durch gezielte Vergabe von Finanzmitteln. 

2. Soziale Bewegungen als korrigierend oder kompensierend einwirkende Akteure. Bei-

spiel: Das Humanisierung-der-Arbeit-Projekt der Gewerkschaften in den 70er Jahren, 

Verbraucher-, Arbeits-  bzw. Datenschutz. 

3. Wirtschaftsunternehmen – vor allem multinationale Konzerne -  als zentrale Akteure 

auf dem Feld der technischen Entwicklung mit ihren Forschungs- und Entwicklungs-

abteilungen. 

4. Die Wissenschaft mit technologisch-praktisch ausgerichteten Forschungseinrichtun-

gen.31 

Einen eher verantwortungsethischen Schwerpunkt zur Diskussion um die Abschätzung der 

Folgen von technischem Fortschritt setzt Raban Graf von Westphalen.32 Er nimmt vor allem 

die staatlichen Organe in die Pflicht, weil die neuen Techniken zunehmend in den Grund-

rechtsbereich der Verfassung hineinwirken. Hier verstärkt sich die parlamentarische Verant-

wortung – wenngleich im Grundgesetz der Begriff der Verantwortung sich nur in der Präam-

bel und in den Artikeln 28, 34, 42, 46, und 65 findet -  für die technische Entwicklung und 

damit für die Richtung des technischen Fortschritts mit seinen Folgen für die gesellschaftli-

chen Lebensverhältnisse. Westphalens durchgängige Hintergrundfrage, ob und inwieweit das 

von der Technikfolgenabschätzung bereit gestellte Folgenwissen überhaupt in die Alltags-

routine von Wirtschaft, Politik und Wissenschaft eingedrungen ist, lässt seine skeptische 

Grundhaltung ebenso erkennen wie die resignative Fragestellung, ob nur noch festzustellen 

ist, dass die die Gesellschaft umgestaltende Technik äußerer Beeinflussung und auch staatli-

chem Handeln , d.h. politisch-parlamentarischer Steuerung und Kontrolle oder auch nur rah-

mensetzender Beeinflussung, entzogen ist.33 Wenn die parlamentarische Legitimation techno-

logischer Entwicklung unverzichtbar vorausgehen muss, stellt sich allerdings die Frage nach 

                                                 
31 ebd.: S. 162 ff 
32 Wetphalen, Raban Graf von: Technikfolgenabschätzung. München, 1994 
33 ebd. S. 13 ff 
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den (verfehlten ?) Wirkungen staatlicher Subventions- und Interventionspolitik bzw. Innova-

tionsförderung. Ein ordnungspolitisches und ein strukturelles Problem.  

Die angesprochene Problematik weiterführend sieht Waldemar Baron34 „Ansätze zur Institu-

tionalisierung und Chancen der Partizipation“ und  konstatiert, dass Technologiepolitik heute 

in der Öffentlichkeit kritisch diskutiert wird, das Vertrauen in objektivierbare Expertenurteile 

über technische Entwicklungspfade und deren Nebenwirkungen zusehends schwinde – späte-

stens seit der Einführung von Großtechnologien (Beispiel Kernkraftwerke). In Barons verglei-

chender Beschreibung unterschiedlicher legitimationsstiftende Institutionalisierungsformen 

parlamentarischer wie außerparlamentarischer TA-Konzepte bezieht der VDI (Verein Deut-

scher Ingenieure) infolge der Tatsache, dass sich der  VDI  traditionell seit den 60er Jahren 

mit der Abschätzung und Bewertung technologischer Entwicklungen befasst, eine besondere 

Stellung. Die VDI-Richtlinie 3780 soll nach ihrem Selbstverständnis „ allen Beteiligten ein 

gemeinsames Verständnis für Begriffe, Methoden und Wertbereiche vermitteln und durch 

systematisches Analysieren von Zielen und Werten und Handlungsalternativen begründete 

Entscheidungen ermöglichen.“35 Als institutioneller Rahmen einer Technikbewertung ist in 

besagter Richtlinie neben dem staatlichen Bereich der öffentliche, der technische, der wissen-

schaftliche und der wirtschaftliche Bereich zugeordnet. Die Frage einer möglichen und sinn-

vollen Partizipation betroffener Bürger oder eines organisierten Interessenausgleichs wird im 

Rahmen von Empfehlungen thematisiert, nicht ohne den Hinweis auf die „besondere Schwie-

rigkeit“, die Betroffenen sachkundig zu machen. Als pluralistischer Lösungsansatz, der am 

ehesten die Gewähr dafür bietet, dass die inhaltlichen und organisatorischen Stärken und 

Schwächen entsprechend bewertet werden, wird in der Richtlinie ein Netzwerk mit konkurrie- 

renden Institutionen, deren Koordination gesichert sein muss, vorgeschlagen. Zur Bedeutung 

der Richtlinie sei angemerkt, dass der Verdienst von Ingenieuren für das Zustandekommen 

der Technik unbestritten bleibt, die Rolle des Ingenieurs als dem hauptsächlichsten Adressa-

ten der VDI-Richtlinie in der Technikgestaltung und sein Verhältnis zum Gemeinwohl ist 

allerdings nicht geklärt.36  

Barons zunächst fundamental-technikkritische Perspektiven weichen später differenzierenden 

(An- oder) Einsichten. Er bescheinigt den „real existierenden korporatistisch geprägten Ent-

scheidungsprozessen zur Technikentwicklung in Deutschland bereits heute einen relativ ho-

                                                 
34 Baron, W.: Technikfolgenabschätzung. Opladen, 1995.  S. 19 ff 

35 ebd.: S. 175 

36 Aus eigener Erfahrung kann  ich bestätigen, dass a) Ingenieure per se nicht „Walter des Gemeinwohls sind“, b) Ingenieure  
nur begrenzten Einfluss auf (groß-) technische Entwicklungen  haben  und c)  zuvorderst Angestellte eines Unternehmens 
sind. 
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hen Grad an demokratischer Offenheit,“37 ohne allerdings dies durch ausreichend repräsenta-

tive praktische Beispiele von Technikakzeptanz zu belegen.  

Einen eher pragmatischen Ansatz liefern Heinrich Franke und Friedrich Buttler.38 Ihre Analy-

se des – für Arbeitnehmer konkret erfahrbaren -  technologischen Wandels aus den beginnen-

den 90er Jahren bleibt zweifelsohne aktuell. Sie sehen nachfolgend aufgeführte  ambivalenten 

Auswirkungen der neuen Technologien im betrieblichen Bereich. Einerseits  

 werden erhebliche Produktivitätsgewinne, vor allem durch  die Verbesserung von 

Prozess- und Fertigungstechnologien, zu Einsparungen von  Stückzeiten und im 

Gefolge zum Abbau von Arbeitskräften führen.  

 wird die Verlagerung von Routinetätigkeiten und von komplexen manuellen Tä-

tigkeiten auf Computer-Systeme zu einer Auszehrung von traditionellen Arbeits-

inhalten und zur Entwertung der für die Verrichtung der Tätigkeit erforderlichen 

Qualifikationen führen;. 

 wird die Herausbildung neuer Formen und Intensitäten betrieblicher Kontrolle den 

Freiheitsraum   der Arbeitnehmer beschränken. 

Andererseits 

 schafft die neue Technik neue Arbeitsplätze und sichert bestehende. Die Nutzung 

der neuen Technik scheint aus Gründen der Wettbewerbsfähigkeit  unabdingbar  

 erfordern neue Techniken entsprechende Qualifikationen und erweitern den Tätig-

keitshorizont; 

 vermindert Technik vor allem körperliche Arbeitsbelastungen. 

Franke/Buttler beantworten allerdings nicht die schwierige Frage, ob die Einführung neuer 

Techniken gesamtwirtschaftlich gesehen per saldo zu zusätzlichen Arbeitsplätzen führt oder 

ob sie eher vorhandene Arbeitsplätze abbaut. Ihre eher auf die „Macht des Faktischen“ hin-

weisende und resignativ erscheinende  Anmerkung, dass, „wenn es nicht gelingt, den Produk-

tivitätsfortschritt durch Produktionswachstum auszugleichen, entsteht unweigerlich Arbeitslo-

sigkeit,“ erweckt nicht den Eindruck eines konstruktiven Beitrags zur Zukunftsgestaltung.  

Die Fragestellung, inwieweit technologische Entwicklungen unmittelbar oder mittelbar Ein-

fluss auf individuelle und gesellschaftliche Werthaltungen ausüben, sprengt den Rahmen die-

ser Arbeit. Wie weit Technik und Technikgenese einerseits und Werte und Normen anderer-

seits verwoben sind und an welchen Punkten Werte Eingang finden in technische Entwick-

                                                 
37 Baron, a.a.O., S. 231 
38 Franke, H./Buttler, F.: Arbeitswelt 2000. Frankfurt/M, 1991. S. 66 ff 
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lungslinien scheint m. E. bis heute alles andere als geklärt und bleibt Anlass zu vielfältigen 

Kontroversen. Allgemein und vereinfachend lässt sich sagen, dass Werte eine Funktion als 

soziale Regulative haben; sie regeln das Zusammenleben in einer Gesellschaft. Die rege-

lungsbedürftigen Probleme bestimmen sich aus den Fakten und der daraus abgeleiteten Ver-

änderungen. Insofern diese Änderungen technologisch beeinflusst sind, kann von einer An-

passung unseres Wertesystems  an die technologische Entwicklung gesprochen werden. 

Auf die Wechselwirkung zwischen neuen Technologien und Qualifikationen sei hingewiesen. 

Dies scheint für Entwicklungsingenieure selbstverständlich, auf der Ebene der Techniker, 

Meister und Facharbeiter hat sich diese Einsicht noch nicht wahrnehmbar durchgesetzt.39 Ste-

hen neue betriebliche Techniken an, werden meist Nachqualifizierungen des betrieblichen 

Personals zur Deckung des Qualifikationsbedarfs vorgenommen. Allerdings sind einer kurz-

fristigen Befriedigung durch Zeitverzögerung bei der Rekrutierung der Mitarbeiter und durch 

Dauer und Auswirkung der Maßnahmen natürliche Grenzen gesetzt.  

Anzumerken bleibt noch, dass der Funktionswandel der Institution Staat unter dem indirekten, 

aber auch direktem Einfluss technologischer Änderungen steht; eine besondere Rolle spielt 

dabei die Militär- oder auch die Raumfahrt-Technologie. Probleme der internationalen Politik, 

wie das Verhältnis der Industriestaaten untereinander aber auch zu den Entwicklungsländern, 

weisen eine besondere technologische Dimension auf. 

Ökonomischer Aspekt 

Ziele wirtschaftlichen Handelns und die Art des Vorgehens zur Verwirklichung dieser Ziele 

sind nicht vorgegeben; sie sind immer wieder von Neuem eine politische Aufgabe. Da das 

Leben der Menschen sich in der Gesellschaft abspielt und das wirtschaftliche Handeln, ob 

Produktion oder Konsum, im gesellschaftlichen Rahmen vor sich geht, wird die Wahl der 

Ziele des Wirtschaftens vornehmlich durch die Gesellschaftsordnung beeinflusst. 

Gesellschaftlich übergeordnete Vorentscheidungen können sein: 

 das Streben nach Erhaltung von Frieden, 

 die Sicherung von Freiheit Verantwortungsmöglichkeit und 

 die Förderung von Gerechtigkeit. 

Ihre Berücksichtigung und Einbeziehung in das Wirtschaftsleben ist jedoch auf   verschieden-

artige Weise möglich. 

In  §1 des Stabilitätsgesetzes vom 08. Juni 1967 verpflichten sich Bund und Länder auf  ein 

gesamtwirtschaftliches Gleichgewicht. Anzustreben ist: Ein stabiles Preisniveau, ein hoher 

                                                 
39 Kornwachs, K.: Das Ende der Fabrik. In: Funkolleg Technik, Studieneinheit 16, S. 27. Weinheim, 1994 
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Beschäftigungsstand, ein außenwirtschaftliches Gleichgewicht und ein stetiges und  

angemessenes Wachstum. 

Die statistische Erfassung der volkswirtschaftlichen Daten seit 1960 zeigt (Tabelle 2.2.1 – 2) ein 

differenziertes Bild: 

Tabelle 2.2.1–2:   Bruttoinlandsprodukt, Wachstumsrate, Preisindex,  Lohnentwicklung 

 Bruttoinlands- 

produkt zu je- 

weiligen 
Preisen 

in Mrd. 

ECU/EURO 

 

BIP je Ein- 

wohner zu je- 

weiligen 
Preisen5 

Veränderungen 

BIP zu konstanten 

Preisen gegenüber 

Vorjahr in % 

 

 

Preisindex 

1995 =100 

 

Bruttolohn je 

geleistete 

Arbeitsstunde 

in DM 

1960 68,2 120,4 8,7 k.A. 2,75 

1970 180,5 129,1 5,1 40,5 6,91 

1980 583,2 130,1 1,0 66,4 17,19 

1990 1.182,2 123,9 5,8 85,8 26,50 

1991 1.432,6 113,9 5,1 89,0/87,2 28,37/25,98 

1992 1.561,7 118,8 2,2 91,6 28,37 

1993 1.670,8 126,4 - 1,1 95,7 29,95 

1994 1.763,8 127,3 2,3 98,3 30,53 

1995 1.880,2 130,6 1,7 100,0 32,00 

1996 1.878,2 124,2 0,8 101,4 33,20 

1997 1.866,5 117,4 1,4 103,3 33,53 

1998 1.921,9 115,8 2,0 104,3 33,71 

1999 1.982,4 114,0 1,8 104,9 34,46 

2000 2.039,6 110,6 3,0 106,9 35,26 

 Quelle: Statistisches Bundesamt, 2001 

 
 

                                                 
5 In Relation zu den europäischen Ländern, in denen der Euro/Ecu als Währung/Verrechnungseinheit eingeführt  

    ist/war. Der BIP-Durchschnitt dieser Länder wurde mit 100 bewertet. 
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 Das Bruttoinlandsprodukt verzeichnet, mit Ausnahme der Jahre 1995 bis 1997 einen  

stetigen Anstieg. 

 Das BIP je Einwohner ist seit 1995 rückläufig. 

 Die Wachstumsraten sind seit 1992 wesentlich niedriger als in den vorhergehenden 

Jahren. 

 Seit 1994 fallen sowohl die jährlichen Preisanstiege als auch die Lohnsteigerungen 

moderater aus als in den Jahren zuvor. 

Das Wirtschaftswachstum war lange Zeit ein selbstverständliches und unangefochtenes 

Hauptziel des gesamtwirtschaftlichen Produktionsprozesses. Obwohl die Formel: Vermeh-

rung des BIP = Wachstum = Wohlstand = höhere   Lebensqualität in mehrfacher Sicht nicht 

haltbar ist, darf die Bedeutung des wirtschaftlichen Wachstums für den gesellschaftlichen 

Wohlstand nicht unterschätzt  werden. Zielkonflikte können allerdings dann auftreten, wenn 

unter Wachstum Unterschiedliches gemeint ist:   

Entspricht  a) Wachstum dem Begriff von Wohlstand oder ist es b)  eine statistische Größe 

(BSP) oder wird es c) verstanden als Produktivitätszuwachs? 

Beispielhaft seien drei Argumente gegen eine vereinfachende Gleichsetzung von   Wachstum 

und Wohlstand angeführt:  

 Das Bruttoinlandsprodukt ist eine Geldgröße. Die Bewertung der erstellten Güter  und 

Dienstleistungen zu den jeweiligen Marktpreisen sagt aber nichts über die soziale 

Wertschätzung der Gesamtproduktion aus. 

 Bestimmte Dienstleistungen (wie etwa Kindererziehung und Haushaltsführung) gehen 

nicht in das BIP ein – und haben doch einen wohlfahrtssteigernden Wert. 

 Die zusätzliche Produktion von Gütern und Dienstleistungen sagt noch nichts über  

deren gerechte Verteilung aus. 

Die kritische Frage, ob es nicht Zeit ist, sich vom materialistischen „Wachstums-

fetischismus“ zu lösen und sich anderen übergeordneten Zielen zuzuwenden, sei erlaubt.  Ei-

nige nachfolgend aufgeführte unerfreulichen Folgeerscheinungen der Industrialisierung lassen 

Unbehagen und Zweifel an der geforderten Nachhaltigkeit der Wirtschaftsprozesse  aufkom-

men: 

 Die Verschmutzung der Luft, des Bodens und des Wassers. 
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 Das Problem, das zwischen „Privatkonsum“ und „öffentlichem Bedarf“, konkreter:   

zwischen „privatem Reichtum und der öffentlicher Armut“ besteht. Daraus resultiert 

beispielhaft, dass die Pro-Kopf-Ausgaben für  das Bildungswesen im europäischen 

Vergleich nur durchschnittlich anzusetzen sind (siehe die  PISA-Studie vom Dezem-

ber 2001 und die OECD-Studie vom September 2003). Hier ist die Steuerpolitik von 

Bund, Länder und  Kommunen  gefragt. 

 Der Konflikt zwischen industriellem Wachstum und dessen gerechter Verteilung.   

 Die mangelnde Markttransparenz. 

 Der Einfluss von industriellem Wachstum auf die sozialen Sicherungssysteme. 

 Die unbefriedigende Welthandelsstruktur. 

Zusammen mit der „Standortfrage“ sind die Auswirkungen der  „Globalisierung“ seit Beginn 

der 90er Jahre zum  großen (wirtschafts-) politischen Thema geworden. Die gesellschaftliche 

sowie die sozial- und wirtschaftswissenschaftliche Debatte um (Langzeit-)Massenarbeits-

losigkeit, um sozial- und arbeitsmarktpolitische Umgestaltung, um Steuer- und Subventions-

politik wird unmittelbar von den makroökonomischen Bedingungen ausgelöst. Nach Anthony 

Giddens41 vertieft, verbreitert und beschleunigt sich die weltweite Vernetzung in allen Berei-

chen des heutigen sozialen  Lebens von den kulturellen bis kriminellen, von den finanziellen 

bis spirituellen. Giddens weiter: „Für viele ist die Globalisierung vor allem eine rasche 

Verbreitung des marktwirtschaftlichen Kapitalismus in der ganzen Welt, begünstigt durch die  

gegenwärtige Revolution in der Informationstechnologie. Sie ist eine unwiderstehliche  wirt-

schaftliche Kraft, angetrieben durch transnationale Produktions- und  Handelsnetzwerke, die 

die traditionellen sozialen und politischen Einheiten, nationale  Märkte und möglicherweise 

die Regierungsfunktion des Nationalstaates zerstören.“  

Ohne Zweifel beeinflusst die weltweite Öffnung der Märkte die Lebenswirklichkeit vieler 

Menschen durch ständig wechselnde Anforderungen an Arbeits- und Ausbildungsinhalten. 

Sie bedeutet tiefgreifende Veränderungen in den Beschäftigungschancen und Beschäftigungs-

risiken. Im Zusammenhang mit der anhaltend hohen Arbeitslosigkeit in Europa sind die Aus-

wirkungen der Globalisierung auf die Beschäftigung in verschiedenen Wirtschaftssektoren 

und Regionen folgerichtig zu einem zentralen Thema des öffentlichen Diskurses geworden. 

Die fortdauernde Misere wird vornehmlich als Folge eines Mangels an Flexibilität auf dem 

Arbeitsmarkt betrachtet, der mit politischem Fehlverhalten und anderen marktfremden Frikti-

                                                 
41  Beck, U; Giddens, A.;Lash, S.: Reflexive Modernisierung. Frankfurt/M, 1996. S. 113 ff 
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onen der Lohnbildung und Gestaltung von Arbeitsverhältnissen zu erklären ist. „Globalisie-

rung“ dient häufig nur als Stichwort, unter dem wohlfahrtsstaatliche Institutionen der Kon-

fliktbewältigung und sozialen Sicherung grundsätzlich in Frage gestellt werden. 

P. Hirst und  G. Thompson bestreiten das ökonomische Phänomen der globalisierten Welt-

märkte. Nach ihrer Meinung ist nur angeblich eine globale Wirtschaft entstanden oder im Be-

griff zu entstehen. „Der Großteil des Handels findet nach wie vor innerhalb regionaler Wirt-

schaftsblöcke wie der europäischen Union statt. Deren Länder treiben in erster Linie unterein-

ander Handel. In den letzten drei Jahrzehnten sind die EU-Exporte in andere Weltregionen 

nur minimal angestiegen. Zwar haben sich die USA – durch die Verdoppelung ihres Exports 

im selben Zeitraum – geöffnet, aber solche Entwicklungen reichten bei Weitem nicht aus, um 

eine wirklich globale Wirtschaft zu erzeugen.“42 

Trotz unterschiedlicher Sichtweise: Ein wesentliches Kennzeichen der modernen Gesellschaft 

ist ohne Zweifel ihre hohe Komplexität. Im Bereich der Wirtschaft wird weltweit agiert, Fi-

nanz- und Warenmärkte sind eng vernetzt (man beachte nur die wechselseitigen alltäglichen 

Reaktionen auf die Bewegung der Börsenkurse z.B. in London/Frankfurt, New York oder 

Tokio), politische Interessen werden in multinationalen Verbindungen aus unterschiedlichen 

Begründungen versucht durchzusetzen, kriminelle Vereinigungen operieren über alle Landes-

grenzen hinweg, Auswirkungen von Veränderungen in der Natur ziehen in aller Regel Folge-

erscheinungen in anderen Regionen nach sich, der weltweite Tourismus floriert, die Wissen-

schaft kooperiert international und nachweisbar sind die globalen Auswirkungen von regional 

begrenzten militärischen Auseinandersetzungen. 

Ein eher düsteres Bild bezüglich der staatspolitischen Auswirkungen malt R. Dahrendorf: 

„Die Entwicklungen, die mit dem Stichwort Globalisierung beschrieben werden, sind ohnehin 

der Demokratie, wie sie im Westen seit 200 Jahren verstanden wird, nicht förderlich. Globali-

sierung vollzieht sich in Räumen, für die noch keine Strukturen der Kontrolle und Rechen-

schaft erfunden sind, geschweige denn solche, die den einzelnen Bürger ermächtigen. Globa-

lisierung entzieht dem einzigen Domizil der repräsentativen Demokratie, das bisher funktio-

niert hat, dem Nationalstaat, die ökonomische Grundlage. Globalisierung beeinträchtigt den 

Zusammenhalt von Bürgergesellschaften, auf denen der demokratische Diskurs gedeiht. Glo-

                                                 
42 Hirst, P., Thompson, G.: Globalization in Question. Cambridge: Polity, 1996. Zitiert in: Giddens, A.:  Der dritte Weg. 

Frankfurt, 1999. S.42 
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balisierung ersetzt die Institutionen der Demokratie durch konsequenzlose Kommunikation 

zwischen atomisierten Individuen."43  

Gleichwohl lassen sich Chancen einer internationalen Verflechtung nicht leugnen: 

 Die wechselseitige Erschließung neuer und größerer Märkte.  

 Die gestiegene Möglichkeit in anderen Ländern einer Erwerbstätigkeit nachzu-

gehen. 

 Produkte besser und preisgünstiger fertigen zu lassen bzw. einzukaufen. 

 Know-how-Transfer wird eher  ermöglicht. 

 Das Kennenlernen vielfältiger Kultur- und Arbeitswelten. 

 Der globalisierte Weltmarkt erzwingt Öffnung und Modernisierung selbst re-

pressiver Gesellschaften. 

Als Risiken können angesehen werden: 

 Die Zunahme des Gefälles zwischen wirtschaftlich starken und schwachen 

Ländern. 

 Der Wettbewerbsnachteil für kleinere und mittlere Unternehmen. 

 Die zunehmende Verlagerung von höher qualifizierten Tätigkeiten in Länder 

mit niedrigeren Lohnkosten. 

 Das Entstehen weltweit agierender Konzernen, die sich einer (steuer-)             

politischen Kontrolle zu entziehen versuchen. Sie verlagern ihre Produktions-

stätten an ebenso weltweit auswählbare Orte optimaler Produktionsbedingun-

gen. (Beispiel: Automobil-Industrie) 

 Das äußerst beweglich gewordene internationale Finanzkapital sucht sich den 

Ort der  maximalen Rendite.   

Im gesellschaftlichen Klima und in der veröffentlichten Meinung sind bezüglich der Darstel-

lung der Ökonomie in den vergangenen zehn Jahren erheblich Veränderungen festzustellen. 

Eher schleichend, aber im Ergebnis deutlich spürbar, findet eine Ökonomisierung aller, auch 

der privaten Lebensbereiche, statt. Die Globalisierung ist vermutlich nicht die ausschließliche  

Ursache dieser Entwicklung, aber sie hat sie sicher beschleunigt. Die Wirtschaftsseite der 

                                                 
43 Dahrendorf, R.: Die Globalisierung und ihre sozialen Folgen werden zur nächsten Herausforderung einer  Politik der Frei-

heit. Hamburg: Zeit Archiv, 1997, Nr.47 
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Wesentliche Aufgabe der Arbeitsorganisation innerhalb eines Unternehmens ist es, in einem 

arbeitsteiligen Prozess Leistungsfähigkeit und Leistungsbereitschaft der arbeitenden Men-

schen auf die effiziente Erstellung marktfähiger Güter zu orientieren. Mit einer Vielfalt von 

Regelungen sichert die Arbeitsorganisation das Zusammenwirken von Tätigkeiten, die dem 

Ziel, ein wettbewerbsfähiges Produkt – als Ware oder Dienstleistung - zu erstellen, unterge-

ordnet sind. Anzustreben ist eine, mit einer hohen Effizienz produzierte Wertschöpfung  zum 

Zwecke des gewinnbringenden Verkaufs. Arbeitsorganisatorische Fixpunkte sind  seit Beginn 

der industrialisierten Produktion Kostensenkung und Effizienzsteigerung. 

Seit etwa dem Jahre 1970 ist die herkömmliche  Arbeitsorganisation, die auf dem Konzept der 

industriellen Massenproduktion beruht, mehr und mehr in Frage gestellt worden. Zum Zwek-

ke einer verbesserten Produktivität, einer höheren Qualität und humaneren Arbeitsbedingun-

gen45 experimentieren die industriell produzierenden Unternehmen mit unterschiedlichen or-

ganisatorischen Neuerungen (Qualitätszirkeln, Just-in-time-Systemen, Teamarbeit u.a.). Der-

zeit kann man nicht von der Existenz eines bestimmten Modells sprechen. Es existieren eine 

Vielzahl von Modellen nebeneinander, die ständig die Gegebenheiten der einzelnen Unter-

nehmen und deren Beschäftigten berücksichtigen. So entstehen auf betrieblicher Ebene Insta-

bilitäten dadurch, dass die Unternehmen heute bei der Auswahl der zur Verfügung stehenden 

Organisationskonzepte oft nicht zwingende ökonomische Motive im Vordergrund stehen, 

sondern momentan beliebte „Management-Philosophien“ oder Personen des oberen Manage-

ment eine bestimmte Organisationsweise bevorzugen.  

Jüngere Forschungen versprechen sich mehr von einer organisationssoziologischen Betrach-

tungsweise (Tacke 1997). Aussagen über eine veränderte Qualifikationsanforderung lassen 

sich dann treffen, wenn man sich die enge Verzahnung von Arbeitsorganisation, Tätigkeitsbe-

reichen und Führungsstile verdeutlicht. Voss/Pongratz (1998) und Hansen (1999) siedeln in 

dieser Phase des Postfordismus den verbetrieblichten Arbeitskraftunternehmertypus an. Mit 

ihm geht eine ehemals betriebliche Kontrolle in eine individuelle Selbstkontrolle über. 

Voss/Pongratz gehen davon aus, dass sämtliche Arbeitnehmende in der industriellen Produk-

tion von diesem Strukturwandel potentiell betroffen sind. 

                                                                                                                                                         
44 Vgl.: Beck, U.: Risikogesellschaft. Auf dem Weg in eine andere Moderne. Frankfurt/M, 1986. S. 132 f, 300 f, 343 f; Rif-

kin, J.: Das Ende der Arbeit. Frankfurt/M, 1999. S. 26 ff; Zinn, K.-G.: Tertiäre Krise oder tertiäre Zivilisation? In: Ge-
werkschaftliche Monatshefte 6-7/1998, S. 479         
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Wesentliche Aufgabe der Arbeitsorganisation innerhalb eines Unternehmens ist es, in einem 

arbeitsteiligen Prozess Leistungsfähigkeit und Leistungsbereitschaft der arbeitenden Men-

schen auf die effiziente Erstellung marktfähiger Güter zu orientieren. Mit einer Vielfalt von 

Regelungen sichert die Arbeitsorganisation das Zusammenwirken von Tätigkeiten, die dem 

Ziel, ein wettbewerbsfähiges Produkt – als Ware oder Dienstleistung - zu erstellen, unterge-

ordnet sind. Anzustreben ist eine, mit einer hohen Effizienz produzierte Wertschöpfung  zum 

Zwecke des gewinnbringenden Verkaufs. Arbeitsorganisatorische Fixpunkte sind  seit Beginn 

der industrialisierten Produktion Kostensenkung und Effizienzsteigerung. 

Seit etwa dem Jahre 1970 ist die herkömmliche  Arbeitsorganisation, die auf dem Konzept der 

industriellen Massenproduktion beruht, mehr und mehr in Frage gestellt worden. Zum Zwek-

ke einer verbesserten Produktivität, einer höheren Qualität und humaneren Arbeitsbedingun-

gen45 experimentieren die industriell produzierenden Unternehmen mit unterschiedlichen or-

ganisatorischen Neuerungen (Qualitätszirkeln, Just-in-time-Systemen, Teamarbeit u.a.). Der-

zeit kann man nicht von der Existenz eines bestimmten Modells sprechen. Es existieren eine 

Vielzahl von Modellen nebeneinander, die ständig die Gegebenheiten der einzelnen Unter-

nehmen und deren Beschäftigten berücksichtigen. So entstehen auf betrieblicher Ebene Insta-

bilitäten dadurch, dass die Unternehmen heute bei der Auswahl der zur Verfügung stehenden 

Organisationskonzepte oft nicht zwingende ökonomische Motive im Vordergrund stehen, 

sondern momentan beliebte „Management-Philosophien“ oder Personen des oberen Manage-

ment eine bestimmte Organisationsweise bevorzugen.  

Jüngere Forschungen versprechen sich mehr von einer organisationssoziologischen Betrach-

tungsweise (Tacke 1997). Aussagen über eine veränderte Qualifikationsanforderung lassen 

sich dann treffen, wenn man sich die enge Verzahnung von Arbeitsorganisation, Tätigkeitsbe-

reichen und Führungsstile verdeutlicht. Voss/Pongratz (1998) und Hansen (1999) siedeln in 

dieser Phase des Postfordismus den verbetrieblichten Arbeitskraftunternehmertypus an. Mit 

ihm geht eine ehemals betriebliche Kontrolle in eine individuelle Selbstkontrolle über. 

Voss/Pongratz gehen davon aus, dass sämtliche Arbeitnehmende in der industriellen Produk-

tion von diesem Strukturwandel potentiell betroffen sind. 

                                                                                                                                                         
45 Während meiner zusätzlichen berufsbegleitenden Weiterbildung zum „Industrial Engineer“ beim REFA-Institut

in Darmstadt in den Jahren 1968 – 70  war die „Humanisierung der Arbeit“ zentrales Anliegen. Die  bestmögliche
ergonomische Ausgestaltung des Arbeitsplatzes – konstruktiv und arbeitswissenschaftlich galt als ultima ratio der
Betriebsorganisation
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Für  Gerhard Willke46 bekommen Wirtschaftsprozesse einen „zunehmend fraktalen Charak-

ter.“ Durch den verstärkten Einsatz von Informationstechnologien würden viele Arbeitnehmer 

der mittleren Qualifikationsebene verdrängt. Maßnahmen des „lean production“ und des „re-

engineering“ haben zur Folge, dass Kenntnisse und Qualifikationen auch des mittleren Mana-

gements in Software-Programme transformiert werden und durch Personalabbau von qualifi-

zierten Arbeitskräften Kosten reduziert werden. Auf einen anderen Aspekt der Restrukturie-

rung weist Willke hin: Verschlankte Unternehmen fangen Schwankungen in der Auftragslage 

in der Weise auf, dass sie bei Bedarf Aufträge an „outgesourcte“ Betriebe vergeben. „Diese 

Entwicklung ist mitbedingt durch die Tatsache, dass die Industriegesellschaft alter Art dabei 

ist sich zu verabschieden.“47 Das „downsizing“ der Unternehmen hat offensichtlich diese 

Entwicklung noch verschärft. 

In dem von der Europäischen Kommission im April 1997 zum Zwecke der Förderung der 

Beschäftigung und zur Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit heraus gegebenen Grünbuch48 

„Eine neue Arbeitsorganisation im Geiste der Partnerschaft“ wird die Entwicklung eines neu-

en europaweiten Rahmens für die Modernisierung der Arbeit eingefordert. Erreicht werden 

soll dieses Ziel durch „sozialen Dialog“. Eine wahrlich heroische Aufgabe für die politisch 

Verantwortlichen und für die Sozialpartner. 

 

Wandel der Erwerbsformen – neue Formen der Entfremdung? 

Aus den beschriebenen Wandlungen innerhalb der betrieblichen Arbeitsorganisation leitet 

sich die Frage nach dem Maße der Veränderungen des Bewusstseins bezüglich der subjekti-

ven und objektiven Bedingungen der „veränderten“ Arbeit ab. Lassen moderne Arbeitsformen 

noch zu, von einer „Entfremdung der Arbeit von ihrem Produkt“ zu reden? 

Wenn die Arbeitskraft eine Ware ist, dann kommt ihr derselbe Doppelcharakter (Gebrauchs-

wert und Wert an sich) zu wie allen Waren. Daraus folgt die Interpretation des Arbeitsvertra-

ges als Kaufvertrag; Produktion entspricht dem Konsum der Ware Arbeitskraft seitens des 

Kapitalisten und Lohn ist der Preis der Ware Arbeitskraft. Gegen die Marxsche These lässt 

sich bildungstheoretisch einwenden, dass die Arbeitskraft zwar auch aber niemals nur  als 

Ware zu verstehen ist, da ihre Anwendung im Produktionsprozess immer eine subjektive Be-

teiligung (Engagement) des Arbeitenden erfordert. Auf diese Weise wird auch die erworbene 

Qualifikation als wesentlicher Teil der Ware Arbeitskraft in den ökonomischen Zusammen-

                                                 
46 Willke, G.: Die Zukunft der Arbeit. Frankfurt/M, 1999. S. 131 f 
47 ebd.: S. 146 
48 EU-Kommission (Hrsg.): Grünbuch: Eine neue Arbeitsorganisation im Geiste der Partnerschaft. Brüssel, 1997 
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hang eingebunden. Die nicht hinreichende Bestimmtheit der Ware Arbeitskraft erklärt, inwie-

fern Qualifikation keine bloße „Zurichtung“ eines passiv bleibenden Objektes sein kann, son-

dern ein subjektives Moment der Zulassung benötigt. Hier wird der Begriff der Bildung und 

der Mündigkeit unmittelbar tangiert. 

Die angedeutete Ambivalenz des auf die Ware Arbeitskraft bezogenen Entfremdungsbegriffes 

macht Joachim Israel49 deutlich. Nach ihm ist der Terminus Entfremdung „im Laufe der Zeit 

sehr verschiedenartig angewendet worden. Zwei Arten des Gebrauchs sind jedoch besonders 

vorherrschend: eine, die sich auf gesellschaftliche Prozesse, und eine andere, die sich auf psy-

chische Zustände bezieht.“ Hat der  Wandlungsprozess der Industriearbeit (als gesellschaftli-

cher Prozess), die lange Zeit gleichgestellt wurde mit entfremdeter Arbeit, wesentlichen Ein-

fluss genommen auf Entfaltung und Bewusstseinsveränderungen des Industriearbeiters? „Die 

Verkoppelung von fremdbestimmter Lohnarbeit und selbstbestimmten Arbeitsverhalten 

scheint zu gelingen,“ meint M. Schumann50, um gleich anschließend einzuschränken, dass das 

Pendel in den letzten Jahren zurückschlägt zu „neuen Unübersichtlichkeiten.“ 

Nicht mehr der angepasste „arbeitsteilige“ Facharbeiter, sondern der flexible, zur Selbstorga-

nisation fähige und problemlösende Experte wird als Leitbild propagiert. (Siehe auch: Empiri-

sche Untersuchung Kap. 6.2.1.2) Führt also die Möglichkeit Entfaltungschancen wahrzuneh-

men direkt zur Aufhebung der Kategorie der Entfremdung (von Industriearbeit)?  

Schumann stützt seine Definition der „neuen Unübersichtlichkeiten“ auf in den letzten Jahren 

zu beobachtende rückläufige Entwicklungen in betriebsorganisatorischen Abläufen. Im Ein-

zelnen seien dies: 

 Rücknahme ergonomischer Verbesserungen, etwa zur Verminderung von Überkopfar-

beit; 

 Verschlechterung der Arbeitsbedingungen, etwa Ausbau der Schichtarbeit sowie Ab-

bau der Erholzeiten; 

 Erneute Trennung zwischen Planungsexperten und Nur - Ausführenden; 

 Reduktion von Aus- und Weiterbildungsaktivitäten; 

 Standardisierung der Vorgaben der Arbeitsausführung; 

 Wiederausbau der Arbeitskontrollen; 

                                                 
49 Israel, J.: Der Begriff der Entfremdung. Reinbek, 1972. S. 17.  Vgl. Werlein, B.: Entfremdung und Mechanisierung der 

Produktionsarbeit. Köln, 1981 

50 Schumann, M.: Metamorphosen von Industriearbeit und Arbeiterbewusstsein. Hamburg, 2003. S. 61 
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 zunehmende Prekärisierung der Beschäftigungsverhältnisse im Sinne der verstärkten 

Nutzung von Befristungen, Zeitarbeiten und Leiharbeit.51 (Kap. 2.2.2.2) 

Die Einführung neuer Produktions- und Organisationskonzepte korrespondiert mit dem An-

spruch nach hoher Qualifikation in privilegierten Arbeitsfeldern. Um den zunehmenden Fle-

xibilitäts- und Anpassungsanforderungen der Unternehmen52 zu genügen, setzt Industriearbeit 

hohe Leistungsbereitschaft voraus und nimmt häufig rigorose Formen bis hin zur Überforde-

rung und Selbstausbeutung an.    

Durch innovative Industriepolitik basierend auf einer funktionierenden Interessenaushandlung 

zwischen den Tarifpartnern und unter den Bedingungen eines ausgebauten Berufsausbil-

dungssystems kann es gelingen, den Industriearbeiter von seiner betrieblichen Objektstellung  

durch die Nutzung von Entfaltungschancen graduell zu lösen. Investitionen in das Humanka-

pital des Industriearbeiters sind dazu unabdingbar erforderlich. 

 

Zusammenfassung und thematische Bedeutung 

 Anwendungsbezogene natur-  und ingenieurwissenschaftliche Forschung hat vor 

allem seit der Industrialisierung immer technologischen Wandel zur Folge. Geän-

dert hat sich allerdings die Beschleunigung des „technischen Fortschritts“, konkre-

tisiert z.B. durch den Produktivitätszuwachs pro Beschäftigten und pro Jahr. 

 Die Produktivität je Beschäftigten ist stärker gestiegen als das Arbeitsvolumen je 

Beschäftigten im gleichen Zeitraum abgenommen hat. 

 Staatliche (Berufsbildungs-)Institutionen nehmen technische Entwicklungen meist 

reaktiv wahr. 

 Nach der Debatte um die qualitative wirtschaftliche Entwicklung Anfang der 70er 

Jahre ist die Standort-Deutschland- und  Globalisierungs-Debatte, ausgelöst durch 

die weltweite Vernetzung und Öffnung der Märkte in unterschiedlichen ökonomi-

schen und technologischen Bereichen zum beherrschenden Thema geworden. 

 Für nationalstaatliche Volkswirtschaften, aber auch für den Einzelnen, sind Chan-

cen und Risiken der ökonomischen Entwicklung auf Grund der internationalen 

Verflechtungen immer schwieriger abzuschätzen. 

                                                 
51 ebd.  S. 72 

52 Auf das Aktionärs-Interesse (Shareholder Value-Kalkül)  der schnellen Rendite des Mitteleinsatzes und den daraus folgen-
den Konsequenzen für die Beschäftigten wird an dieser Stelle nicht eingegangen.  
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 Dass die Fähigkeit, auftretende ökonomische und mithin gesellschaftliche Proble-

me zufriedenstellend zu  lösen, der Realität hinterherhinkt, hat seine Ursache in der  

hohen Komplexität weltwirtschaftlichen Agierens.  

 In industriell produzierenden Unternehmen existieren arbeitsorganisatorisch unter-

schiedliche Modelle zur effizienten Erstellung marktfähiger Güter. 

 Innerbetrieblichen arbeitsorganisatorischen Maßnahmen gehen häufig  technische 

Entwicklungen voraus. 

 Tendenziell wird industrielle Arbeit zunehmend projektorientiert verrichtet wer-

den; die ehemals betriebliche Kontrolle wird in eine individuelle Selbstkontrolle 

übergehen. 

 

Folgerungen für die berufliche Erstausbildung 

Der rasche technologische, ökonomische und arbeitsorganisatorischer Wandel stellt – wie 

dargestellt – neue Anforderungen an die Berufsausbildung, wobei die angestoßenen Verände-

rungen in der Berufsstruktur sich in aller Regel zeitverzögert im Bildungs- und Ausbildungs-

system fortpflanzen.  

Das übergeordnete Postulat aller beruflichen Bildung - die Vermittlung einer umfassenden 

beruflichen Handlungskompetenz - schließt die Vorbereitung auf eine moderne Ausbildung 

im Hinblick auf selbstgesteuertes lebensbegleitendes Lernen ein. Verbunden damit ist eine 

veränderte Sichtweise des Lernens selbst – die Eigenverantwortung wird auf diese Weise zum 

Grundprinzip - und ein Einstellungswandel der Lehrenden. Wesentliche Aufgabe künftiger 

Bildungspraxis und damit auch der beruflichen Erstausbildung wird die Stärkung der Fähig-

keit zum eigenverantwortlichen Lernen sein; neben mehr Flexibilität, einer sinnvollen Diffe-

renzierung im Anforderungsprofil, der Ausweitung dualer Ausbildungsformen im tertiären 

Bereich, dem Einsatz multimedialer Lernformen sowie der Internationalisierung der berufli-

chen Bildung ist auch der Zugang zur beruflichen Weiterbildung fließender zu gestalten. 

Durch die beschriebenen Tatbestände ergeben sich unmittelbare Konsequenzen bezüglich der 

Effizienz  und Effektivität des Bildungssystems. An dieser Stelle seien nur zwei wichtige die 

Bildungsinhalte betreffende Schwerpunkte beispielhaft genannt: Erstens ist die Beherrschung 

einer Fremdsprache – in aller Regel Englisch – vor allem für jene unerlässlich, deren Tätig-

keitsprofil dies erfordert (z.B. vermehrte Kundenorientierung, siehe auch Kap. 3). Aber auch 

aus materiellem Interesse – der Erhöhung von  Einkommenschancen - und der gleichberech-

tigten Teilnahme am gesellschaftlichen und politischen Leben. Zweitens macht es die Globa-
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lisierung erforderlich mit kulturellen Unterschieden umgehen zu können.  Wie diesen Anfor-

derungen am ehesten entsprochen werden kann, ist primär eine erziehungswissenschaftliche 

Frage, der an dieser Stelle nicht im Einzelnen nachgegangen werden kann. 

 

2.2.2      Flexibilisierung der Erwerbsformen 
 
Entwickelt sich die Vollbeschäftigung im Sinne einer lebenslangen Vollzeit-Erwerbsarbeit für 

ein wachsende Zahl von Erwerbstätigen zur Illusion und als politisches Ziel zu einem Ana-

chronismus? Ist „Flexibilisierung“ das Zauberwort, das die Illusion der Wirklichkeit näher 

bringen soll?  

In der Kontroverse um arbeitsmarkpolitische Strategien spielt der positiv besetzte Begriff der  

Flexibilisierung eine wichtige Rolle. Es gilt als progressiv Flexibilisierung einzufordern. Wer 

oder was „flexibel“ in welcher Form sein soll, bleibt häufig unpräzise. 

 
2.2.2.1   Die Erosion der „Normalarbeitsverhältnisse“ 

Mit dem Ruf nach Flexibilität (von Arbeitnehmern oder für Arbeitnehmer?) ist, meist unaus-

gesprochen, Kritik am sogenannten „Normalarbeitsverhältnis“ (NAV) verbunden. Das NAV 

wird als Ausdruck paternalistischer  Machtverhältnisse gesehen, die zu überwinden seien; das 

NAV wird wegen seiner starren Regulierungen als wichtigstes Hemmnis der Entfaltung der 

Marktkräfte bezeichnet und schließlich wird gesagt, dass die nachwachsende Generation nicht 

mehr im Sicherheitsdenken ihrer Eltern verhaftet sei und sich eine flexiblere Arbeitswelt 

wünsche.53 

Dem traditionellen NAV, herausgebildet vor dem Hintergrund des ökonomischen Wachstums 

und einer hohen Nachfrage an Arbeitskräften in der Wiederaufbauphase der 50er Jahre bis in 

die 70er Jahre, liegt das Leitbild eines einheitlichen Typus von Vollarbeitsverhältnis zu Grun-

de, das als dauerhaft kontinuierlich, sozial abgesichert und arbeitsrechtlich in weitem Umfang 

geschützt, definiert werden kann. Eine dauerhafte  Vollzeitbeschäftigung garantiert einen exi-

stenzsichernden Familienlohn und eine ausreichende soziale Sicherung im Fall von Arbeitslo-

sigkeit, Krankheit und Erwerbsunfähigkeit sowie einen von Armut freien Ruhestand. Auf ei-

ner längerfristigen Basis gründet sich die Beziehung zwischen Unternehmen und Beschäftig-

ten.  

                                                 
53 Bosch G.: Hat das Normalarbeitsverhältnis eine Zukunft? WSI-Mitteilungen 3/86, S.163 – 176 und  Bosch, G.: Konturen 

eines neuen Normalarbeitsverhältnisses. WSI-Mitteilungen 4/01 
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Mit dem NAV eng verbunden ist das Leitbild der „Normalfamilie“ und der „Ernährerehe“, 

das die Vollerwerbstätigkeit des Mannes vorsieht, der damit die materielle Versorgung der 

Ehefrau und der Kinder sicherstellen soll. Diese, auch als deutsches „Wohlfahrtsmodell“ apo-

strophierte Erscheinung, wurde bis in die 70er Jahre hinein als dominant angesehen, während 

seither ein Wandel zu beobachten ist. Solange der Arbeitskräftemangel die Machtasymmetrie 

des Arbeitsmarktes milderte und entsprechende Sicherungen durchgesetzt werden konnten, 

ergab sich eine Art Gleichgewicht von Ökonomie und Beschäftigungsbiographie. Dieses 

Gleichgewicht geriet mit den ökonomischen Krisenerscheinungen, die Ende der 70er Jahre 

einsetzten, ins Wanken. Veränderungen der zentralen Parameter dieses Sozialmodells – stabi-

le Beschäftigungs- und stabile Familienverhältnisse – sind für den Wandel mit verantwortlich.  

Die Kommission der Freistaaten Bayern und Sachsen54 konstatiert nicht nur einen Bedeu-

tungsverlust des NAV, sondern vertritt darüber hinaus die Position, dass die Erhaltung des 

NAV wegen seiner starren Regulierung nicht erstrebenswert sei. So wird seit Mitte der 70er 

Jahre eine Ablösung der NAV durch Nicht-NAV konstatiert und dieser Trend wird für die 

Zukunft von den Autoren vereinfachend fortgeschrieben. Gerade die These der Ersetzung 

unterscheidet die Analysen der Kommission von andern Publikationen. Gegen diese These 

argumentiert  G. Wagner55, dass die Ausweitung von Teilzeit nicht zu einer Reduzierung der 

Vollerwerbstätigkeit führt, sondern zusätzliche Beschäftigung jenseits des NAV entsteht. 

Auch das von der Kommission vorgegebene enge und starre  Verständnis des NAV erscheint 

realitätsfern. Ein solches Verständnis ist für die in einer Marktwirtschaft übliche Flexibilität 

der wirtschaftlichen Abläufe nicht vereinbar. Überstunden und Schichtarbeit gehörten in den 

60er und 70er Jahren ebenso zum Alltag industrieller Arbeit wie der Wechsel zu einem ande-

ren Arbeitgeber. Auch haben die Strukturkrisen in der Textil- und Bekleidungsindustrie oder 

der Montanindustrie zeitlich sehr viel eher begonnen als die Diskussion über die Erosion der 

NAV begann. Darüber hinaus  verloren zahlreiche Landwirte und kleine Gewerbetreibende 

ihre Existenz und mussten eine abhängige Beschäftigung aufnehmen. Gerade die Beschäftig-

ten der Nachkriegsjahre mündeten oft erst über mühevolle Umwege in stabileren Beschäfti-

gungsverhältnissen.  

In der Zeit stabilen Wachstums profitierten auch die Unternehmen von den durch das NAV 

gesetzten Standards. Die betriebliche Arbeitsorganisation beruhte sowohl im sekundären als 

auch im tertiären Bereich auf Vollzeitbeschäftigung und dem damit verbundenen 8-

                                                 
54 Vgl.: Kommission für Zukunftsfragen der Freistaaten Bayern und Sachsen, Bonn, 1997, S. 143 

55 Wagner, G.: Teilzeitbeschäftigung zu Lasten der Vollzeiterwerbstätigkeit?. DIW-Wochenbericht, 4/98, S. 807 



2.2 Konkretisierung der Entwicklung

- 47 -

Stundentag sowie der 48- und später der 40-Stundenwoche. Diese traditionelle Form der 

Arbeitszeit war selbstverständliche und zumeist nicht mehr reflektierte Voraussetzung 

betrieblicher Arbeitsorganisation. Die allgemeine Akzeptanz dieser Norm wurde durch 

flankierende Maßnahmen gestützt: Halbtagsschule, unzureichende Versorgung mit Kindergärten- 

und Kindergrippenplätze, Ehegattensplitting oder die aus dem NAV abgeleitete soziale 

Sicherung der Ehefrau. Offen bleibt die Frage, ob denn in ökonomisch turbulenten Zeiten bei 

geringen Wachstumsraten,  Stagnation oder gar wirtschaftlichem Niedergang und hoher 

Arbeitslosigkeit sich ein solches NAV herausgebildet hätte.  

In Deutschland (West) stagnierte die Zahl der unbefristet Vollzeitbeschäftigten zwischen 1988 

und 1998 bei fast unverändert 18 Mio. Personen, der Anteil der unbefristet Vollzeitbeschäftigten 

ging dagegen von 67,4 % auf 62,1 % um 5,3 Prozentpunkte zurück. Diese unterschiedliche 

Entwicklung von relativen und absoluten Zahlen erklärt sich aus der Zunahme der Beschäftigung 

um mehr als 2 Mio. Erwerbstätige. Da die Zahl der mithelfenden Familienan 

Tabelle 2.2.2.1 – 1: Ausgewählte Beschäftigungsformen in Europa 1988 und 1998 

 Erwerbstätige Selbststän- abhängig abhängig Voll-
abhängig 

Voll- 
abhängig 

Teil- 

 insgesamt dige und Beschäftigte zeit-Beschäf- zeit-Beschäf- zeit-Beschäf-

 in Mio Mithelfende  tigtee unbefr. tigte befristet tigte in % 

    NAV in % in %  

Deutschland        

1988 (West) 27,00 11,50 88,50 67,40 8,90 11,30 

1998 (West) 29,07 11,50 88,50 62,10 8,30 17,80 

1998 (Ost) 6,46 8,50 91,50 65,30 14,30 11,00 

Frankreich       

1988 21,50 16,20 83,80 68,40 4,90 10,00 

1998 22,50 12,50 87,50 63,20 8,10 15,80 

Italien       

1988 21,09 29,50 70,50 64,90 2,10 3,50 

1998 20,36 28,70 71,30 61,90 4,00 5,40 

Großbritannien       

1988 25,66 12,60 87,00 64,00 1,90 19,80 

1998 26,88 12,50 87,50 61,30 3,30 21,90 

Niederlande       

1988 5,90 12,10 87,90 58,20 3,50 25,80 

1998 7,40 11,60 88,40 50,20 3,30 34,50 

Spanien       

1988 11,71 29,00 70,80 53,10 14,20 3,30 

1998 13,16 23,10 76,90 48,70 21,90 6,20 
Quelle: Hoffmann, E. / Walwei, U., IAB-Kurzbericht 14/2000 
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gehörigen fast unverändert geblieben ist und die der befristet Beschäftigten  sogar abnahm, ist 

die relative Anteilsabnahme der NAV vor allem Folge des starken Wachstums der Teilzeit-

beschäftigung. Die Teilzeitquote stieg in Deutschland (West) zwischen 1988 und 1998 um 6 

Prozentpunkte von 11,3 % auf 17,8 %. Dies ist vornehmlich auf die Erhöhung der Beschäfti-

gungsquote der Frauen zurückzuführen. Der Trend offenbart sich europaweit ebenso durch-

gängig wie quantitativ unterschiedlich. Unter bestimmten Bedingungen geht die Expansion 

befristeter Beschäftigung auf Kosten des NAV. (Spanien) Ein möglicher Grund kann darin 

liegen, dass die Unternehmen sich vor den mit unbefristeter Beschäftigung verbundenen Ver-

pflichtungen scheuen und auf Beschäftigungsschwankungen mit leichter korrigierbaren Per-

sonalentscheidungen reagieren wollen. 

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass ganz unterschiedliche Entwicklungen zur  Ursache 

der „Erosion des Normalarbeitsverhältnisses“ beigetragen haben: 

 Die Flexibilisierung der Produktmärkte 

Die industrielle Massenfertigung ist in die Niedriglohnländer ausgewandert, werden 

überwiegend nur noch auf Bestellung hochwertige spezielle Güter gefertigt. Der ehe-

malige Puffer Lagerhaltung wird zunehmend durch den Puffer Arbeitszeit (siehe VW-

Modell mit Verknüpfung zur Weiterbildung und Opel-Modell 30 + vom November 

2003) ersetzt. 

 Die stärkere Erwerbstätigkeit von Frauen 

Die unzureichende Angebote für Kinder unter 3 Jahren und die Halbtagsschule sind 

ein wesentlicher Grund dafür, dass in Deutschland Frauen mit Kinder häufig eine 

Teilzeitbeschäftigung suchen und viele Frauen wegen dieser Restriktionen auf Kinder 

verzichten. 

 Die Gleichzeitigkeit von Arbeit und Bildung 

Hochschulbildung hat zweifelsohne in Deutschland einen höheren Stellenwert erhal-

ten. Von 0,2 Mio. Studenten im Jahre 1960 stieg die Zahl im Jahre 2000auf rund 2,0 

Mio. Laut einem Bericht der EU-Kommission (2000) ist der Prozentsatz der Personen 

zwischen 15 und 29 Jahren, die Teilzeitarbeit und Bildung miteinander verbinden von 

(1985) 15 % auf (1995) 26 % gestiegen; europaweit liegt dieser Anteil noch höher. 

 Das höhere Bildungsniveau der Erwerbstätigen 
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Laut einem Bericht der EU-Kommission (1998) liegt die Beschäftigungsquote der 

hoch qualifizierten Männer zwischen 25 und 54 Jahren um fast 20% über der der ge-

ring qualifizierten. Bei Frauen sind die Unterschiede noch deutlicher ausgeprägt:    

81,1 % der Frauen mit einem höheren Bildungsabschluss gegenüber knapp 50 % mit 

einem niedrigerem Bildungsabschluss waren berufstätig. Je höher die Qualifikation, 

umso länger ist die durchschnittliche Arbeitszeit und desto geringer ist die Teilzeit-

quote.  

 Die Regulierung und Deregulierung des Arbeitsmarktes 

Durch regulierende Mindeststandards werden erst die Gemeinsamkeiten von Arbeits-

verhältnissen in ganz unterschiedlichen Betrieben und Branchen und für verschiedene 

Gruppen von Beschäftigten geschaffen, die die Herausbildung gesellschaftlicher Stan-

dards ermöglichen. Durch eine Aufhebung zentraler Regulierungen – Kündigungs-

schutz oder Arbeitszeit – müssten im Extremfall jeder einzelne Beschäftigte seine Ar-

beitsbedingungen individuell aushandeln. Die Deregulierung hat in Ländern wie den 

USA oder Großbritannien zur weitgehende Auflösung des Normalarbeitsverhältnisses 

beigetragen. 

 Die Beschäftigungslage 

In wirtschaftlich schwierigen Situationen steigt die Konkurrenz auf dem Arbeitsmarkt, 

die Verhandlungsmacht der Beschäftigten sinkt, es werden weniger gesicherte Be-

schäftigungsformen – Teilzeitarbeit, befristete Beschäftigung - angeboten. Umgekehrt 

könnte ein Abbau der Arbeitslosigkeit das NAV stärken. 

2.2.2.2   Metamorphosen der Erwerbsarbeit 

In den letzten Jahrzehnten ist die Entwicklung der Arbeitszeiten in der Bundesrepublik 

Deutschland durch zwei deutliche Trends mit weitreichenden wirtschafts- und gesellschafts-

politischen Folgen gekennzeichnet: Durch Arbeitszeitverkürzungen und durch eine zuneh-

mende Arbeitszeitflexibilisierung. Nach Berechnungen des Instituts für Arbeitsmarkt- und 

Berufsforschung (IAB) ist die durchschnittliche tarifliche Wochenarbeitszeit im früheren 

Bundesgebiet von 44,6 Stunden 1960 auf 41,5 Stunden 1970 und schließlich auf 37,7 Stunden 

1995 zurückgegangen.56 Marksteine dieser Entwicklung sind der Übergang zum freien Sams-

tag und die Durchsetzung der 40-Stunden Woche. Die Erhöhung der Jahresurlaubstage trug 

                                                 
56 Vgl.: Schulze-Buschoff, K.: Vom Normalarbeitsverhältnis zu Flexibilisierung.  Berlin, 2000, WZB P00-518 
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ebenfalls zur Reduzierung der Jahresarbeitszeit um ca. ein Viertel bei. In den neuen 

Bundesländern müssen  allerdings ca. die Hälfte (56 %) der Arbeitnehmer noch 40 

Wochenstunden arbeiten. In den meisten Arbeitsmarktbereichen ist die Arbeitszeitverkürzung 

gegenwärtig zum Stillstand gekommen. Gleichwohl lässt sich seit Mitte der 90er Jahre eine 

forcierte Umsetzung flexibler Arbeitszeitmuster beobachten. Gründe für die zunehmende 

Flexibilisierung der Arbeitszeiten sind rentablere Auslastung von Produktionsanlagen durch 

längere Maschinennutzungszeiten und die Nutzung von kontinuierlich verlaufenden 

Produktionsverfahren (z.B. in der Eisen- und Stahlindustrie, in der chemischen Industrie u.ä.. im 

Gesundheitswesen, in der Energiewirtschaft, den Medien, dem Transportwesen und der 

Gastronomie soll mit flexibleren Arbeitszeiten die Aufrechterhaltung von Versorgungs- und 

Dienstleistungen gewährleistet werden.6 

 Teilzeitarbeit 

  Besteht ein Arbeitsverhältnis länger als sechs Monate und hat der Arbeitgeber mehr als 15 

Beschäftigte, so kann ein Arbeitnehmer, einen mind. 3 Monate vorher gestellten Antrag 

vorausgesetzt, teilzeitbeschäftigt  werden. Er arbeitet dann weniger als die i.d.R. tariflich 

vereinbart Arbeitszeit. Der Arbeitgeber ist zur Zustimmung verpflichtet, sofern betriebliche 

Gründe dem nicht entgegenstehen.  

Tabelle 2.2.2.2 – 1:     Entwicklung des Anteiles der Teilzeitbeschäftigten an den abhän-        
                                      gig Beschäftigten, 1991 – 1999 

Jahr 1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 

%-

Anteil 
13,9 14,7 15,6 16,5 17,2 18,0 18,9 19,8 20.6 

Quelle: Statistisches Bundesamt 2001 
                  Anmerkung: a) Die Angaben enthalten auch die sog. „geringfügig Beschäftigten.“ 
                                       b) Um eine aussagefähige Tabelle zu erhalten sind die Werte vor 1990 wegen der   
                                           ungleichen wirtschaftlichen Gewichtung von West- und Ostdeutschland nicht  
                                           aufgeführt.   

Der Trend ist eindeutig: Der Anteil der Teilzeitarbeit hat sich seit Beginn der Erhebung 1960 
beständig – mit Ausnahme Ende der 70er Jahre -  erhöht. Gegenüber den 80er Jahren hat sich die 
Zunahme der Teilzeitarbeit in den 90er Jahren noch einmal beschleunigt. Die Zunahme 
 
 
 

                                                 
6 Auf die Möglichkeiten, die das Arbeitszeitgesetz (ArbZG, 1994) bietet, auf das VW-Modell (1993 eingeführt: 4 Tage Woche 

bei einer  flexiblen Arbeitszeit von 28 – 38 Wochenstunden) oder auf die  Flexibilisierung der Lebensarbeitszeitsoll an dieser 
Stelle nicht  weiter eingegangen werden. 
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von Teilzeitbeschäftigung ist nahezu in allen Industrieländern zu beobachten. Einzige bedeutende 

Ausnahme  ist hier die USA, die für die OECD-Statistik eine Abnahme zwischen 1990 

 
Tabelle 2.2.2.2 – 2:     Anteil der Teilzeitbeschäftigung (max. 30 Wochenstunden)  
                                     an den Erwerbstätigen (einschl. der Selbstständigen) in      
                                     ausgewählten  OECD – Ländern (Angaben in %)                      

   Deutsch- 

    land 

 

Frank- 

 reich 

 

Italien

Nieder-

  lande 

Groß- 

britan-

nien 

 

Schweiz

 

USA 

 

EU 

 

Japan 

 

OECD

 

1999 

 

13,4 

 

12,2 

 

8,8 

 

28,2 

 

20,1 

 

22,1 

 

13,8 

 

13,3 

 

19,2 

 

14,3 

 

2000 

 

17,6 

 

14,2 

 

12,2 

 

32,1 

 

23,0 

 

24,4 

 

12,8 

 

16,3 

 

23,1 

 

15,3 

Quelle: OECD, Employment Outlook,  2001 

    

   und 2000 von 13,8 auf 12,8 % aufweist. Dieses Absinken wird auf die dortige außergewöhn-lich 

gute Konjunkturlage in den 90er Jahren zurückgeführt, in deren Folge  unfreiwillige 

Teilzeitbeschäftigung in Vollzeitbeschäftigung umgewandelt wurde. 

Geringfügige Beschäftigung 

   Als geringfügig beschäftigt gelten alle diejenigen, die einer Beschäftigung nachgehen, deren 

Einkommen (DM 630,--) 325,-- � nicht übersteigt. Der Arbeitgeber muss pauschal 12 % des 

Entgeltes an die Renten- und 10 % an die Krankenversicherung einzahlen, andere 

Sozialversicherungsbeiträge sowie Lohnsteuer fallen nicht an. Arbeitnehmern können aber nur 

Ansprüche aus der Rentenversicherungspflicht erwachsen, wenn sie selbst den Versiche-

rungsbeitrag aufstocken.  Insgesamt gesehen sind solche Beschäftigte nach Berech-nungen des 

Instituts für Arbeit und Technik (IAT) von 1998 für den Arbeitgeber rund 25 % kostengünstiger 

als vergleichbare sozialversicherungspflichtig Beschäftigte. Quantitative Erhebungen ergeben 

erhebliche Unterschiede: Während die amtliche Statistik für 1991 knapp 1,2 Mio. geringfügig 

Beschäftigte ausweist, gibt das Deutsche Institut für Wirtschaftsforschung (DIW)  nach den 

Ergebnissen des Sozioökonomischen Panels (SOEP) eine Zahl von fast 3,2 Mio. an. Der DGB 

errechnet für das erste Quartal 1999 – also unmittelbar vor der Änderung des Gesetzes – eine 

Zahl von 4,83 Mio. ausschließlich geringfügig Beschäftigten, während im Mikrozensus des 

Statistischen Bundesamtes nur 2,42 Mio. ausgewiesen werden. Alle Erhebungen stimmen jedoch 

darin überein, dass seit Beginn der 90er Jahre ein erheblicher Zuwachs an dieser Art  
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      von Beschäftigung zu verzeichnen ist. So hat sich die Zahl der ausschließlich gering Be-

schäftigten zwischen 1991 und 1999 mehr als verdoppelt, das SOEP weist zwischen 1991 

und 1995 eine Steigerung von knapp 30 % aus. 

      Einen besonders hohen Anteil findet man im Gastgewerbe (34 %), Handel (16 %), in In-

genieur-, Rechtsanwalts-, Immobilien- und sonstigen Büros (22 %). 

      Analog zu anderen Formen der Teilzeitarbeit dominiert bei geringfügiger Beschäftigung 

auch der Anteil der Frauen (71 %, im Jahr 2000). Während bei männlichen geringfügig 

Beschäftigten ein Großteil als Nebenbeschäftigung zu kennzeichnen ist, sind es gerade 

Frauen – meist noch mit mehreren Kindern – deren einzige  Einkommensquelle eine solch 

schlecht abgesicherte Tätigkeit ist.  

 
Leiharbeit 

      Beschäftigte einer Leih- oder Zeitarbeitsfirma zählen zu den klassisch prekär Beschäftig-

ten. Sie sind bei einer Leihfirma angestellt, die sie dann an verschiedene Firmen für einen 

be-grenzten Zeitraum weitervermittelt. Die Entleihfirmen haben gegenüber den Leihkräf-

ten Weisungsbefugnis.  Bezahlung und Sozialversicherungspflicht erfolgt jedoch durch 

die Verleihfirma. Durch Rückgriff auf die zunächst teuere Leiharbeit können die betref-

fenden Unter-nehmen dennoch erhebliche Einsparungen erzielen, da dadurch Schwankun-

gen in der Auftragslage oder beim eigenen Personalbestand ausgeglichen werden können. 

Neueinstellungen lassen sich auf diese Art vermeiden, außerdem werden betriebliche Zu-

satzleistungen eingespart. Gesetzliche Regelungen für Leiharbeit wurden in den letzten 

Jahren immer wieder gelockert. So wurde die zulässige Überlassungshöchstdauer 1985 

von 3 auf 6, 1994 dann auf  9 und 1997 auf 12 Monate verlängert. Derzeit gelten 24 Mo-

nate. Forderungen des Arbeitgeberverbandes belaufen sich auf 36 Monate. Seit Anfang 

der 80er Jahre ist ein kontinuierlicher Zuwachs sowohl an Verleihfirmen, als auch der dort 

Beschäftigten zu verzeichnen. Anfang der 90er Jahre gab es eine kurze Unterbrechung des 

Anstieges, der sich Mitte der 90er Jahre umso kräftiger fortsetzte. Insgesamt betrachtet ist 

der Anteil der Leihkräfte an der Zahl der  Erwerbstätigen noch gering (ca. 0,8 % für 

1999), jedoch dürfte sich bei den derzeitigen Zuwachsraten in einiger Zeit ändern.58  

                                                 
58 Der „STERN“ berichtet in seiner Ausgabe 18/2002 von einem Besuch von Vertretern des Züricher Zeitarbeitskonzerns 

Adecco im Kanzleramt. Ziel war vor allem die Lockerung des Synchronisationsverbotes.  Danach ist es einem Arbeitneh-
mer nur einmal erlaubt, seinen Vertrag mit einer Verleihfirma so zu befristen, dass die Laufzeit seines Vertrages überein-
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      Bezogen auf das Durchschnittsalter der Zeitarbeits-Beschäftigten lässt sich feststellen, 

dass mehr als die Hälfte unter 30 Jahre alt ist, weitere 30 % zwischen 31 und 40, knapp 20 

% sind bis 60 Jahre alt. Der Frauen Anteil beträgt rund 20%, ein Großteil (60 %) der von 

Zeitarbeitsfirmen eingestellten war zuvor arbeitslos. Die Verweildauer in den Verleihfir-

men ist generell niedrig: Rund 2/3 aller in den 90er Jahren gekündigten Arbeitsverhältnis-

se arbeiteten dort weniger als 3 Monate.59 

Leiharbeit ist vor allem in der Industrie anzutreffen, sowohl in der Produktion als auch in der 

Verwaltung der Unternehmen. Nach Schätzungen des DGB verdienen die als Leiharbeiter 

Beschäftigten durchschnittlich 30 – 40 % weniger als in einem vergleichbaren Normalarbeits-

verhältnis.  Im Bereich der EU nehmen die Niederländer mit einem 4,6 %-Anteil einen Spit-

zenplatz ein. 

Befristete Beschäftigung 
In der EU-Statistik wird eine Beschäftigung dann als befristet angesehen, wenn die Beendi-

gung der Tätigkeit von „objektiven Bedingungen“ abhängt, d.h. von einem definierten Zeit-

punkt bzw. vom Ende eines bestimmten Auftrages. Häufig gelten gesetzliche Bestimmungen 

über Dauer und Anzahl aufeinanderfolgender befristeter Aufträge. In Deutschland dürfen Ar-

beitsverträge bis zu 2 Jahren Dauer ohne Angabe von Gründen abgeschlossen werden. Dar-

über hinaus können Arbeitsverträge befristet werden, wenn ein „sachlicher“, gesetzlich defi-

nierter Grund vorliegt.  

Ein beachtliches Drittel aller befristeten Beschäftigungsverhältnisse entfallen auf Personen 

mit Ausbildungs- oder Praktikumsverträgen. Darüber hinaus ist oft die Probezeit zu Beginn 

eines Beschäftigungsverhältnisses Ursache für die Befristung (in Deutschland liegt dieser 

Anteil bei ca. 10%). In der Altersgruppe der bis 30jährigen liegt der Anteil der befristet Ein-

gestellten mit ca. 20 % am höchsten. In den meisten EU-Ländern ist der Anteil der Frauen 

auch in dieser prekären Beschäftigungsform i.d.R. höher als die der Männer. Jedoch sind hier 

die Differenzen deutlich geringer als etwa bei der Teilzeitarbeit. Unterschiede ergeben sich 

auch beim Vergleich ausländischer und inländischer Beschäftigungsverhältnisse. Mit rund   

13 % liegt der Anteil ersterer deutlich höher als der letzterer (knapp 9%). Im Jahre 1999 rech-

                                                                                                                                                         
stimmt mit der Laufzeit des Kontraktes, den der Verleiher mit seinem  Kunden schließt. Nach deutschem Recht soll näm-
lich ein Leiharbeitsverhältnis nicht mehr als ein einmaliger Test sein, sozusagen Vorläufer einer festen Anstellung. Nach 
Ansicht des Unternehmensberaters McKin sey hat der Arbeitshandel Zukunft. „Zeitarbeit ist die Lösung für den Arbeits-
markt von morgen, bis zum Jahre 2010 könnten in Europa bis zu 4 Mio. Arbeitsplätze durch Personaldienstleister geschaf-
fen werden.“ In einem Forderungskatalog nennen die Vertreter von Adecco ihre Bedingungen: „Wir stehen bereit, zusam-
men mit anderen Unternehmen für eine aktive Reduzierung der Arbeitslosen zu sorgen, soweit unsere Vorschläge bei Ih-
nen auf fruchtbaren Boden fallen.“ 

59 Vgl.: Müller-Jentsch, W. / Ittermann, P.: Industrielle Beziehungen; Daten, Zeitreihen, Trends 1950 – 1999,Frankfurt, 2000, 
S. 74 
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neten rund 40 % der befristet Beschäftigten im Westen Deutschlands sowie 70 % der im 

Osten damit, dass ihr Vertrag nicht verlängert wird. Ein Resultat des hohen Anteils an Ar-

beitsbeschaffungsmaßnahmen (ABM) in Deutschland-Ost. Im einem europaweiten Vergleich 

verzeichnet Spanien die relativ höchste Quote der befristet Beschäftigten.60 

 Scheinselbstständigkeit 

All diejenigen, die zwar formal eine Unternehmertätigkeit ausüben, faktisch jedoch typische 

Arbeitnehmertätigkeiten verrichten, werden unter dem Begriff der „Scheinselbstständigkeit“ 

subsummiert. Anstelle des Arbeitsvertrages tritt nun ein Werk- oder Dienstvertrag.61 Was sich 

aber wesentlich ändert, ist vor allem die soziale Absicherung, die vollständig in die Verant-

wortung der „Selbstbeschäftigten“. Formal betrachtet verdienen diese zwar deutlich mehr als 

ihre abhängig beschäftigten Kolleginnen und Kollegen. Jedoch muss vom Einkommen neben 

den Steuern und Sozialversicherungsbeiträgen auch noch Reserven für den Fall schlechter 

Auftragslage und Krankheit berücksichtigt werden. Bei diesen Ausgaben wird von den „Al-

leinunternehmern“ meist gespart. Hinzu kommen noch die Kosten für Werkzeuge und Ar-

beitsmaterial, Übernachtungs- und Fahrtkosten bei Reisetätigkeit u.ä. Für den Fall des Kon-

kurses droht meist die Sozialhilfe. In der Summe dürfte das Einkommen der Scheinselbst-

ständigen – die gleiche Absicherung vorausgesetzt – deutlich unter denen der Angestellten 

liegen.  

Die Auftraggeber können mit dem Mittel der Auftragsvergabe an Scheinselbstständige anstel-

le fest eingestellter Mitarbeiter sämtliche Risiken auf die Auftragsnehmer abwälzen. Es wer-

den nur noch vertraglich vereinbarte Leistungen bezahlt, alle Unwägbarkeiten (Krankheit u.ä.) 

oder sonstige Kosten (Weiterbildung, Spesen, Material u.ä.) werden ausgeschlossen. 

Das Phänomen der „Ein-Personen-Firmen“ war in der Vergangenheit i.d.R. beschränkt auf 

bestimmte Berufsgruppen: Freiberufler aus der Kunst- und Medienbranche, Außendienstmit-

arbeiter, Rechtsanwälte, Steuerberater u.a. seit den 80erJahren finden wir diese Art von 

Selbstständigkeit vermehrt auch in anderen Bereichen. So gibt es auf Baustellen immer mehr 

„selbstständige“ Bauarbeiter, Monteure und Bauleiter, die oft für ihren „alten Arbeitgeber“ 

tätig sind. Im Einzelhandel, im Transportwesen und in der IT-Branche lassen sich analoge 

Beispiele finden. Gerade in den hochqualifizierten Dienstleistungsbereichen ist auch der An-

teil derjenigen besonders hoch, die zu den wenigen Gewinnern dieser Branche gehören. Der 

Preis: Die Arbeitszeit liegt infolge des immensen Termindruckes deutlich über der bei Lohn- 

oder Gehaltsabhängigen. 

                                                 
60 Vgl.: Mikrozensus 2000, S. 14 und 81 f  und   IAB-Kurzbericht, 15/2000, S. 3 f 
61 Auf das Franchising - System soll an dieser Stelle nicht eingegangen werden. 
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Auf Beschluss der Bundesregierung wurden  Anfang 1999  auch die so genannten Schein-

selbstständigen rentenversicherungspflichtig. Unter Federführung der Bundesversicherungs-

anstalt für Angestellte (BfA) – hier sollte sich der in Frage kommende Personenkreis regi-

strieren lassen - waren bis zu 1100 Prüfer zur Einordnung der Beschäftigten unterwegs. Ob-

wohl das Arbeitsministerium damals von rund 0,5 Mio. Betroffenen vom Kurierfahrer über 

den Unternehmensberater bis zum Softwarespezialisten ausgegangen ist, gibt es bislang keine 

Statistik über das tatsächliche Ausmaß der Scheinselbstständigkeit.62 

 Die Schätzungen für das Ausmaß von Scheinselbstständigkeit in Deutschland bewegen sich 

zwischen 0,2 und 1 Mio. Von den ca. 4 Mio. Selbstständigen (1996) sind etwa 1,5 Mio., die 

nicht in der Landwirtschaft arbeiten und keine Angestellten beschäftigen. Von diesen sind ca. 

die Hälfte freiberuflich tätig. Innerhalb der OECD ist in den 90er Jahren in den Ländern mit 

den höchsten Zuwachsraten an selbstständiger Beschäftigung gleichzeitig ein Sinken des An-

teils der Selbstständigen mit Angestellten zu verzeichnen.63 

Heim- und Telearbeit 
Unter dem Begriff Heimarbeit werden all jene Beschäftigungsverhältnisse verstanden, bei 

denen Personen in eigener Produktionsstätte – meist ist es die eigene Wohnung – Arbeiten 

verrichten  und deren Ergebnisse ihrem Auftraggeber überlassen. Rein rechtlich gesehen sind 

diese Personen zumeist keine  Arbeitnehmer, so dass für sie auch weite Teile des Arbeits-

rechts nicht gelten. Sie werden nicht nach der Arbeitszeit, sondern nach der erbrachten Lei-

stung. (Stückzahlen) entlohnt. Viele Heimarbeiter fallen gleichzeitig unter andere Kategorien 

der prekären Arbeitsverhältnisse, wie z.B. der Scheinselbstständigkeit, Arbeitnehmer auf Ab-

ruf, Teilzeitarbeit u.ä. 

 Ein wesentlicher Nachteil ist die soziale Isolierung und die fehlende räumliche Trennung von 

Arbeit und Privatleben. Familiäre Belastungen stehen häufig der Erledigung des Arbeitspen-

sums in der Normalarbeitszeit entgegen und Kontrollen des Arbeitgebers bedeuten immer ein 

Eingriff in die Privatsphäre.  

Die Telearbeit hat die klassische Form der Heimarbeit, wie z.B. im Textilsektor oder in der 

Metall- oder Elektroindustrie, vielfach abgelöst. Entstanden sind auch spezielle Telearbeits-

zentren, die entweder vom Arbeitgeber oder von mehreren Tele-Beschäftigten eingerichtet 

werden. 

                                                 
62 Vgl.: Heckel, M.: Rentenkasse versperrt Selbstständigen die Flucht. In: Financial Times Deutschland,  27.06.2000 
63 Vgl.: IAB-Kurzbericht 14/00 
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Das Ausmaß der Telearbeit war bis vor wenigen Jahren in Deutschland noch recht marginal. 

Schätzungen Mitte der 90er Jahre reichten von 150.000 bis 875.000 Telearbeitsplätze, das 

Potential an solchen Beschäftigungen wurde auf 1 – 1,5 Mio. geschätzt. Im internationalen 

Vergleich war Deutschland im Jahre 1994 mit einem Anteil von rund 2,5 % an der Gesamt-

zahl der Erwerbstätigen gegenüber den 15 % von Großbritannien, Finnland oder Schweden 

nur unterdurchschnittlich beteiligt.  Im Jahre 2000 schätzte das Institut der Deutschen Wirt-

schaft in Köln die Anzahl der Tele-Heimarbeiter auf gut 6 % aller Erwerbtätigen und das Po-

tential auf rund 4 Mio. Telearbeitsplätze 

 

2.2.3   Sektorale und regionale Beschäftigung 

Das „Produzierende Gewerbe“, gilt als das klassische Tätigkeitsfeld der deutschen Industrie-

landschaft. Innerhalb dieses Bereiches beschränkt sich die vorliegende Studie  – der Gliede-

rung der Arbeitsverwaltung folgend -  auf das „Verarbeitende Gewerbe“, speziell auf dessen 

metallverarbeitenden Teil.   

Der generelle Strukturwandel von der Industrie- zur Dienstleistungsgesellschaft geht auch und 

vor allem an der Metall- und Elektro-Industrie (M+E)64 nicht spurlos vorbei. So hat Anfan der 

90er Jahre der Umstrukturierungsprozess in den neuen Bundesländern, aber auch der struktu-

relle Wandel in Westdeutschland zu einem De-Industrialisierungsschub geführt, der auch zu 

inbrüchen in der M+E - Industrie nach sich gezogen hat. Trotz der negativen Beschäftigungs-

entwicklung kann dennoch nicht von einer fallenden volkswirtschaftlichen Bedeutung ge-

sprochen werden, denn Industrie und Dienstleistungen sind in zunehmenden Maße sektoral 

miteinander verflochten. Konkret: Arbeitsplätze im Dienstleistungsgewerbe sind häufig in 

starkem Maße von der industriellen Nachfrage abhängig.  Im Auftrag des Gesamtverbandes 

der metallindustriellen Arbeitgeberverbände und der IG Metall haben Karl Lichtblau65 und 

strid Ziegler66 1999 eine mittelfristige Perspektive der Beschäftigung in der M+E - Industrie 

erstellt  

                                                 
64 Die gemeinsame statistische Erfassung der Metall- und Elektroindustrie hat historische, auf die sachliche  Verbundenheit 

beider Sektore zurückzuführende Ursachen.  

    Zur M+E-Industrie gehören die vier Teilbereiche: 

         - Metallwaren (Stahl- und Leichtmetallbau, Schienenfahrzeuge u.ä.), 

         - Maschinenbau ( Kraftmaschinenbau, Werkzeugmaschinenbau u.ä.), 

       -     Elektroindustrie (Elektrotechnik, EDV-Geräte, Mess- u. Regeltechnik u.ä.) und 

       -     Fahrzeugbau (Kraftwagenbau, Motore u.ä.). 

65 Wissenschaftlicher Mitarbeiter des Instituts der Deutschen Wirtschaft, Köln 

66 Wissenschaftliche Referentin der Hans-Böckler-Stiftung, Düsseldorf 
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     Tabelle 2.2.3 – 1:    Beschäftigte in den Kernbereichen der M+E-Industrie in 
                                       Deutschland in den Jahren 1998 und 2005 
              Prognose 2005   

     Obere Variante     Mittlere Variante    Untere Variante 

 1998      absolut in %      absolut in %     absolut in % 

Metallwaren 592.300 534.000 -9,8 492.000
   -
16,9 450.000  -24,2

Maschinenbau 986.900 963.000 -2,4 922.000
     -
6,6 884.000  -10,4

Elektroindustrie 867.900 696.000
-

19,8 656.000
   -
24,4 617.000  -28,9

Fahrzeugbau 885.200 851.000 -3,4 844.000
     -
4,6 837.000    -6,4

M+E Industrie 3.332.300 3.043.000 -8,6 2.914.000
   -
12,5 2.788.000  -16,3

Quelle: WSI-Mitteilungen, 10/99. S.696 

. 

Nach den vorliegenden Daten (Tabelle 2.2.3 – 1) entfällt mehr als jeder Zweite von den 6,1 

Millionen Arbeitsplätzen (1998) im Verarbeitenden Gewerbe auf die M+E - Industrie; knapp 

jeder Zehnte der Gesamterwerbstätigen ist dort beschäftigt. Überdurchschnittlich hoch (64 %) 

ist der Exportanteil am Gesamtumsatz. Während die Bruttowertschöpfung von 1991 bis 1997 

nur um 2,5 %  sank, nahm die Beschäftigtenzahl in gleichen Zeitraum um 30,9 % ab.67 Das 

Produktionswachstum hat offensichtlich nicht ausgereicht, den Arbeitsplatzabbau zu vermei-

den. 

Bezüglich der Arbeitsplatz-Perspektive – bis zum Jahre 2005 – wird in der o.a. Untersuchung 

auf den mittelbaren Einfluss durch die von der M+E - Industrie georderten Dienstleistungen  

auf die Beschäftigungssituation hingewiesen. Darüber hinaus besteht zwischen der Zuliefer-

Industrie  und den M+E - Unternehmen eine wechselseitige Abhängigkeit.   

Für den Kernbereich der M+E - Industrie  muss nach der erstellten Beschäftigungsprognose 

auch mittelfristig mit einem Beschäftigungsabbau gerechnet werden. Dieser Vorgang kann 

„aber nicht mit einem Bedeutungsverlust der M+E - Industrie gleichgesetzt werden. Denn die 

Arbeitsplatzverluste in den Kernbereichen werden zum größten Teil durch die Schaffung von 

Arbeitsplätzen in der Zulieferer-Industrie wieder kompensiert.“68 Nach Modellrechnungen 

                                                 
67 Lichtblau. K.; Ziegler, A.: Die Metall- und Elektroindustrie in Deutschland. In:  WSI-Mitteilungen,  10/99, S. 696 und 

eigene Berechnungen 

68 Lichtblau, K., u.a., a.a.O., S. 697 
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schaffen (im Berichtszeitraum 1998)  zwei Arbeitsplätze im Kernbereich einen Arbeitsplatz 

im Zulieferbereich. Dieser Arbeitsplatzfaktor soll bis zum Jahre  2005 auf  0,7  ansteigen. 

Fazit der Untersuchung: In der mittelfristigen Perspektive wird sich nicht nur die Zahl der 

Beschäftigten im Kernbereich der M+E - Industrie reduzieren, sondern auch die ihrer indus-

triellen Vorleister. (Prognose 2005 = –10 %)  Dies wird weitgehend kompensiert durch Ein-

stellungen im Bereich der tertiären Vorleister. Die Zahl der Arbeitsplätze in dem beschriebe-

nen Bereich wird – so die Prognose - bis zum Jahre 2005 um etwa ein Drittel  zunehmen.  Nur 

geringe Differenzen bezüglich  der prozentualen Beteiligung der Gesamtbevölkerung an der 

Erwerbstätigkeit sind zwischen dem gesamten Bundesgebiet und dem Land Hessen festzustel-

len: BRD: 1993 = 46,02 %, 2000 = 46,86 %;  Hessen: 1993 = 46,0 %, 2000 =  45,4  %, 2001 

= 46,2 %.  Insofern  kann  die  Erwerbsbeteiligung  des  Landes  Hessen als repräsentatives 

Abbild der BRD gelten.  Die Arbeitslosenquoten des Landes Hessen bewegen sich seit 1991 

auf einem um 1,7 – 0,5 % niedrigerem Niveau – mit abnehmender Tendenz – gegenüber den 

alten Bundesländern69.  

Tabelle 2.2.3 – 2:  Beteiligung der hessischen Bevölkerung am Erwerbsleben,1995 – 2001 

Erwerbstätige  Bevöl-

kerung 

x 1000 

Gesamt 

   x 1000 

Anteil an 

Bevölkerung in %

 

Arbeitslose 

x 1000 

Arbeitslosen- 

Quote 

in % 

1995 5.987 2.680 44,8 266 9,9 

1996 6.012 2.689 44,7 260 9,7 

1997 6.030 2.658 44,1 289 10,9 

1998 6.031 2.664 44,2 262 9,8 

1999 6.037 2.703 44,8 249 9,2 

2000 6.057 2.751 45,4 209 7,6 

2001          

6.070   

2.807 46,2 199 7,1 

 Quelle: Hessisches Statistisches Landesamt, Mikrozensus-Stichprobe, März 2002, S. 6 

 

Bemerkenswert ist, dass bei Abnahme der Arbeitslosenquote gleichzeitig sowohl der Anteil 

der Erwerbstätigen als auch die  hessische Bevölkerung insgesamt zugenommen hat.  Vermut-

lich geht eine gesicherte Erwerbstätigkeit einem Wohnortwechsel nach Hessen voran. Aus der 

                                                 
69   Nach: Hessisches Statistisches Landesamt (hsl). 08.06.2000 
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Statistik der Erwerbstätigenstruktur des Landes Hessen (Tabelle 2.2.3 – 3) für den Zeitraum 

1995 - 2001 wird deutlich, dass die Zahl der Selbstständigen kontinuierlich zugenommen hat 

(+13,5 %), dass immer mehr Beschäftigte als Angestellte (+12,5 %) und immer weniger als 

Arbeiter  (- 4,2 %) tätig sind und dass am Ende des betrachteten Zeitraums 19,1 % weniger 

Beamte beschäftigt waren.  

Einen negativen Trend haben die feststellbaren strukturellen Veränderungen allerdings nicht 

ausgelöst: Die Zahl der Beschäftigten ist von 1995 bis 2001 um 4,7 % angestiegen. 

Zieht man für eine quantitativ vergleichende Betrachtung zwischen dem Land Hessen und 

dem Regierungsbezirk Gießen, als die geografische Eingrenzung des vorliegenden For-

schungsgegenstandes, die landesarbeitsamtlichen Statistiken und die IAB-Datenbank70 zu 

Tabelle 2.2.3 – 3:   Erwerbstätige in Hessen nach Stellung im Beruf   1993 – 2001(x 1000) 

 Selbst- 
ständige 

Mithelfende 
Familien- 

angehörige 

 

Beamte 

 

Angestellte71 

 

Arbeiter72 

1995 265 35 210 1.349 821 

1996 276 30 207 1.344 833 

1997 286 32 199 1.356 784 

1998 287 29 192 1.368 788 

1999 283 26 185 1.396 813 

2000 292 23 173 1.423 840 

2001 301 31 170 1.518 787 

Quelle: Hessisches Statistisches Landesamt, Mikrozensus-Stichprobe, März 2002, S. 8 

 

Rate, dann lassen sich nur geringe Abweichungen (jährlicher Durchschnitt von 1990 bis 2000 

= 0,7 %) bezüglich der prozentualen  jährlichen Veränderungen der Beschäftigungszahlen 

feststellen. 

Erhebliche Differenzen in der Entwicklung der strukturellen Auswirkungen einer veränderten   

Erwerbslandschaft spiegelt Tabelle 2.2.3 – 4  wider: Während von 1990 bis 2000 in Mittel-

hessen 15,1 % mehr Arbeitnehmer im Dienstleistungsgewerbe beschäftigt wurden, sank in 

dieser Zeit die entsprechende Zahl in den Fertigungsberufen um 17,4 %. Eine „mittelhessi-

                                                 
70 Landesarbeitsamt Hessen, nach IAB-Datenbank, 2001 
71  Einschließlich Auszubildende in anerkannten kaufmännischen oder technischen Ausbildungsberufen 
72  Einschließlich Auszubildende in anerkannten gewerblichen Ausbildungsberufen 
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sche“ Bestätigung des  allgemeinen  bundes- und  europaweiten Trends. Prozentuale Diffe-

renzen der zum RP Gießen zusammengefassten Landkreise haben ihre Ursache in der indus-

triell unterschiedlich geprägten Struktur.  Entgegen dem RP-Trend verzeichnet der Landkreis 

Marburg-Biedenkopf, mit den beiden Wirtschaftsfaktoren Universität 

bzw. klein- und mittelständische Industrie,  einen hohen prozentualen Zuwachs im Dienstlei-

stungsbereich, der den Verlust im Fertigungsbereich um 6,2 % übertrifft. 

Zusammenfassung und thematische Bedeutung ( Kapitel 2 – 2.2.3) 73 

 Erwerbsarbeit ist nach wie vor die bedeutendste Form der Partizipation an der Produk-

tion von Gütern und Dienstleistungen. Der weitaus überwiegende Teil der Bevölke-

rung ist auf Erwerbsarbeit zur Sicherung der Existenz angewiesen. 

 Die Erwerbswelt scheint im Lichte (oberflächlicher) statistischer Erhebungen an Be-

deutung zu verlieren: Die Erwerbsquoten verringern sich, die Wochen- und die Jah-

resarbeitszeiten nehmen ab und die subjektive Verbundenheit mit traditionellen Wert-

vorstellungen der Arbeitswelt sinkt. 

 Weil sich Alternativen zur erodierenden Arbeitswelt eröffnen, besteht die Chance 

stärkerer gesellschaftspolitischer Gestaltung. Perspektivisch werden dadurch die beun-

ruhigenden Ungewissheiten nicht geringer. 

 Die wissenschaftliche und gesellschaftliche Diskussion um die Entwicklung und Ge-

staltung der zukünftigen Arbeitsgesellschaft wird höchst kontrovers geführt.  

Tabelle 2.2.3 – 4:    Prozentuale Veränderung der sozialversicherungspflichtig Beschäf-                    

                                 tigten nach Berufsbereichen und Region (Juni 1990 – Juni 2000) 
 
 RP 

Gießen 

Gießen Lahn-

Dill 

Limburg- 

Weilburg 

Marburg- 

Biedenkopf 

Vogelsberg

Fertigungsberufe -17,4 -20,4 -16,8 -17,4 -12,9 -22,4 

Dienstleistungsberufe +15,1 +13,7 +10,5 +19,1 +19,1 +16,2 

Quelle: Landesarbeitsamt Hessen, 2002 

                                                 
73 Wegen der thematischen Nähe der angegebenen Kapiteln erfolgt deren zusammengefasste  Betrachtung. 
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 Trotz einem De-Industrialisierungsschub Anfang der 90er Jahre mit einher gehender 

negativen Beschäftigungsentwicklung hat die Maschinenbau- und Elektroindustrie 

wegen der strukturellen Verflechtung mit dem Dienstleistungsgewerbe  nicht an 

volkswirtschaftlicher Bedeutung verloren. 

 Beschäftigungsstatistische Merkmale (z.B. Erwerbstätigenquote, Tendenz des Zu-

wachses der Zahl  von Selbstständigen und Angestellten, Tendenz der Abnahme der 

Zahl von Beamten und Arbeitern) des Landes Hessen und der BRD unterscheiden sich 

nur unwesentlich. 

 Das Normalarbeitsverhältnis als dauerhaftes, sozial abgesichertes und arbeits-rechtlich 

geschütztes Vollarbeitsverhältnis, gesellschaftlich eingebunden in die „Normalfami-

lie“ mit einem „Ernährer“ und unter den Bedingungen einer stabilen Beschäftigungs-

lage und bildungspolitisch unterstützt, hat sich in den 50er Jahren heraus gebildet.  

 Mit einer zunehmend schwieriger werdenden Beschäftigungslage, vor allem ausgelöst 

durch die Verlagerung industrieller Massenfertigung in Niedriglohnländer, durch ver-

stärkte Erwerbstätigkeit der Frauen und durch Deregulierungen am Arbeitsmarkt, ex-

pandieren prekäre Arbeitsverhältnisse auf Kosten der Normalarbeitsverhältnisse. 

 Zwischen 60 und 65 % der Beschäftigten arbeiten derzeit – mit abnehmender Tendenz 

- noch in einem „Normalarbeitsverhältnis“. 

 Seit Beginn der statistischen Erhebung 1960 hat sich der Anteil der Teilzeitarbeit – 

außer in den 70er Jahren – kontinuierlich erhöht. Gegenüber den 80er Jahren hat sich 

die Zunahme der Teilzeitarbeit in den 90er Jahren noch einmal beschleunigt. 

 Geringfügig beschäftigt sind vor allem Frauen, vorwiegend im Gastgewerbe und im 

Handel.  

 Leiharbeit spielte bis dato nur eine marginale Rolle auf dem Arbeitsmarkt. Vorwie-

gend junge Menschen sind bereit unter vergleichbar schlechten Bedingungen erwerbs-

tätig zu sein. 

 Befristete Beschäftigung ist – außer bei gesetzlichen Probezeiten, Ausbildungs-, 

ABM- und Praktikantenverträgen –  meist an einen vorher  definierten Auftrag gebun-

den. 



2. Strukturelle Neuorientierung in Beruf- und Arbeitswelt

- 62 -

 

 Scheinselbstständigkeit umschreibt im Grunde weniger eine Beschäftigungsart als ein 

(Straf)Tatbestand. Freiberufler aus unterschiedlichen Branchen, aber auch Außen-

dienstmitarbeiter und Beschäftigte in der Baubranche u.a.  nehmen häufig aus steuerli-

chen Gründen den Status eines Unternehmers an, obwohl sie de facto als Arbeitneh-

mer beschäftigt sind. 

 Die Beschäftigung als Heim- oder  Telearbeiter/in erfolgt meist aus familiären Grün-

den;  entlohnt wird nicht nach Arbeitszeit, sondern nach der erbrachten Auftragslei-

stung. Die soziale Isolierung von den „Normalbeschäftigten“ ist ein besonderer Nach-

teil dieser Beschäftigungsform. 

Wie kann das (Berufs-) Bildungssystem auf die Herausforderung der steigenden Zahl prekärer 

Beschäftigungsverhältnisse angemessen reagieren? Kann bereits im „vorberuflichen Schon-

raum“ der Sekundarstufe I auf den Umgang mit Unsicherheiten und Kontingenzen so vorbe-

reitetet werden, dass später flexibler und angemessen auf unterschiedliche Anforderungen 

reagiert werden kann?  

Die nach Berufen gegliederte Arbeitsorganisation wird in dem Moment problematisch, in dem 

die Handlungsbedingungen der Unternehmen in den Märkten sich grundlegend verändern. Im 

globalen Wettbewerb bei gesättigten Märkten werden hohe Qualität und ständige Innovation 

bei Produkten und Prozessen sowie ein prompter Service für die Kunden zur Bedingung des 

wirtschaftlichen Erfolgs. Um diesen neuen Anforderungen zu genügen, versuchen die Unter-

nehmen die Arbeitsprozesse funktionsübergreifend und flexibel zu gestalten. An die Stelle 

einer starren hierarchisch-funktionalen Organisation tritt die Vorstellung einer lernenden Or-

ganisation, die in der Lage ist, ihre Arbeits- und Leistungserstellungsprozesse beständig 

wechselnden Erfordernissen anzupassen. Aus diesem Grunde stellt sich übergeordnet einer-

seits die Frage, ob unter den Bedingungen der veränderten Arbeitswelt, der klassische Begriff 

des „Berufes“ noch funktional ist und andererseits die Frage nach der Rest-Differenz der for-

mal divergierenden Anforderungen von Erziehungs- und Ausbildungssystem sowie dem  

Wirtschaftssystem. Soll der Entwicklung in der beruflichen Erstausbildung Rechnung getra-

gen werden, verlagern sich die Lernschwerpunkte: Neben der fachlichen Kompetenz und der 

Bereitschaft zur Weiterbildung als Grundvoraussetzung des Reagierens auf wechselnde Be-

schäftigungsformen, wird vermehrt soziale Kompetenz, Teamfähigkeit und Kommunikati-

onsfähigkeit erforderlich sein.74  

                                                 
74 Auf das didaktisch-methodische Instrumentarium zur Erlangung der beschriebenen Kompetenzen soll an  dieser Stelle 

nicht eingegangen werden. 
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Diesen eher allgemein postulierten Erfordernissen in der beruflichen Erstausbildung 

konkret nachzukommen heißt gezielt und perspektivisch – im  BS-Unterricht und im 

Betrieb – den Prozess des Wandels der Berufs- und Arbeitswelt zu verdeutlichen und 

sowohl Eigenverantwortung und Eigeninitiative zu stärken als auch  auf mögliche pre-

käre Beschäftigungsverhältnisse vorzubereiten. 

2.3 Herausforderung Arbeits- und Ausbildungslosigkeit 
  
Wer trotz Arbeitsfähigkeit und Arbeitswilligkeit nicht in einem Beschäftigungsverhältnis 

steht, ist arbeitslos. Diese objektive  - weil nicht in der Person des Arbeitnehmers begründete 

– Arbeitslosigkeit beruht auf einem örtlich oder sachlich bedingten Mangel an Arbeitsgele-

genheiten und kann auf verschiedene Ursachen zurückgeführt werden. Je nach Ursache lassen 

sich unterscheiden: 

 technologische Arbeitslosigkeit: Freisetzung von Arbeitskräften infolge technischer 

Entwicklung, 

 saisonale Arbeitslosigkeit: als Folge der jahreszeitlichen (Wetter)Verhältnisse, 

 konjunkturelle Arbeitslosigkeit: als Folge zeitweiliger Produktionsschwankungen 

 strukturelle Arbeitslosigkeit: durch Veränderung der Produktionsgrundlagen und 

durch Verschiebungen in der Bevölkerungsstruktur   

 Arbeitslosigkeit durch Schließung von Unternehmen  oder bestimmten Betriebs-

stätten. 

 Arbeitslosigkeit, die durch Fusion mit oder Unternehmensübernahme durch andere 

Unternehmen  entsteht.  

Unter Vollbeschäftigung versteht man im Allgemeinen einen hohen Grad  der Beschäftigung,  

bei einer  Arbeitslosenquote von ca. 0,8 – 1,0 %. Dem steht nicht entgegen, dass es denno-

cheine individuelle Arbeitslosigkeit immer geben wird. Vor dem Hintergrund der amtlichen 

Zahlen (Tabelle 2.3 – 1) verdienen zwei Tatbestände besondere Aufmerksamkeit:  

 Der relativ (zum arithmetischen Mittelwert von 45,70 %) gering abweichende Anteil    

der  Erwerbstätigen an der Gesamtbevölkerung und  

 der Einfluss der politischen und wirtschaftlichen Umwälzungen nach dem  Zusam-

menschluss beider deutschen Staaten 1989/90 auf die Arbeitsmarkt-Daten.75  

                                                 
75 Auf kausale Zusammenhänge der Datenveränderung soll an dieser Stelle nicht eingegangen werden. 
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In den Zahlen spiegeln sich Arbeitsmarkt und Arbeitsmarktpolitik seit dem Jahre 1960. Im 

Land Hessen waren Ende Juli 2001 199.169 Personen arbeitslos gemeldet, das entspricht ei-

ner Arbeitslosenquote - der prozentuale Anteil an den abhängig beschäftigten zivilen Er-

werbspersonen -   von 7,3 %. 

Tabelle 2.3 – 1:        Erwerbstätige und Arbeitslose76 in Deutschland  seit  1960 

 Bevölkerung 
Zahl der Er-

werbs- Proz. Anteil der Zahl der Proz. Anteil der 

 x 1000 tätigen x 1000 Erwerbstätigen an Arbeitslosen Arbeitslosen 

   der Bevölkerung x 1000 an der Zahl der 

     Erwerbstätigen 

1960 55.433 26.063 47,02 271 1,0 

1970 60.651 26.560 43,79 149 0,6 

1980 61.538 26.980 43,84 889 3,3 

1990 63.254 28.478 45,02 1.883 6,6 

1991 79.984 38.454 48,07 2.602 6,8 

1992 80.595 37.878 46,99 2.979 7,9 

1993 81.180 37.365 46,02 3.418 9,1 

1994 81.422 37.304 45,82 3.698 9,9 

1995 81.661 37.382 45,78 3.612 9,7 

1996 81.896 37.270 45,51 3.965 10,6 

1997 82.052 37.194 45,33 4.384 11,8 

1998 82.029 37.540 45,76 4.279 11,4 

1999 82.087 37.942 46,22 4.099 10,8 

2000 82.141 38.496 46,86 3.889 10,1 

Quelle: Statistisches Bundesamt 2001, Stand: jeweils zum 30.06; eigene Berechnungen 

Aus einer Untersuchung von M. Knuth (1999)77 , die Makro- und Mikro-Ebene des Beschäf-

tigungsabbaus betreffend, geht hervor, dass  

 nur ein Viertel aller entlassenen Arbeitnehmer vom Arbeitgeber gekündigt werden. 

Der größte Teil der Arbeitsplatzanpassungen findet über Einstellungsstopps statt. So-

gar ein massiver Stellenabbau ist oft durch freiwillige Aufhebungsverträge gekenn-

zeichnet. Aus unterschiedlichen Gründen scheiden die Betroffenen lieber „freiwillig“ 

aus als entlassen zu werden.  

                                                 
76 Zur Definition von Erwerbstätig- und Arbeitslosigkeit siehe Statistisches Handbuch Hessen, Ausgabe  2001/2002, S. 23  
77 Knuth, M.: Preis des Wandels, Gelsenkirchen, 1999. S. 53 f 
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1997 82.052 37.194 45,33 4.384 11,8 
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Quelle: Statistisches Bundesamt 2001, Stand: jeweils zum 30.06; eigene Berechnungen 
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 die Chance, einen neuen Arbeitsplatz zu bekommen von der Zahl „frischer“ Arbeits-

platzsuchender, dem Zeitraum, der Region und dem Arbeitsmarktsegment abhängt.  

 die Langzeitarbeitslosen keine direkte Konkurrenz für diejenigen bilden, die kurz vor 

oder nach dem Verlust des Arbeitsplatzes stehen. 

 Entlassungen aus wirtschaftlichen Gründen – besonders bei Insolvenzen und Schlie-

ßungen – ein weitaus geringeres Stigma auf dem Arbeitsmarkt mit sich bringen als 

Entlassungen aus persönlichen Gründen.  

 „unfreiwillige“ Langzeitarbeitslosigkeit zu anhaltendem Ausschluss von wirtschaftli-

chem Wohlstand und sozial anerkannten Aktivitäten führt. 

 der Abbau von Arbeitsplätzen auf der einzelbetrieblichen Ebene gerade in den Wirt-

schaftsbereichen am häufigsten vorkommt, die per Saldo am schnellsten wachsen. 

Dynamischer Wettbewerb und Innovation sind offensichtlich verbunden mit Versuch 

und Irrtum, mit Erfolg oder Scheitern. 

 die höchste Fluktuation nicht in den Bereichen zu finden ist, die für Beschäftigungs-

verluste bekannt sind, sondern in denen, die in unsicheren Umwelten agieren.    

Neben der Arbeitslosenstatistik bildet der Mikrozensus (MZ), der einmal jährlich in einer re-

präsentativen Erhebung ein Prozent der deutschen Bevölkerung erfasst, die Grundlage für die 

qualifikationsbezogene Arbeitslosenquote.  

Aus Tabelle 2.3 - 2 wird deutlich, dass das Risiko der Arbeitslosigkeit bei den Beschäftigten 

ohne Berufsausbildung erheblich ist: Obwohl nur ca. 12 % der Erwerbstätigen keine berufli-

che Ausbildung haben, beträgt der prozentuale Anteil an den Arbeitslosen – bezogen auf den 

Erhebungszeitraum 1991 – 1998 – mehr als das Dreifache.  

Dass unter den Absolventen der Fachhochschulen praktisch Vollbeschäftigung konstatiert 

werden kann, ist a) ein Resultat des eher praxisbezogenen Studiums und b) auf die Tatsache 

zurück zu führen, dass ein hoher Anteil der Fachhochschulstudenten ihr Studium gezielt auf 

eine vorausgehende Berufsausbildung aufbauen.  
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Tabelle 2.3 – 2:   Arbeitslose in Deutschland nach Qualifizierung, 1991 – 1998 (x 1000) 

 1991 1995 1996 1997 1998 Anteil an 

      Gesamtzahl in %

ohne Ausbildung 952 1.374 1.511 1.630 1.531 38,6 

Lehre/Berufsfachschule 1.340 1.806 1.977 2.272 2.080 52,5 

Fachschule 165 135 152 180 156 3,9 

Fachhochschule 43 60 60 64 56 1,4 

Universität 137 146 149 163 142 3,6 

arbeitslos insgesamt 2.638 3.521 3.849 4.308 3.964  

Quelle: Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, Zahlen-Fibel 2002, Übersicht 6.4, eigene Berechnungen 

Unter den in prekären Arbeitsverhältnissen beschäftigten Arbeitnehmern finden sich – wenn-

gleich prozentual in weit geringerem Maße -  auch immer häufiger Personen der unterschied-

lichen  Managementhierarchien,  d.h. Funktionsstelleninhaber auf der Produktions- und Pro-

duktionsvorbereitungsebene und auf der Geschäftsleitungsebene; „lean production“ erfasst 

offensichtlich auch die in vermeintlich weniger prekären  Arbeitsverhältnissen Beschäftigten. 

Auffällig ist nach IAB-Berechnungen die Abkoppelung der „Akademikerkurve“ von der Ge-

samtentwicklung seit 1993/94; seit dieser Zeit sanken – von geringen Schwankungen abgese-

hen – deren Arbeitslosenquoten kontinuierlich , zum Teil auch gegen den allgemeinen Trend 

– ein Indiz für die geringe Konjunkturabhängigkeit der Akademikerbeschäftigung.  

Anmerkung: 
Um internationale Vergleiche zu ermöglichen, musste die Erfassung von Berufsabschlüssen 
im MZ ab 1999  europaweit nach gleichen Kriterien klassifiziert werden. So wurden z.B. Leh-
re und einjähriger Berufsfachschulabschluss in eine Kategorie zusammen gefasst. Die Daten 
einer qualifikationsspezifischen Arbeitslosenquote bis einschließlich 1998 sind infolge dieser 
nicht unerheblichen Vermischung der Qualifikationsebenen nicht vergleichbar. So betrug in 
den alten Bundesländern und Westberlin78 im September 2000 die Arbeitslosenquote 7,7 
%,bei denjenigen, die keinen beruflichen Abschluss hatten, 19,4 %, bei denen, die einen Be-
rufs- oder einen Berufsfachschulabschluss hatten, 5,7 % und bei Personen mit einem Fach-
hoch- oder Hochschulstudium 2,6 %.  

 

Jugendliche ohne Arbeit und ohne Ausbildung 

In der Europäischen Union war im Jahre 2000 fast jeder sechste (16,1 %) junge Mensch unter 

25 Jahren ohne Arbeit.79 Besonders in den südeuropäischen Länder Italien, Griechenland, 

Spanien, aber auch in  Frankreich ist es für diese Bevölkerungsgruppe überdurchschnittlich 

                                                 
78 Nach: IAB-Kurzbericht, Ausgabe Nr. 15 vom 25.07.2002 

79 Nach: Eurostat 2003.  In:  Bundesinstitut für Berufsbildung: Schaubild 0703, 2002,  
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schwierig eine Beschäftigung zu finden. Mit 28,4 % schneidet auch Finnland trotz hohem, 

durch die PISA-Studie bestätigtem Bildungsniveau, unvermutet schlecht ab. Die besten Chan-

cen von der Arbeitslosigkeit verschont zu werden, haben Jugendliche in den Niederlanden  

(5,3 %) und Österreich (6,3 %). Im Bundesgebiet waren zum Berichtszeitraum 8,5 % der Al-

tersgruppe bis zu 25 Jahren ohne Beschäftigung.  

Anzumerken ist, dass  beim Vergleich der Quoten die Struktur des Ausbildungssystems eine 

Rolle spielt: Staaten, die ein duales Berufsbildungssystem (Betrieb und Berufsschule) prakti-

zieren, weisen eine  niedrigere Jugendarbeitslosigkeitsquote auf, weil dort Auszubildende als 

beschäftigte Arbeitnehmer erfasst werden.  

In Westdeutschland sank bis Ende der 80er Jahre der Anteil jugendlicher Nichterwerbs-

personen selbst in Zeiten angespannter Arbeitsmarktlage kontinuierlich. Dieser langfristige 

Trend kippte erst mit Beginn der 90er Jahre und war möglicherweise auch eine Folge des Zu-

sammenschlusses  beider deutschen Staaten. Im Jahr 1995 lag der Anteil jugendlicher Nicht-  

erwerbspersonen mit 7,5 % über dem Anteil arbeitsloser Jugendlichen an der gleichaltrigen 

Bevölkerung (4,6 %). Die absoluten Zahlen zeigen ein ähnliches Bild. Im Jahr 1995 zählten 

mit 547.000 mehr Jugendliche zum Kreis der Nichterwerbspersonen als offiziell arbeitslos 

gemeldet waren (332.000).Von 1991 bis 1995 hat sich im Sog der Arbeitsmarkt-Turbulenzen 

die Zahl erwerbstätiger Jugendlicher (ohne Auszubildende) im Alter zwischen 15 und 24 Jah-

ren laut Bildungs-Gesamtrechnung (BGR) in Westdeutschland von 3,4 auf 2,3 Mio. verrin-

gert.80  Zu ca. 40 % ist dieser Rückgang auf die demografisch bedingte Entlastung des Aus-

bildungs- und Arbeitsmarktes  zurückzuführen. Im gleichen Zeitraum ist der prozentuale An-

teil jugendlicher Erwerbstätiger deutlich gesunken, Arbeitslosigkeit und Nichterwerbstätigkeit 

stiegen weiter an. Die Bildungs- und Ausbildungsbeteiligung der Jugendlichen nahm jedoch 

um 6,1 % zu. 

Tabelle 2.3 – 3:    Junge Erwachsenen ohne abgeschlossene Berufsausbildung (1998, ge   
trennt nach Altersgruppen)  

Altergruppe    20 – 25 Jahre    25 – 30 Jahre     20 – 30 Jahre 

Prozent - Anteil           14,4           9,2           11,5 

                Quelle: Statistisches Bundesamt, Sonderauswertung des Mikrozensus, 1998 

                                                 
80 IAB-Kurzbericht, 5/98, S. 3 f 
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Die o.a. Sonderauswertung des Mikrozensus belegt: Die jungen Erwachsenen, die am Ende 

ihres Weges durch Schul- und Berufsbildung über keine auf dem Arbeitsmarkt vorzeigbaren 

und verwertbaren Qualifikationen verfügen, sind alles andere als eine kleine Restgruppe; sie 

stellen einen erschreckend hohen Anteil in ihrer Altersgruppe. 

Nach einer Verlautbarung81 der Bundesanstalt für Arbeit (BA) vom 10. Juni 2002 hat vor dem 

Hintergrund einer schwachen Konjunktur die Jugendarbeitslosigkeit deutlich zugenommen. 

Im Vergleich zum Vorjahr erhöhte sich die Zahl der arbeitslosen Jugendlichen um 15,6 %, 

während die allgemeine Arbeitslosigkeit „nur“ um 6,1 %  anstieg. Ende Mai 2002 waren bun-

desweit  453.300 Jugendliche (= 8,7 %) unter 25 Jahren arbeitslos. Nach der Ausbildungsbi-

lanz 2002 des Bundesinstitutes für Berufsbildung ist die Zahl der Ausbildungsverträge deut-

lich gesunken: Zum Stichtag 30. September 2002 wurden bundesweit 570.568 neue Verträge 

abgeschlossen, das sind 7,1 % weniger als im Jahre zuvor. Als Grund wird vom BiBB die 

schwierige konjunkturelle binnen- und außenwirtschaftliche Lage angegeben. Offensichtlich 

ist die Zahl der Betriebe, die sich für die Ausbildung junger Menschen engagieren immer 

noch zu gering. Der gravierende Rückgang der Ausbildungsplatzangebote gefährdet die Be-

rufschancen  der „ausgesperrten“ Jugendlichen, er gefährdet aber auch die Sicherstellung des 

Facharbeiternachwuchses in den Unternehmen und mittelfristig auch den Bestand des „Dua-

len Systems“. 

Die Projektion der bundesrepublikanischen Beschäftigungsdaten auf Mittelhessen (RP Gie-

ßen): Bei einer Bevölkerung von 1,063 Mio. am 31.12.2000 und einer Erwerbstätigenzahl von 

464.000 Personen beträgt der Anteil der Erwerbstätigen an der Gesamtbevölkerung 43,6 %. 

Das ist eine gegenüber dem Bundesgebiet um 2,1 und gegenüber dem Land Hessen um 1,8 

Prozentpunkte geringere Erwerbsbeteiligung.  Der ländliche, industriell mittelständisch einzu-

stufende Charakter Mittelhessens mag der Grund für die geringere Erwerbsbeteiligung sein.  

Nach Tabelle 2.3 – 4 sind junge Menschen - auch im RP Gießen - weniger  gefährdet arbeits-
los zu werden, wenn sie 

 eine berufliche Ausbildung absolviert haben und  

 sich als Facharbeiter formal qualifiziert und als solcher in einem Arbeitsverhältnis ge-

standen haben. 

 

 

                                                 
81 Vgl.: Süddeutsche Zeitung, 11.06.2002 
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Tabelle  2.3 – 4:      Arbeitslose unter 25 Jahren  in Mittelhessen nach ausgewählten  
                                 Strukturmerkmalen   (Stand: Ende September 2000) 

  Gießen Limburg Marburg Wetzlar RP Gießen 

Gesamt-
zahl  2.797 721 1.065 1.390 5.973 

Berufsausbildung      

ohne  
ohne HS-
Abschluss 293 89 73 142 597 

Ausbildung mit HS-Abschluss 1.400 298 440 614 2.752 

Duale Ausbildung 994 312 492 585 2.383 

Berufsfachschule 25 6 17 19 67 
mit 
 
Ausbildung Fachschule 78 13 38 23 152 

Qualifikation/Stellung im Beruf      

 Nichtfacharbeiter 1.400 285 467 632 2.784 

 Facharbeiter 537 196 266 370 1.369 

Erwerbstätigkeit vor      

Arbeitslosenmeldung/      

abhängiges Arbeitsverhältnis      

 Nichtfacharbeiter 595 79 181 214 1069 

 Facharbeiter 247 113 97 216 673 

Quelle: Landesarbeitsamt Hessen, AA Wetzlar, 2002 

Bemerkenswert ist, dass die Gefahr erwerbslos zu werden für alle diejenigen, die sich als 

„Facharbeiter“ qualifiziert bzw. als solcher erwerbstätig waren, um etwa 10% geringer ist, als 

bei denen die (nur) eine Berufsausbildung abgeschlossen haben.  

Für die Entwicklung der Arbeitslosigkeit von Personen unter 25 Jahren im  Arbeitsamtbezirk 

Wetzlar gilt  analog:   

 Während von 1998 bis einschließlich 2001 die Jugendarbeitslosigkeit insgesamt um 

21,1 % abgenommen hat, nahm die Zahl derer, die ohne Berufsausbildung arbeitslos 

wurden um 25,7 % (ohne HS-Abschluss) bzw. um 25,5 % (mit HS-Abschluss) ab.  

 Die Zahl der Arbeitslosen nahm bei Jugendlichen, mit abgeschlossener Berufsausbil-

dung gar nur um 13,7 % ab.   

Der prozentuale Anteil der Schulentlassenen ohne Hauptschul-Abschluss an denen mit Haupt-

schul-Abschluss  betrug in Hessen Mitte des Jahres 2000  15,7 %.82  Der entsprechende 

                                                 
82  Nach: Statistisches Handbuch Hessen 2001/02, a.a.O., S. 146,  eigene Berechnung 
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durchschnittliche Anteil bei den arbeitslosen Jugendlichen ohne abgeschlossene Berufsausbil-

dung betrug demgegenüber  23,3 %. Ein wesentliches Indiz für die Minderung des Erwerbslo-

sen-Risikos durch Berufsausbildung.  

Klaus Klemm analysiert in seiner im Dezember 1999 abgeschlossenen Untersuchung83 einen 

mit der Jugendarbeitslosigkeit eng  verbundenen Aspekt: Ausbildungslosigkeit. 

Er beschreibt den Zustand und die Perspektiven von Jugendlichen und jungen Erwachsenen, 

die keine abgeschlossene Berufsausbildung nachweisen können und  kommt dabei zu folgen-

dem Ergebnis: 

 Dramatischer Anstieg der jungen Menschen ohne abgeschlossene Ausbildung 

Zwischen 1991 und 1998 ist der Anteil der jungen Menschen zwischen 20 und 25 Jahren ohne 

abgeschlossene Berufsausbildung in den alten Bundesländern von 11,2 % auf 15,4 % ange-

stiegen. Bei den deutschen jungen Männern dieser Altersgruppe hat sich die Quote sogar 

mehr als verdoppelt (von 7,1 % auf 14,7 %). 

 Deutliche Verbesserung für die jungen Menschen ausländischer Herkunf 

Verbessert hat sich in dem Zeitraum allerdings die Situation junger Ausländerinnen und Aus-

länder. Unter ihnen sank der Anteil derer ohne Berufsabschluss von 31,8 % auf 20 %.  

 Nur relative Verbesserung der Situation junger Frauen im Vergleich zu den jungen              

      Männern 

War bei den jungen Frauen 1991 die Quote ohne Berufsabschluss noch deutlich höher  als die 

der jungen Männer mit 9,3 %, so sank sie 19914,5 % unter die der jungen Männer mit 16,3 %.  

 Unterschiede zwischen West und Ost 

In den neuen Bundesländern lag die Quote der Jugendlichen ohne  Hauptschulabschluss mit 

10,1 % über der in den alten Bundesländern mit 8,2 %. Demgegenüber lag in den neuen Län-

dern bei den 20- bis unter 25jährigen der Anteil der jungen Erwachsenen ohne abgeschlossene 

Berufsausbildung mit 10 % niedriger als im früheren Bundesgebiet mit 15,4 %. 

Klemm sieht Problemlösungen a) in der Steigerung des Ausbildungsplatzangebots, b) in der 

Möglichkeit des Nachholens von Ausbildungsabschlüssen und c) durch Einführung von Bil-

                                                 
83 Klemm, K.: Junge Erwachsene ohne abgeschlossene Berufsausbildung - Zustandsbeschreibung und  Perspektiven. Arbeits-

papier Nr. 12,  Hans-Böckler-Stiftung, Düsseldorf, 2000 
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dungsgutscheinen zum Zwecke der Finanzierung der Weiterbildung der Menschen ohne Be-

rufsbildungsabschluss. 

Die Gruppe der Ausbildungslosen ist in sich sehr heterogen. Wer sich ihre Reduzierung zum 

Ziel setzt, muss dies berücksichtigen und nach unterschiedlichen Instrumenten suchen. 

Arbeitsmarktpolitik 

Wesentliche Aufgabe der Arbeitsmarktpolitik bestand bis Ende der 60er Jahre darin, die so-

ziale Sicherung der Arbeitslosen und den Ausgleich zwischen Angebot und Nachfrage durch 

Arbeitsvermittlung zu gewährleisten. Erst im Arbeitsförderungsgesetz (AFG) von 1969 erhielt 

die Arbeitsmarktpolitik eine umfassendre Aufgabe. Die Durchführung obliegt der Bundesan-

stalt für Arbeit, einer Körperschaft des öffentlichen Rechts mit drittelparitätischer Selbstver-

waltungsstruktur.84 Die von dem AFG gesteckten Ziele, nämlich einen Beitrag zum Wach-

stum, zur Vermeidung unterwertiger Beschäftigung und zur Eingliederung auch schwächerer 

Gruppen auf dem Arbeitsmarkt zu leisten, mussten im Laufe der Zeit mehr und mehr der Be-

wältigung der Arbeitslosigkeit weichen. Den Möglichkeiten der Arbeitsmarktpolitik, Arbeits-

losigkeit quantitativ zu verhindern sind enge Grenzen gesteckt. Deutlich wird dies auch in der 

Tatsache, dass viele Arbeitslose auf Grund mangelnder Leistungsansprüche oder geringer 

Lohneinkünfte vor der Erwerbslosigkeit in Armut oder an den Rand der Armut gedrängt wer-

den.  

Dem Problem der Arbeitslosigkeit ausschließlich oder vorrangig durch Ausweitung der Pro-

duktion Herr zu werden, stößt bei J. Strasser85 auf Skepsis. Undifferenzierte Wachstumsförde-

rung ist für den Autor ökologisch inakzeptabel: „ Nur durch gezielte Förderung des Wirt-

schaftswachstums in Bereichen, die für die ökologische Umorientierung wichtig sind, z.B. die 

Entwicklung und Produktion ökologisch subtilerer Technik mitsamt dem für die Anwendung 

erforderlichen Organisationswissen, könnten wirklich zukunftssichere Arbeitsplätze geschaf-

fen werden.“ Strasser plädiert für eine Wirtschaftsförderung – einschließlich zugehöriger For-

schung und Entwicklung – konzentriert in ökologisch sinnvolle Sektoren, die auch bei fort-

schreitender Rationalisierung einen Teil der Arbeitslosigkeit abbauen könnte.  Zweifelsohne 

reüssiert z. B. der Markt für erneuerbare Energien, ein bedeutsamer Abbau der Massearbeits-

losigkeit ist nach den amtlichen Statistiken damit bisher nicht verbunden. Gleichwohl halte 

ich die Förderung durch Subventionierung mit öffentlichen Mitteln  in diesem Bereich – auch 

aus beschäftigungspolitischen Gründen - für erforderlich. 

                                                 
84 Die Umstrukturierung der Bundesanstalt für Arbeit im 1. Quartal 2002 scheint derzeit  noch nicht abgeschlossen. Ob  der 

vermutete Erfolg mit der Einbeziehung privater Arbeitsvermittler eintritt, kann erst nach    einer Zeitdauer  von ca. einem 
Jahr bewertet werden. 
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Die Handlungsmöglichkeiten der Arbeitsmarktpolitik sind in Zeiten dauerhafter Massenar-

beitslosigkeit allerdings eingeschränkt. Um das Schicksal von Millionen von Arbeitslosen 

abzuwenden, sollte m. E. sollte auch der verstärkte Einsatz arbeitszeitpolitischer Maßnahmen 

verfolgt werden. 

Anmerkungen zur Arbeitszeitpolitik: 
Folgt man den  Apologeten der Mehrarbeit sind die Ursachen eindeutig: Weil in Deutschland 
die Urlaubs- und Feiertage zu zahlreich und die Arbeitszeiten zu niedrig sind, stockt das 
Wachstum und verhindert damit die Schaffung von Arbeitsplätzen.  Schon die Statistiken prä-
sentieren kein einheitliches Bild: Während die OECD zu dem Schluss kommt, dass unter den 
großen Industrienationen nur die Norweger und die Niederländer pro Jahr weniger arbeiten 
als die Deutschen, kommt die Brüsseler Statistik-Behörde Eurostat zu dem Ergebnis, dass in 9 
der 15 Mitgliedstaaten der EU pro Woche weniger gearbeitet wird als in Deutschland. Dazu 
wird festgestellt, dass allein in der EU fünf Länder mehr freie Tage als die Deutschen haben.86 
Die US-Amerikaner arbeiten – nach der OECD – pro Jahr durchschnittlich 1815 Stunden, 
mehr als in jeder anderen Industrienation; in den 90er Jahren erlebten sie einen erheblichen 
wirtschaftlichen Boom. Japan folgt auf der Arbeitszeit-Hitliste knapp hinter den USA; dort 
hat die Wirtschaft in den vergangenen zehn Jahren stagniert. Am Ende der OECD-Tabelle, 
nur wenig vor den Holländern, stehen die Norweger. Sie arbeiteten 2002 durchschnittlich 
1342 Stunden. In Norwegen ist die Wirtschaft im gleichen Zeitraum noch stärker gewachsen 
als in den USA, bei einer Arbeitslosenquote von knapp 5 %. Die Gleichung: Mehrarbeit = 
höheres Wachstum trifft in dieser vereinfachender  Aussage nicht zu. Für die Wettbewerbsfä-
higkeit eines Industrie-Unternehmens sind in hohem Maße die Lohnstückkosten – die ko-
stenmäßig erfasste Menge der von einem Arbeitnehmer in einer Zeiteinheit gefertigten Pro-
dukte - entscheidend. Diese Lohnstückkosten sind in den vergangenen sieben Jahren nicht 
halb so stark gestiegen wie im EU-Durchschnitt. Die Folge: Beim Export-Wachstum übertraf 
Deutschland alle anderen großen Industrienationen.  

Der Analyse der o.a. Daten folgend plädiert die Deutsche Enquete Kommission87 „Globalisie-

rung der Weltwirtschaft – Herausforderung und Antworten“ für den Schwerpunkt der Ar-

beitszeitverkürzungen auf den verschiedensten Ebenen als Handlungsfeld im  nationalen Be-

reich. Mehr Arbeitszeitsouveränität bedeutet auch nach ihr einen Zugewinn an Lebensqualität. 

Neben der Verbesserung der Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspolitik ist daher auch eine Än-

derung des Finanzierungssystems erforderlich, die eine Mindestsicherung der Arbeitslosen 

vorsieht. Mit Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen (ABM) zur Förderung von Beschäftigungs-

chancen benachteiligter Gruppen und mit Maßnahmen zur beruflichen Weiterbildung kann 

die Arbeitsmarktpolitik auch zur Unterstützung des Strukturwandels beitragen.  

Beschäftigungsstruktur und Arbeitsmarkt werden in den Industriestaaten ausführlich mit einer 

Beschäftigungsstatistik der staatlichen Arbeitsverwaltungen dargestellt. Im Gegensatz zu den 

                                                                                                                                                         
85 Strasser, J. (Hrsg.): Die Wende ist  machbar. München, 1994. S. 206 
86 OECD Employment Outlook 2003 und Eurostat2003. 

87 a.a.O., S. 46 
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auf ein bestimmtes Datum des vergangenen Jahres bezogene Statistik-Daten der Arbeitsver-

waltung hat das „Jahresgutachten des Sachverständigenrates zur Begutachtung der gesamt-

wirtschaftlichen Entwicklung“ prospektiven Charakter; das Gutachten kann von der jeweili-

gen Bundesregierung als Entscheidungshilfe für zukünftige wirtschaftspolitische Maßnahmen 

herangezogen werden. 

Die dann getroffenen wirtschaftspolitischen Maßnahmen im Rahmen des Stabilitätsgesetzes – 

wirtschaftliche Zielsetzung: Vollbeschäftigung, Preisniveaustabilität, Wachstum und außen-

wirtschaftliches Gleichgewicht – machen den Spielraum staatlicher Wirtschaftsgestaltung aus.  

In den Bereichen staatliche Interventionen, in der Wettbewerbspolitik und in der Stabilitäts- 

und Finanzpolitik hat sich gezeigt, dass die Entscheidungsalternativen sehr viel geringer sind, 

als gemeinhin angenommen wird. So steuert(e) in der Bundesrepublik Deutschland die Deut-

sche Bundesbank88 als Träger der Geld- und Währungspolitik einen von der Bundesregierung 

– formal –  völlig unabhängigen Kurs. Als strategische Größen ihrer Politik gelten die umlau-

fenden Geldmengen und die Zinssätze. Probleme ergeben sich, aus formell-rechtlicher Sicht, 

auch aus der Tatsache, dass in einem föderativen System wie der BRD, eine Vielzahl öffentli-

cher Haushalte in Bund, Länder und Gemeinden nebeneinander existieren, deren konjunktur-

gerechte  Koordinierung zahlreiche wirtschaftliche und politische Schwierigkeiten mit sich 

bringt.  

Staatliche Wirtschaftsgestaltung unterliegt in materiell-ökonomischer Sicht darüber hinaus 

grundsätzlich - bezogen auf Lohn- und Gewinninteressen - der Tarifhoheit der Arbeitnehmer- 

und Arbeitgebervertretungen. 

Zusammenfassung und thematische Bedeutung 

 Die klassische Regel, dass eine niedrige formale Qualifikation einhergeht mit einer 

schlechteren Position auf dem Arbeitsmarkt gilt nach wie vor. 

 Fast 40 % der Arbeitslosen haben keinen beruflichen Abschluss. Maßnahmen zur 

Reduzierung der Massenarbeitslosigkeit müssen sich vor allem auf diese Gruppe 

konzentrieren. 

                                                 
88 Mit  Einführung einer gemeinsamen Währung in 16 europäischen Staaten erfolgte die Installierung der Europäischen    

     Zentralbank in Frankfurt, der entsprechende Befugnisse für den Gültigkeitsbereich des Euro  übertragen  wurde.     
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 Geringere Sorge um den Arbeitsplatz müssen sich Personen mit Hoch- oder Fach-

hochschulabschluss machen; hier kann von Vollbeschäftigung in erstaunlicher Un-

abhängigkeit von Konjunkturzyklen gesprochen werden. 

 Die Arbeitslosenquoten der mittleren Qualifikationsebene liegen ebenfalls unter-

halb des Durchschnitts. 

 In Zeiten schwacher Konjunktur steigt die Jugendarbeitslosigkeit stärker als die 

Gesamt-Arbeitslosenquote.  

 Das Vorhandensein von Ausbildungsstellen bleibt von zentraler Bedeutung für die 

(Lebens-)Perspektiven von Jugendlichen. 

 Arbeitsmarktpolitische Maßnahmen im Rahmen staatlicher Wirtschaftsgestaltung 

können die Massenarbeitslosigkeit nur begrenzt reduzieren. 

Die Zahl der verfügbaren Ausbildungsmöglichkeiten im „Dualen System“, aber nicht nur 

dort,  richtet sich am tatsächlichen Bedarf aus. Bedarfsschwankungen infolge konjunktureller 

Zyklen aber auch der Tatbestand, dass -  nach dem Berufsbildungsbericht 2002 -  beinahe 

jeder vierte Ausbildungsvertrag (2000 = 23,7 %) vorzeitig, also vor Abschluss der Ausbil-

dung, gelöst wurde, verdeutlicht die Problemlage. Die Ausweitung der Zahl der Ausbildungs-

plätze muss daher verbunden sein mit einer Ausrichtung der Ausbildungsqualität auf die 

Lernvoraussetzungen gerade der schwächeren Auszubildenden. Hier sind die allgemeinbil-

dende Schulen und die beruflichen Schulen gefordert.   

Die Reichweite schulischer Anstrengungen ist allerdings begrenzt: Weder können fehlende 

Ausbildungsplätze durch verbesserte Leistungen der Schulabsolventen kompensiert werden, 

noch können erreichte Schulabschlüsse tradierte Vorbehalte ausräumen. So bleiben junge 

Frauen häufiger ohne Ausbildung, obwohl sie schulisch erfolgreicher als junge Männer sind. 

Wenn (bildungs-)politische Unterstützung vorhanden ist, kann sich erfolgreichere Arbeit in 

den Schulen einstellen. Die Möglichkeiten stoßen allerdings an Grenzen, wenn allein den 

Schulen „die ganze Last“ aufgebürdet wird. Wie sehr das soziale Umfeld schulischem Lernen 

Grenzen setzt, zeigt exemplarisch die PISA-Studie vom Dezember 2001 und zeigen Regional- 

und Stadtteilstudien. Konsequenzen für die berufliche Bildung im anschließenden Kapitel 3. 
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Exkurs: Looser? 
Wodurch wird ein junger Mensch so hasserfüllt und geltungssüchtig, dass ihm seine Mitmen-
schen, ihre Ängste ihr Leben derart gleichgültig werden und er vorsätzlich geplant aus Rache 
16 Personen und sich selbst erschießt? So geschehen am 26. April 2002 in Erfurt durch einen  
enttäuschten und abgewiesenen Schüler. Psychologen deuten als „Wurzel des Übels“ zumeist 
individuell  fehlgeschlagene Persönlichkeitsentwicklung mit der Konsequenz der Unvorher-
sehbarkeit – Täter sind dann pathologisch gestörte Einzeltäter. Nicht mit entscheidend, aber 
auch nicht ohne Einfluss scheint die soziale Komponente des  Falles. 89 

Die aktuelle 14. Shell-Jugendstudie hat gezeigt, dass rund ein Viertel der Jugendlichen heute 
allein auf Grund ihrer mangelnden Schulbildung und ihres schwachen sozialen Hintergrundes 
als abgeschlagen bezeichnet werden können. Qualifikation durch Bildung ist ein mit entschei-
dender Faktor für den Werdegang von Jugendlichen. Die Chancen als Erwachsener eine feste 
Beschäftigung zu finden oder Erfolge im Berufsleben erfahren zu können sind für weniger 
Qualifizierte entsprechen gering. Ihr sozialer Abstieg ist quasi vorbestimmt. Bei etwa einem 
weitern Viertel korrespondieren die Chancen mit der Konjunkturentwicklung: So lange es der 
Wirtschaft leidlich gut geht, werden sie am unteren Rand mitagieren können, bei konjunktu-
rellen Schwächen sind ihre Perspektiven entsprechend. Merkmale der „Bildungsgewinner“ 
sind gute schulische Qualifikation und  ein meist stabiler sozialer Hintergrund – sie gelten der 
Shell-Studie zufolge als zielstrebig, erfolgs- und karriereorientiert. Jugendlichen ist danach 
durchaus bewusst, dass der Erfolg in der allgemeinbildenden Schule prägend für ihren weite-
ren Lebensweg ist. Zu vermuten, dass die sozial-gesellschaftliche Schere in den kommenden 
Jahre noch weiter aufgehen wird. Zu befürchten ist die Weiterentwicklung in einer „Winner-
Looser-Kultur“. Zu hoffen ist, dass Fälle wie „Erfurt“ Einzelfälle bleiben.  

                                                 
89 Vgl.: Linßen, R.: Amoklauf – Antwort von Verlierern. In: Frankfurter Rundschau, 31.10. 2002 
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3.   Konsequenzen für künftig erforderliche Qualifikationen 

Definitionen 

Nach den Empfehlungen der Bildungskommission zur Neuordnung der Sekundarstufe II 

(Deutsche Bildungsrat) bezeichnet Kompetenz den Lernerfolg bezogen auf den Lernenden 

und seine Befähigung zu eigenverantwortlichem Handeln in gesellschaftlichen, beruflichen 

und privaten Situationen. Qualifikation ist eher gekennzeichnet durch den Lernerfolg bezüg-

lich der nachgefragten Verwertbarkeit in den beschriebenen Situationen. 

Qualifikationen zielen einerseits auf die Fertigkeiten und Kenntnisse, die zur Wahrnehmung 

der mit dem Arbeitsplatz verbundenen Anforderungen erforderlich sind, andererseits auf die 

Kompetenzen und Handlungsmöglichkeiten über die eine Erwerbsperson tatsächlich verfügt. 

Bei tätigkeitsbezogenen Qualifikationsanforderungen können funktional und extrafunktional 

erforderliche Qualifikationen wie Loyalität, Pünktlichkeit, Verantwortungsbewusstsein, Sorg-

falt, aber auch Flexibilität, Perzeption, technische Intelligenz und technische Sensibilität un-

terschieden werden.  

Unter dem Konzept der Schlüsselqualifikationen werden vor allem die Fähigkeiten zur Be-

wältigung offener, unbestimmter und komplexer Situationen verstanden: Selbstständigkeit, 

intrinsische Arbeitsmotivation, Team- und Kommunikationsfähigkeit sowie Lernfähigkeit. 

Personengebundene Qualifikationen können nach der Art ihres Erwerbs – schulische Kennt-

nisse oder Erfahrungswissen -  und nach dem Grad ihrer gesellschaftlichen und betrieblichen 

Anerkennung differenziert werden. Die gesellschaftliche Anerkennung und Einstufung be-

stimmter Fähigkeiten und Kompetenzen ist Gegenstand gesellschaftlicher Interpretations- und 

Definitionsprozesse, d.h. der betriebliche und gesellschaftliche Status wird in der gegenwärti-

gen Industriegesellschaft vornehmlich vom Qualifikationsniveau bestimmt.90 

 

Anforderungen 

Hinsichtlich der Definition des Bezugsrahmens zur Formulierung von Anforderungen an  das 

System beruflicher Bildung gibt es eine lange berufsbildungspolitische und wissenschaftliche 

Diskussion. Gerade vor dem Hintergrund krisenhafter staatlicher Umstrukturierungen und 

unter rigiden finanziellen Einsparungen im Sozial- und  Bildungsbereich erfolgt häufig der 

Ruf nach Bildungsreformen.  

Zwar sind spezifische historische Situationen in ihrer eigenen Entstehungsgeschichte jeweils 

einmalig und nicht wiederholbar; Parallelen mit bestimmten Ausprägungen in ähnlichen hi-

                                                 
90 Nach: Heidenreich, M.: Arbeitsorganisation und Qualifikation: In: Luczak/Volpert (Hrsg.): Handbuch Arbeitswissenschaft, 

Stuttgart, 1997. S. 696 f 
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storischen Situationen sind aber dennoch wahrzunehmen, vor allem vor dem Hintergrund sich  

neu heraus bildender  staatliche Grenzen, bei offensichtlichen Strukturveränderungen der Er-

werbsarbeit (Kap. 2.2), im besonderen der Produktionsweisen, und den damit verbundenen 

gesellschaftlichen Umbrüchen. Generalisierend stellt sich in solchen Situationen die Frage 

nach der Art der Bildung, die Menschen brauchen, um in Erwartung einer unsicher geworde-

nen Zukunft so gut wie möglich auf diese vorbereitet zu sein.  

 

Exkurs: Historischer Bezug 
Es erscheint mir durchaus legitim, vergleichbare Situationen auf ihre bildungspolische Ver-
gleichbarkeit  zu hinterfragen, etwa mit der Frage: Welche Bildung brauchen Menschen, um 
auf eine unsicher gewordene Zukunft ausreichend vorbereitet zu sein und auf welche Weise 
lässt sich ein entsprechender Anspruch verwirklichen?  

Exemplarisch (und verkürzend) sei an dieser Stelle auf die Arbeitsschule Georg Kerschen-
steiners innerhalb der reformpädagogische Bewegung – vornehmlich  die berufliche Bildung  
berührend -  Anfang des 20. Jahrhunderts  verwiesen. 91 Der Arbeitsschul-Pädagogik in ihren 
verschiedenen Ausprägungen  war gemeinsam, dass sie bei der Selbsttätigkeit der Schüler 
ansetzte; aktives Handeln war gleichzeitig Erziehungs- und Bildungsinstrument – im Gegen-
satz zum rezeptiven Lernverhalten in der alten „Buch- und Gelehrtenschule“.  Im Focus der 
Reformpädagogik stand aber auch der  Bezug zur Gemeinschaft: Erziehung ist nur in Ge-
meinschaft möglich, Erziehung findet durch die Gemeinschaft statt und Gemeinschaftssinn ist 
das Ziel von Erziehung. Der Tradition der Werkschulen des 17. Jahrhunderts  und der Indu-
strieschulen des 18. Jahrhunderts folgend, trat Kerschensteiner für eine Schule ein, die  tradi-
tionellen Unterricht mit der Vermittlung elementarer handwerklicher Tätigkeiten verband.   
Sittliche Erziehung durch exakte  manuell-körperliche Arbeit und die Vorbereitung auf späte-
re Berufstätigkeit durch die Einübung spezieller ethischer Arbeitstugenden waren das Credo 
Kerschensteiners. Weil Individuum und Staat sich gegenseitig bedingen,  sieht er Berufser-
ziehung und staatsbürgerliche Erziehung als Einheit; für ihn steht die Berufsbildung „an der 
Pforte zur Menschenbildung“. Es besteht kein Gegensatz zwischen Berufsbildung und Allge-
meinbildung. 

„Die eigentliche Triebkraft des Menschen ist der Egoismus; altruistische Regungen fehlen 
zwar nicht gänzlich, es bedarf aber eines hohen kulturellen Aufwandes, um ihnen zu sittlicher 
Kraft zu verhelfen. Die Chance der beruflichen Ausbildung besteht darin, dass sie sich die 
egoistischen Triebkräfte zunutze machen kann. Der Prototyp aller Arbeit ist die Handarbeit. 
Wer gelernt hat, seine Arbeitseinstellung zu vermitteln, hat damit auch zugleich das Beste für 
die Vervollkommnung der Gesellschaft getan. Der beste Arbeiter ist auch der beste Staatsbür-
ger“.   
Moralische Größen, Berufsethos und ein an der Norm des Handwerks, als ständisch ge-
wachsene Gemeinschaft, ausgerichtetes Berufsleitbild bestimmen die Vorstellungen Ker-
schensteiners. Qualifikationserwerb zielt bei ihm immer auf die berufliche Verwertbarkeit. 
Etwa hundert Jahre vorher trat schon Wilhelm von Humboldt für die Gleichwertigkeit von 
allgemeiner und beruflicher Bildung ein, aber auch für ihre strikte Trennung. Frei von berufli-
chen Aspekten soll das Individuum durch das Einüben von Kulturtechniken  erkennen, wo 
seine Interessen und Begabungen  liegen. Die Verantwortungen sind bei Humboldt eindeutig  
jeweils Staat und Wirtschaft zugeordnet.  

                                                 
                                                                                                                                                                                                        

91 Nach: Wilhelm ,Th.: Georg Kerschensteiner. In: Scheuerl, H- (Hrsg.): Klassiker der Pädagogik II,  S. 109              



3. Konsequenzen für künftig erforderliche Qualifikationen

- 79 -

 
Kerschensteiners Bemühungen in einer historisch-gesellschaftlichen Situation (Monarchie, 1. 
Weltkrieg, Weimarer Republik) um das Arbeitsschulprinzip und um die Weiterentwicklung 
der Fortbildungsschulen entsprechen – bezogen auf die aktuelle Diskussion um die berufliche 
Bildung – heute eher den vielfältigen bildungs- und sozialpolitischen  Qualifizierungsmaß-
nahmen.  Gleichwohl sind berufspädagogische Gemeinsamkeiten von „Arbeitsschulprinzip“ 
und der aktuell geforderten „Handlungsorientiertheit“ oder dem „Lernen am Arbeitsplatz“ 
nicht zu leugnen.  
 

Bezogen auf Ausmaß und Art der Anpassung an die technologische, ökonomische und Ar-

beitsorganisatorische  Entwicklung vertritt Horst Kern (schon) Anfang der 70er Jahre den 

Standpunkt, dass ein Hauptmangel im Ausbildungssystem besteht. Nach Kern kann der 

(Fach-)Arbeiter „in einer Gesellschaft, deren Produktionssystem ständigen Veränderungen 

unterworfen ist und die deshalb ein hohes Maß an Mobilität erzwingt mit dem Wandel nur 

mithalten, „ wenn er dauerhaft zur Umsetzung bereit und zur Einarbeitung in neue Verhältnis-

se fähig ist. Ein diesen Bedingungen angemessenes Ausbildungssystem muss  primär auf die 

Sicherung der Mobilitätsfähigkeit der Arbeitskräfte gerichtet sein. Es hat sich vordringlich um 

die Förderung und Aufrechterhaltung des hierfür notwendigen naturwissenschaftlich und ge-

sellschaftlichen Grundverständnisses zu bemühen. Gerade diese dauerhafte Hilfestellung 

vermag jedoch die heutige Berufsausbildung nur in unbefriedigender Weise zu leisten“.92 

Die strikt funktionalistische Begründung,  dass die berufliche Erstausbildung nicht zuletzt 

wegen ihrer betrieblichen Bindung an die Arbeitsplätze auf deren entsprechende Anforderun- 

gen bezogen sein müsste, verfolgt m. E. ein zu enges Konzept von Berufsbildung. In einer 

Zeit, in der man nicht mehr von einem Lebensberuf und hoher Kontinuität der Erwerbsarbeit  

im gleichen Berufsfeld ausgehen kann, ist ein breiterer über den einzelnen Arbeitsplatz hinaus 

gehender  Bezugsrahmen für die Definition beruflicher Qualifikationen erforderlich. 

Anlässlich der Neuordnung der Metall- und Elektroberufe Mitte der 80er Jahre setzte man 

konsequenterweise an die Stelle der stark gegenstands- und funktionsgebundenen traditionel-

len Berufsbilder das Konzept der Handlungskompetenz. In ihm haben funktionsübergreifende 

Kompetenzen wie Organisations- und Planungsfähigkeit, erweiterte Kommunikations- und 

Lernfähigkeit, also die sogenannten „Schlüsselqualifikationen“, ein höheres Gewicht bekom-

men und das Berufsprinzip aus seiner Spezialisierungsverengung zu breiteren Kompetenzfel-

dern befreit, ohne es als Ausbildungsprinzip aufzugeben. 

Vor dem Hintergrund des Tatbestandes, dass die Wirtschaft sich zunehmend nur noch in Ka-

tegorien der globalen Vernetzung begreifen lässt und einer Beschäftigungs- und Arbeits-

                                                 
92 Kern, H.: Konsequenzen des technischen Fortschritts. In:  Erhard Eppler u.a.: Überleben wir den technischen  Fortschritt?   

Freiburg, 1973. S. 50-53 
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marktstruktur, die durch eine immer weniger kalkulierbare Veränderungsdynamik und Unsi-

cherheit gekennzeichnet ist, lebt die Diskussion um das Berufsprinzip wieder auf.93 

Es gilt die Struktur der beruflichen Kompetenzvermittlung so zu organisieren, dass sowohl 

der  betriebliche Qualifikationsbedarf als auch die individuellen Bildungsbedürfnisse und -

interessen berücksichtigt werden. Die seit etwa 1980 zu beobachtende (und in den Kapiteln 

2.1 - 2.3  beschriebene) Tendenz in der Beschäftigungsstruktur zu qualifizierten und hochqua-

lifizierten Tätigkeiten wird sich zukünftig – vermutlich beschleunigt – fortsetzen. Auf der 

Ebene von Tätigkeitsprofilen bedeutet dies, dass eine Zunahme solcher Tätigkeiten erfolgt, 

die nach Inhalt und Aufgabenstellung komplex sind und zu ihrer Ausübung umfassende und 

hohe Qualifikationen wie gutes theoretisches Wissen, spezialisierte sensomotorische und/oder 

analytische Erfahrungskompetenzen, Fähigkeiten zur Selbstorganisation der Arbeit und 

kommunikative Sensibilität und Souveränität erfordert. Charakteristisch für diese Tätigkeiten 

wird eine deutlich höhere innere Beteiligung und ein dauerhaftes persönliches Interesse sein. 

Dieser Tätigkeitstypus, der in der Vergangenheit vor allem im Bereich der geistigen Arbeit 

und bei komplexen handwerklichen Berufen anzutreffen war, prägt  zunehmend auch die in-

dustrielle Arbeit.  

Folgt man einer BLK-Angebotsprojektion (Tabelle 3 – 1) aus dem Jahre 2002, dann wird  der 

Bedarf an gut qualifiziertem Personal relativ und absolut weiter wachsen. Bereits auf mittlere 

Sicht wird – nach den Prognosen - ein Fachkräftemangel immer wahrscheinlicher. Bei den 

Überlegungen zur aktuellen Problematik der Massenarbeitslosigkeit und damit einhergehend 

der Aufrechterhaltung der Sozialversicherungssysteme, sollte für den Hochtechnologie-

Standort Deutschland die künftige Bedeutung des Humankapitals mitbedacht werden. 

Die Entwicklung hin zu einer Hochqualifizierten-Industriegesellschaft hat im Beschäftigungs-

system (unter Marktkriterien) zur Folge, dass der Druck zur „guten“ Ausbildung und zur Wei-

terqualifikation wächst. Nur über eine Verbesserung der Berufsbildung und eine Verbreitung 

und Intensivierung der beruflichen Weiterbildung sind auch die Prozesse der Arbeitsumvertei-

lung zu ermöglichen. Mit der Ausweitung von Bildung, d.h. der Erhöhung des durchschnittli 

chen Bildungsniveaus, erhöhen  sich auch  die Ansprüche der Jugendlichen an die Berufsbil-

dung im Sinne von beruflichen Entfaltungsmöglichkeiten. Es bleibt der Berufsbildungspolitik 

vorbehalten, diesem Anspruch Rechnung zu tragen. 

 

                                                 
93 Vgl.: Baethge, M. u.a.: Ein Mythos verblasst, Opladen, 2000; Fürstenberg, F.: Berufsgesellschaft in der Krise, Berlin, 

2000; Flietner,A. u.a.: Wege aus der Ausbildungskrise, Opladen, 1999;Berufsbildungsberichte 2000-2002 des BMBF; Be-
richte der Länder-Kommissionen Bayaern/Sachsen und NRW; Berichte des BiBB u.a.   
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12. Anhang

Seite   Anmerkung

Fragenbogen Industrie

Fragenbogen Auszubildende

Ergebnisse Auszubildende

Schilderung, der Auszubildenen

Dokumentation der 

Unternehmensbefragung

Dokumentation der Befragung 

in Berufsschulen

Stellungnahme der Arbeiter 

Gesamtmetall ME

Stellungnahme IHK

Stellungnahme IG Metall

A 2

A 17

A 24

A 50

A 70

A 72

 

A 73

A 77

A 88

Ergebnisse in

Kap. 6.2.1.1 - 6.2.1.4

Ergebnisse in

Kap. 6.3.1.1 - 6.3.1.4

Einzel-Ergebnisse

Bewertung der Ausbildung,

18 von 306

A1



 

    

 

A2 

Fragebogen Industrie 
 

Befragung 
zu zukünftig erforderlichen                                                                           

Qualifikationsmerkmalen                            
im gewerblich-technischen Bereich, 

bezogen auf die Ausbildung in Industriebetrieben im Raum Mittelhessen. 
 
 

Durchgeführt im Rahmen einer wissenschaftlichen Arbeit von  
Hermann Söhngen 

Brunnenstr. 2 
35619 Braunfels. 

 
 

Datum...................................................  
 
 

 
 
 
HINWEISE: 
- Alle Angaben werden streng vertraulich und entsprechend den gesetzlichen Bestimmungen 

des  Datenschutzes behandelt.     
-    Nach Fertigstellung der Arbeit erhält Ihr Unternehmen eine Ausfertigung der Ergebnisse. 
- Sollten Fragen auftauchen, wenden Sie sich bitte an:                                                                             
      H. Söhngen, Tel. 06472-7141, Fax 06472-830649 
        

 
 

Themenbereiche der Befragung: 
 
1. Betriebsmerkmale 
2. Belegschaftsstruktur 
3. Qualifikationsanforderungen an Mitarbeiter/Innen 
4. Qualifikationsanforderungen an Führungskräfte 
5. Qualifikationsanforderungen an Auszubildende 
6. Betriebliche Qualifizierung 
7. Organisatorischer Wandel 
 
 

 
Vielen Dank für Ihre Mitarbeit 

 
 

 



 

    

 

A3

 
E r l ä u t e r u n g e n 

 
 
 

Zur Sache: Die berufliche Erstausbildung und die darauf aufbauende Weiterbildung können 
  von  einer sich im Umbruch befindlichen Arbeitswelt nicht unberührt bleiben. Im     

                          Interesse der wirtschaftlichen Entwicklung haben alle an der beruflichen Bildung   
                          beteiligten Institutionen auf diese Tatbestände zu reagieren. 
                         Als ehemaliger Berufsschullehrer – mit fast 14-jähriger Tätigkeit in der Industrie
    –im gewerblich-technischen Bereich mit der funktionalen und extrafunktionalen   
                          Qualifikationsvermittlung unmittelbar vertraut und als „gestandener Mittelhesse“   

  der Region verbunden, möchte ich in Form einer wissenschaftlichen                  
Arbeit, die durch die UNI Gießen betreut wird,  einen (bescheidenen) Beitrag zur    
Früherkennung von  Qualifikationsentwicklungen und den daraus resultierenden    
Konsequenzen in den, dem produzierenden Gewerbe zuzurechnenden, 
mittelhessischen Unternehmen leisten. Um eine ausreichende Basis für eine 
schlüssige Antwort auf eine entsprechende Fragestellung zu erhalten, wird  die 
Befragung mittelständischer Unternehmen in Mittelhessen  ergänzt durch eine 
Befragung an den gewerblichtechnischen Berufsschulen unseres Raumes und 
durch Stellungnahmen der Sozialpartner, der Kammern und der 
Arbeitsverwaltung. 

                          
 
 
 
Meine Bitte: Ich habe Ihr Unternehmen für diese Befragung ausgewählt, weil ich davon 

ausgehe,  dass auch bei Ihnen ein Interesse an dem Herausfinden künftiger 
Qualifikationsmerkmale besteht. Nur wenn sich alle an der Befragung 
beteiligen, lässt sich eine schlüssige Aussage über veränderte Anforderungen 
im Bereich der beruflichen Qualifikationen gewinnen. 

                             
                            Bitte senden Sie den ausgefüllten Fragebogen in dem beigefügten Freiumschlag 
                            zurück an: 
                   

Hermann Söhngen 
Brunnenstr. 2 

35619 Braunfels 
             
HINWEIS: 
Bitte lesen Sie die Fragen in Ruhe durch. 
Kennzeichnen Sie bitte immer – außer in der Frage 3.5, 5.3, 7.2, 7.3 und 7.5a  -  nur eine der 
vorgegebenen Antworten.-   
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1.  Betriebsmerkmale 
      1.1  Rechtsformen 
             Selbstständig, ohne rechtliche Bindungen zu anderen Firmen...................................(  ) 

       Selbstständige Muttergesellschaft..............................................................................(  ) 
       Selbstständige Tochtergesellschaft (Muttergesellschaft im Inland)...........................(  ) 
       Selbstständige Tochtergesellschaft (Muttergesellschaft im Ausland)........................(  )   
 
1.2  Der Brutto-Umsatz betrug 1999 ca. ...................DM 

Der Umsatz hat von 1995 – 1999 
stark zugenommen   zugenommen   sich nicht verändert  abgenommen  stark 
abgenommen 
             (  )                    (  )                       (  )                          (  )                      (  ) 

 
1.3  Exportiert Ihr Betrieb Produkte oder Leistungen ? 

 
(  ) Nein                    (  ) Ja, der Exportanteil am Umsatz beträgt ca. ..........% 
 
 

2.  Belegschaftsstruktur 
 
2.1 Wie viel Personen sind in Ihrem Betrieb derzeit beschäftigt ? 

ca.....................Personen 
Die zeitlichen Beschäftigungsformen verteilen sich auf Männer und Frauen bezogen wie 
folgt: 
 
         Vollzeit   Teilzeit  <50 % befristet Beschäftigte
Männer 
 

   

Frauen 
 

   

 
Gesamt 

   

   
 

2.2 Veränderungen der Beschäftigtenzahl in den letzten 5 Jahren. 
Die Beschäftigtenzahl hat 
 
     stark         

zugenommen 
zugenommen sich nicht 

verändert 
abgenommen      stark             

abgenommen 
Vollzeit 
 

     

Teilzeit 
 

     

befristet 
Beschäftigte 

     

Gesamt 
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2.3 Voraussichtliche Beschäftigung in den nächsten 5 Jahren 
 

Die Beschäftigtenzahl wird 
 
 
 

     stark  
 zunehmen 

  zunehmen     gleich       
    bleiben 

  abnehmen      stark 
  abnehmen 

Vollzeit 
 

     

Teilzeit 
 

     

befristet 
Beschäftigte 

     

Gesamt 
 

     

 
 

2.4  Voraussichtliche Veränderung des Bedarfs an Arbeitskräften nach abgestuften 
Bereichen  in den nächsten 5 Jahren. 

 
Der Arbeitskräftebedarf wird 
 
 
 

   stark          
  zunehmen 

  zunehmen   gleich         
   bleiben 

  abnehmen    stark           
abnehmen 

oberes u. 
mittleres 
Management 
(Geschäfts-, 
Abt.-Leitung)

     

unteres 
Management 
(Projekt-,  
Gruppenleitg)

     

Angestellte 
(Büroarbeit,  
Sachbearbeit.
Buchh. etc) 

     

Fach- 
arbeiter 

     

Hilfskräfte 
 

     

Auszu-           
bildende 
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2.5 Wie wird sich der Bedarf an Arbeitskräften in den o.a. Bereichen (Frage 2.4)  
          voraussichtlich in den nächsten 5 Jahren verändern ? 
     

 
 

stark  
zunehmen 

zunehmen gleich 
bleiben 

abnehmen stark 
abnehmen 

Personen mit Hoch- 
schulabschluss 

     

Personen mit höherem 
Abschluss 

     

Personen mit Berufs- 
ausbildung 

     

An- u. Ungelernte 
 

     

Auszubildende 
 

     

  
 
 3. Qualifikationsanforderungen an die Mitarbeiter/innen 
 
  3.1  Ungefähre Anzahl der Beschäftigten pro Tätigkeitsbereich: 
                                                                                                                                 Anzahl 
Beschäftigte  
  Industriell-gewerblicher Bereich (Produktion, Instandhaltung, u.ä.).................     ........ 
 
  Technischer Bereich (Labor, Entwicklung u.ä.)...............................................     .......... 
 
  Kaufmännisch-administrativer Bereich (Verwaltung, Buchhaltung u-ä )....................... 
 
  Dienstleistungen (Sozialbereich, Beratung, u.ä.)..............................................    .......... 
                                                                 
3.2 Wie wichtig sind folgende Eigenschaften und Qualifikationen für die  
       Mitarbeiter/innen? 
        

 
Fachkompetenz 

absolut 
notwendig 

sehr  
wichtig 

wichtig relativ 
unwichtig 

unwichtig 

Fremdsprachenkenntnisse      
EDV-Kenntnisse      
Allgemeinbildung      
Manuelle Fertigkeiten      
Spezielles Fachwissen      
Berufserfahrung      

 
  Methodenkompetenz 

Planungs- u. Organisations- 
fähigkeit 

     

Fähigkeit, sich und andere zu  
informieren 

     

Problemlösungsfähigkeit      
Flexibilität bei neuen Anfor- 
derungen 
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Fortsetzung der Frage 3.2           
                                                         absolut           sehr                          relativ 
  Sozialkompetenz                        notwendig     wichtig    wichtig     unwichtig     unwichtig 

Fähigkeit zur 
Zusammenarbeit mit anderen 
(Team) 

     

Kommunikationsfähigkeit      
Einfühlungsvermögen      
Kontaktfreudigkeit      
Konfliktfähigkeit      

 
 
  Selbstkompetenz 

Kreativität und 
Ideenreichtum 

     

Selbstständiges Denken und 
Entscheiden 

     

Selbstständiges Arbeiten      
Fähigkeit zur 
Selbsteinschätzung 

     

Psych. Belastbarkeit      
Phys. Belastbarkeit      

 
 
  Verhalten am Arbeitsplatz 

Pünktlichkeit      
Loyalität      
Durchsetzungsvermögen      
Eigeninitiative      

 
 
3.3 a) Welches ist die durchschnittliche Einarbeitungszeit für neu eingestellte 

Mitarbeiter/innen? 
            ca.     ................Tage 
 
              b) Hat sich die Einarbeitungszeit in den vergangenen Jahren verändert? 
 
                   Sie hat zugenommen.............................(  ) 
 
                   Sie hat sich nicht verändert...................(  ) 
 
                   Sie hat abgenommen.............................(  ) 
 
3.4 Haben sich die Beschäftigungschancen für „Quereinsteiger/innen“ verändert? 
 

Sie sind besser geworden............................(  ) 
 
Sie haben sich nicht verändert....................(  ) 
 
Sie sind schlechter geworden......................(  ) 
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3.5 Welches sind die wichtigsten Hinderungsgründe für eine Anstellung? 

(max. 5 Nennungen) 
 
Mängel im mündlichen Ausdruck..............................(  ) 
 
Mängel bei der Rechtschreibung...............................(  ) 
 
Mangelnde Berufserfahrung......................................(  ) 
 
Mangelnde EDV-Kenntnisse.....................................(  ) 
 
Fehlende Mobilitätsbereitschaft.................................(  ) 
 
Fehlende Bereitschaft zur Weiterbildung...................(  ) 
 
Nachteilige Referenzen/Zeugnisse.............................(  ) 
 
Häufiger Stellenwechsel.............................................(  ) 
 
Bewerber/in war bereits arbeitslos.............................(  ) 

 
Bewerber/in ist arbeitslos...........................................(  ) 
 
Schlechter Leumund (z.B. Vorstrafe).........................(  ) 
 
Körperliche Behinderung............................................(  ) 
 
Alleinerziehend...........................................................(  ) 
 
Ausländer/in...............................................................(  ) 
 
Älter als 45 Jahre........................................................(  ) 

 
 

3.6 Haben Sie einen Mangel an Arbeitskräften? 
 

Nein.........................(  ) > weiter mit Frage 4.1 
 
Ja..............................(  ) 
 
a) Gründe für den Mangel an Arbeitskräften 

 
Zu wenig verfügbare Arbeitskräfte mit der entsprechenden Ausbildung..............(  ) 
 
Zu wenig genügend qualifizierte Arbeitskräfte......................................................(  ) 
 
Unattraktive Arbeitsbedingungen...........................................................................(  ) 
 
Anderes..................................................................................................................(  ) 
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b) Was könnte Ihr Betrieb zusätzlich leisten, wenn auf dem Arbeitsmarkt 

genügend  geeignete Arbeitskräfte zur Verfügung wären? 
 

 
      Erhöhung des Auftragsvolumens bei den derzeit hergestellten Produkten.............(  ) 
 
      Qualitative Verbesserung bei den derzeit hergestellten Produkten.........................(  ) 
 
      Entwicklung neuer Produkte...................................................................................(  ) 
 
      Umsatzsteigerung auf Grund neuer Kundenkontakte..............................................(  ) 
 
      Erschließen ausländischer Märkte...........................................................................(  ) 
 
      Gründung zusätzlicher Zweigbetriebe/Außenstellen...............................................(  ) 

 
      Es würde sich nichts verändern. 
 
 
4. Qualifikationsanforderungen an Führungskräfte   
 
4.1 Wie haben sich in den letzten 5 Jahren die Aufgaben der Führungskräfte in 

Ihrem  Betrieb verändert? 
 
 
 

stark 
zugenommen

zugenommen unverändert abge-
nommen 

stark 
abgenommen

Kontrolle u. Überwachung 
der Mitarbeiter 

     

Schulung der Mitarbeiter      
Beratung, Betreuung der 
Mitarbeiter 

     

Motivation der Mitarbeiter      
Sitzungen, Teamarbeit im 
Management 

     

Lösen komplexer 
Sachprobleme 

     

Koordination u. 
Entscheidungsaufgaben 

     

Ausarbeiten von 
Weisungen, Regeln 

     

Außenkontakte zu 
Kunden,Lieferanten u.a. 
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4.2 Wie hat sich das Anforderungsprofil in den letzten 5 Jahren verändert?        

 
 stark zu-

genommen
zugenom-
men 

unver-
ändert 

 
abgenommen

stark ab- 
genommen

Fachliches Wissen      
Sozialkompetenz, Teamfähigkeit      
Durchsetzungsvermögen      
Verantwortungsbewusstsein      
Belastbarkeit      
Ausstrahlung, Persönlichkeit      
Organisationsfähigkeit      
Einsatz, Leistungsfähigkeit      
Entschlusskraft      

 
4.3 Wie wirken sich Freizeitaktivitäten auf  die Qualifikation der Führungskräfte aus? 
        

 sehr      
positiv 

positiv ohne 
Einfluss 

negativ sehr   
negativ 

Übernahme von politischen Ämtern      
Engagement in einer politischen Partei      
Engagement in Freizeitvereinen      
Militärische Karriere      
Leistungssport      
Ausbilderfunktion im Jugend/Sportbereich      
Betreuung von Kinder u. 
Pflegebedürftigen 

     

Große Vielfalt an Interessen      
Aktives soziales Engagement      

 
                                   

4.3 Wie erfolgt die Rekrutierung der Führungskräfte ? 
 
       hauptsächlich                      eher                            eher                        hauptsächlich                  
       betriebsextern               betriebsextern              betriebsintern              betriebsintern       
               (  )                                (  )                               (  )                               (  )          
 
 

5. Qualifikationsanforderungen an Auszubildende       
 

5.1 Anzahl der Auszubildende (nach Tätigkeitsbereichen, in absoluten Zahlen) 
 

 ind.-
gewerbl. 
Bereich 

technischer 
Bereich 

kaufm.,administra-
tiver Bereich 

Dienstleis-
tungsbereich 

Heute     
Vor 5 Jahren     
Voraussichtlich in 
5 Jahren 
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5.2  Welche Gründe sind dafür verantwortlich, dass zur Zeit die Anzahl der 
Auszubildenden nicht höher ist ? 

 
         Keine geeigneten Bewerber/innen..................................................(  ) 
 
         Schlechtes Kosten-Nutzen-Verhältnis............................................(  ) 
 
         Betrieb eignet sich nicht dazu........................................................(  ) 
 
         Bestehende Anzahl der Auszubildenden optimal............................(  ) 
 
         Statt Ausbildungsplätze stellen wir mehr  
         Praktikantenplätze zur Verfügung.................................................(  ) 
 
         Mangel an geeigneten Ausbildern..................................................(  ) 
 
5.3 Welche Kenntnisse und Fähigkeiten sollten während der vorausgehenden 

Schulzeit  stärker vermittelt werden? (nur die 5 wichtigsten Bereiche  
kennzeichnen) 

 
Grundfähigkeiten in Rechnen und Mathematik..........................................(  ) 
 
Kenntnisse in Naturwissenschaften............................................................(  ) 
 
Kenntnisse in der Anwendung der EDV.....................................................(  ) 
 
Kenntnisse über Wirtschaft, Gesellschaft und Politik................................(  ) 
 
Kenntnisse über Kunst, Musik und Kultur.................................................(  ) 

 
Deutsche Sprache.......................................................................................(  ) 
 
Englische Sprache......................................................................................(  ) 
 
Französische Sprache.................................................................................(  ) 

. 
Leistungswille............................................................................................(  ) 
 
Eigeninitiative, Selbstständigkeit...............................................................(  ) 
 
Kritik- u. Konfliktfähigkeit........................................................................(  ) 

 
Kreativität..................................................................................................(  ) 
 
Gehorsam..................................................................................................(  ) 
 
Kooperations- u. Teamfähigkeit................................................................(  )                                         
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5.4 Welche Entwicklungen in der beruflichen Erstausbildung sollten stärker 
gefördert  werden ? 

 stark 
fördern 

fördern belassen so 
wie es  ist 

eher nicht  
fördern 

überhaupt 
nicht 
fördern 

Mehr Berufsschule, 
weniger betriebliche 
Ausbildung 

     

Mehr betriebliche 
Ausbildung, weniger 
Berufsschule 

     

Einführungkurse für 
Auszubildende 

     

Überbetrieblicher 
Ausbildungsverbund 

     

Modulares 
Ausbildungssystem 

     

Verkürzung der 
Ausbildung 

     

Verlängerung der 
Ausbildung 

     

Breitere Berufsfelder      
Anspruchsvollere 
Abschlussprüfungen 

     

Berufsschulzeugnis soll 
Teil der schriftl. Prüfung 
sein 

     

Nach 4 Jahren 
Fachoberschule mit mehr 
Praxisanteil Zulassung zur 
Facharbeiterprüfung 

     

   
      
6 Betriebliche Qualifizierung (ohne berufl. Erstausbildung) 
 

6.1 Wodurch schafft sich Ihr Betrieb die erforderlichen Qualifikationen ? 
 

  immer  häufig  selten  nie 
Selbstständiges Lernen am 
Arbeitsplatz 

    

Unterweisung durch Vorgesetzte u. 
Kollegen/innen 

    

Betriebsinterne Weiterbildung     
Betriebsexterne Weiterbildung     
Staatl. Schulungen oder 
Studiengänge 

    

Neueinstellung von qualifizierterem 
Personal 
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6.2 Wie viel Personen nahmen im vergangenen Jahr an 
Weiterbildungsmaßnahmen teil ? (organisierte, betriebsinterne- oder externe 
Weiterbildung, die vom Betrieb unterstützt wird) 

 
                                                                                               Männer        Frauen 
 

Personen mit Hochschulabschluss..........................    ............ ........... 
 
Personen mit höherem Abschluss...........................    ............ ............ 
 
Personen mit Berufsausbildung..............................    ............ ............ 
 
An- u. Ungelernte..................................................    ............ ............ 
 
 

6.3 Wie hat sich die Weiterbildungsbeteiligung in den letzten 5 Jahren verändert? 
 

Die Weiterbildungsbeteiligung ist in den letzten 5 Jahren  
 
gestiegen.............................................(  ) 
 
etwa gleich geblieben...........................(  ) 
 
gesunken.............................................(  ) 

 
6.4 a)  Welchen Anteil an den Weiterbildungsaufwendungen übernimmt der Betrieb? 

 
                   Vom Betrieb werden finanziert ca.  ...................................% 
 
                   Während der Arbeitszeit besucht werden ca. .....................% 
 
 

b) Wie hat sich die betriebliche Unterstützung in den letzten 5 Jahren verändert? 
 
                                                                              zugenommen     unverändert       abgenommen 
                   Betriebliche Finanzierung hat.......................(  )....................(  )......................(  ) 
 
                   Freistellung von der Arbeit hat.....................(  )....................(  )......................(  ) 
 
7. Organisatorischer Wandel 
 
7.1 Wie stark ist Ihr Betreib von der folgenden Entwicklung betroffen?    
  

 stark         
betroffen 

betroffen wenig     
betroffen

  nicht    
betroffen

Verflechtung mit dem Ausland     
Rationalisierungsdruck     
Konkurrenzdruck     
Technologischer Wandel     
Probleme mit staatl. Institutionen (Steuerbelastung, 
Baugesetze, Gesetzgebung o.ä.) 

    

Umweltprobleme     
Mangel an qualifizierten Arbeitkräften     
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7.2  Welche strategischen Maßnahmen haben Sie im Bereich der Produktherstellung 

bereits umgesetzt oder planen Sie umzusetzen ?  (Mehrfachnennung möglich) 
 

 
 

umgesetzt  
vor 1998 

umgesetzt 
1998/1999 

geplant bis
2003 

nicht 
geplant 

Erschließung neuer Absatz-  
märkte im Inland 

    

Erschließung neuer Absatzmärkte im Ausland     
Erweiterung der Leistungs/ Produktpalette     
Reduktion der Leistungs/ Produktpalette     
Qualitätsverbesserung bestehender Produkte     
Produktinnovationen     

 
 
 
 
 
7.3  Welche strategischen Maßnahmen haben Sie im Bereich der Arbeitsprozesse 
bereits umgesetzt oder planen sie umzusetzen ? (Mehrfachnennungen möglich) 

 
 Umgesetzt 

vor 1998 
Umgesetzt 
1998/1999 

Geplant 
bis 2003 

Nicht 
geplant 

Reorganisation der Geschäftsab- 
läufe 

    

Flexibilisierung von Arbeitszeit 
und Lohn 

    

Aktivitäten zur Förderung von 
Unternehmenskultur 

    

ISO-Zertifizierung     
Senkung des 
Energie/Materialkostenanteils 

    

Senkung des Lohnkostenanteils     
Auslagerungen von 
Betriebstätigkeiten im Inland 

    

Auslagerungen von 
Betriebstätigkeiten ins Ausland 

    

Investitionen in Weiterbildung     
Investitionen in Forschung und 
Entwicklung 

    

Investitionen in 
Ökologie/Umweltschutz 
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7.4 Was hat sich in Ihrer betrieblichen Organisation in den letzten 5 Jahren 

verändert? 
 

 
 

stark zuge-
nommen 

zuge-
nommen 

unver-
ändert 

   abge-   
  nommen 

 stark abge- 
  nommen 

Zahl der Vorgesetzten 
 

     

Kontrolle durch das 
Management 

     

Delegation von 
Verantwortung an 
Mitarbeiter/innen 

     

Mitsprache der 
Mitarbeiter/innen 

     

Gruppenarbeit anstelle 
Einzelarbeit 

     

Rotation und Stellvertretung 
unter den Mitarbeiter/innen 

     

 Zeitdruck bei der Arbeit 
 

     

Normierung der Betriebsab-
läufe 

     

Flexibilität beim 
Arbeitseinsatz 
 

     

Spezialisierungsgrad 
 

     

Anforderung an 
Arbeitsdisziplin 

     

Außenkontakte mit Kunden, 
Lieferanten o.ä. 
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7.5   Welches Wissen braucht die künftige Unternehmung ? 
a) In welchen Bereichen ist eine Verbesserung der Kenntnisse in Zukunft 

besonders wichtig ? (Nur 3 Nennungen aus der Auflistung)                                                       
                                                                                         

 
 

3 wichtigsten 
Bereiche 

Gewerblich-technisches Wissen  
Kaufmännisches Wissen, Recht, 
Verwaltung 

 

Informationstechnologie  
Qualitätsschulung/ISO-Zertifizierung  
Verkaufstraining, Vertrieb  
Marketing, Marktanalyse  
Management- u. Führungstraining  
Persönlichkeitsförderung, 
Arbeitsmethodik 

 

Gesprächsführung/Teamarbeit  
                                                                                                                

b)  Geben sie für die 3 oben genannten Bereiche an, auf welche Art und Weise das   
     Wissen für das Unternehmen  erworben werden soll. 
 

 Weiter- 
bildung 

Neu-             
einstellungen 

Externe      
Fachkräfte 

Gewerblich-technisches Wissen    
Kaufmännisches Wissen, Recht, 
Verwaltung 

   

Informationstechnologie    
Qualitätsschulung/ISO-
Zertifizierung 

   

Verkaufstraining, Vertrieb    
Marketing, Marktanalyse    
Management- u. 
Führungstraining 

   

Persönlichkeitsförderung, 
Arbeits-methodik  

   

Gesprächsführung/Teamarbeit    
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Fragebogen Auszubildende 
 

   Befragung                                                                                 
zur                                                                                               

Qualifikationsstruktur                               
im gewerblich-technischen Bereich der beruflichen Erstausbildung, 

bezogen auf die Ausbildung als Industriemechaniker, Zerspanungsmechaniker und 
Werkzeugmechaniker  in Industriebetrieben im Raum Mittelhessen, 

 
 

durchgeführt im Rahmen einer wissenschaftlichen Arbeit von  
Hermann Söhngen 

Brunnenstr. 2 
35619 Braunfels. 

 
 

Datum.........................  
 
 

 
 
 
-  Alle Angaben werden streng vertraulich behandelt. 
-  Nach Fertigstellung erhält die ...............................................-Schule eine Ausfertigung des  
   Befragungsergebnisses.   
-  Sollten Fragen auftauchen, wenden Sie sich bitte an. H. Söhngen Tel. 06472-7141, Fax 06472 
   830649 

 
 
 
 
 
 

Themenbereiche: 
 
1. Berufswahl, Berufsrealität 
 

  2. Berufsschule als Institution 
 
3. Qualifikationsvermittlung in der Berufsschule 

 
  4. Berufsperspektiven 
 
 
 
 
 

 
 

Vielen Dank für Ihre Mitarbeit ! 
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Erläuterung zum Fragebogen: 
 
Diese Befragung, die an 6 mittelhessischen Berufsschulen durchgeführt wird, ist Teil einer 
wissenschaftlichen Arbeit, die Aufschluss über  zukünftig erforderliche Qualifikationen im 
industriell produzierenden Gewerbe geben soll. 
Alle Daten werden ohne Angabe von Namen oder Adresse und nur zusammengefasst 
ausgewertet. 
 
Hinweise zum Ausfüllen des Fragebogens: 
Bitte lesen Sie den Fragebogen in Ruhe durch! 
Kreuzen Sie – mit Ausnahme der Fragen 3.1 und 3.5 -  nur einen der vorgegebenen Kreisbögen 
an. Sollten Sie sich einmal geirrt haben, machen  Sie diese Angabe unkenntlich und kreuzen Sie 
die richtige Antwort an. 
 
 
Frage 1.1 
Was war ausschlaggebend für Ihre Berufswahl ? 
 
      (  ) ...................äußerer Einfluss (Verwandte, Arbeitsamt, Freunde.....) 
 
      (  )....................persönlicher Wunsch 
 
      (  )....................mehr Zufall 
 
      (  )....................es war in Wohnortnähe sonst kein anderer Ausbildungsplatz frei 
 
Frage 1.2 
Sind Sie mit Ihrer Berufswahl zufrieden ? 
 
      (  )....................ja, sehr 
 
      (  )....................ja, im Großen und Ganzen 
 
      (  )....................weniger 
 
      (  )....................überhaupt nicht 
 
Frage 1.3 
Mit der Vorbereitung für den gewählten Ausbildungsberuf waren Sie in der vorher besuchten 
Schule....... 
 
      (  )...................sehr zufrieden 
 
      (  )...................im Großen und Ganzen zufrieden 
 
      (  ).................. weniger zufrieden 
 
      (  )...................überhaupt nicht zufrieden  
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Frage 2.1 
Am Ende der Ausbildungszeit steht die Facharbeiterprüfung. Meinen Sie, dass der 
Berufsschulunterricht Ihnen zum Bestehen dieser Prüfung hilft ? 
  
      (  )....................sehr 
 
      (  )....................im Großen und Ganzen ja 
 
      (  )....................nur wenig 
 
      (  )....................überhaupt nicht 

                                                    
                                                                                                                                                

Frage 2.2 
 Wie gut ist nach ihrer Meinung die Berufsschule mit Lehrmitteln ausgestattet ? 
 
      (  )...................sehr gut 
 
      (  )...................gut 
 
      (  )...................ausreichend 
 
      (  )...................mangelhaft 
 
 
Frage 2.3 
Würden Sie auch die Berufsschule besuchen, wenn es keine Berufsschulpflicht gäbe ? 
 
      (  )...................ja 
 
      (  )...................nein 
 
      (  )...................kann ich nicht sagen 
 
 
Frage 2.4 
Warum ? (Nur für den Fall, dass Sie die vorherige Frage mit „ja“ beantwortet haben.) 
 
      (  )...................um sich einen gemütlichen Tag zu machen 
 
      (  )...................um nicht im Betreib arbeiten zu müssen 
 
      (  )...................um etwas zu lernen 
 
      (  )...................weil ich mich mit den Lehrern verstehe 
 
      (  )...................kann ich nicht sagen 
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Frage 2.5 
Sollte ein zweiter Berufsschultag eingeführt werden ? 
 
      (  )...................ja 
 
      (  )...................nein 
 
      (  )...................kann ich nicht sagen 
 
      (  )...................ist mir egal 
 
Frage 2.6 
Welche Einstellung haben Ihre Vorgesetzten im Betrieb zum Besuch der Berufsschule ? 
 
      (  )...................sie halten den Besuch für wichtig 
 
      (  )...................sie messen dem Besuch keine Bedeutung bei 
 
      (  )...................sie äußern sich nicht 
 
Frage 3.1 
Welche Fächer sollten in der Berufsschule stärker vermittelt werden ? (Mehrfachnennung 
möglich) 
 
      (  ).............Deutsch                   (  )...............Fremdsprachen 
 
      (  ).............Sport                                              (  )...............Fachkunde/Technologie 
 
      (  ).............Politik/Wirtschaftskunde               (  )...............prakt. Unterricht/Demonstrationen 
 
      (  ).............Religion/Ethik                     (  )................?…................................................. 
 
Frage 3.2 
Wie werden Sie im Unterricht beansprucht ? 
 
       (  )............                (  )..............                     (  )..............                        (  )............... 
    starke                      nur in bestimmten               durchschnittliche                 keine Probleme 
Beanspruchung               Fächern starke                  - geringe Bean- 
                                     Beanspruchung                    spruchung 
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Frage 3.3 
Gibt es Dinge, die Sie im und am Unterricht besonders stören ? 
 
       a)....Der Schwierigkeitsgrad ist zu hoch            d)....Der Schwierigkeitsgrad ist zu niedrig 
 
         (  )........trifft zu        (  )........trifft nicht zu            (  )........trifft zu       (  )........trifft nicht zu 
 
 
       b)....Unruhe in der Klasse                                    e)......unverständliche Beispiele 
         (  ).........trifft zu      (  ).........trifft nicht zu              (  )........trifft zu     (  )........trifft nicht zu 
 
 
      c).....Die Sprache des Lehrers ist unverständlich  f)........Sonstiges 
         (  ).........trifft zu      (  )........ trifft nicht zu 
 
Frage 3.4 
Haben Sie den Eindruck, dass die Inhalte des Technologie-Unterrichts in der Berufsschule und 
die praktische Unterweisung im Betrieb aufeinander abgestimmt sind ? 
 
      (  )...................ja 
 
      (  )...................meistens 
 
      (  )...................selten 
 
      (  )...................darauf habe ich nicht geachtet 
                                                                                                                                               
Frage 3.5 
Wie sollte sich der Technologie-Unterricht nach ihrer Meinung verändern ? 
(Bitte je ein Kreuz in eine  Zeile) 
 
 
 

trifft voll u. 
ganz zu 

trifft in der 
Regel zu 

trifft we-    
niger  zu    

trifft keines-   
wegs zu 

Im Technologie-Unterricht geht es       
zwar um das Verständnis, es sollte aber
mehr gerechnet werden. 

    

Es sollten mehr NC-Programme ge-     
schrieben werden. 

    

Es sollte gezielter auf Prüfungen vorbe
reitet werden. 
 

    

Ein Teil des Technologie-Unterrichtes 
könnte wegfallen und dafür Fremd-      
sprachen-Unterricht erteilt werden. 
 

    

Der Technologie-Unterricht sollte mehr
durch praktische Unterweisung ergänzt
werden. 

    

 
(  ).................Sonstige Änderungsvorschläge.................................................................................. 
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Frage 3.6                
Wie beurteilen Sie Ihre Lehrer? (Einschätzung ankreuzen) 
 
a) Sie geben sich Mühe.            (  ).........      (  )........               (  ).........                 (  )........... 
                                             stimmt                ja, in               ab und zu             stimmt nicht    
                                                                   aller Regel          feststellbar 
 
b) Sie sind überwiegend gerecht.         (  ).......          (  ).......            (  ).........             (  )........... 
                                                        stimmt                  ja, in              ab und zu             stimmt nicht 
                                                                                 aller Regel        feststellbar 
                                                                                      
 
c) Sie wirken eher gleichgültig.       (  ).........             (  )......             (  ).........           (  ).......... 
                                                       stimmt                  ja, in              ab und zu          stimmt nicht 
                                                                                 aller Regel        feststellbar 
                                                                                                                                                                               
Frage 3.7 
Sind Ihre Lehrer nach Ihrer Einschätzung für die jeweilige Unterrichtsstunde ausreichend 
vorbereitet ? 
 
      (  ).........              (  )........                       (  ).........                         (  ).......                    (  ).......... 
      Ja                      überwiegend ja           überwiegend nein             nein                     weiß nicht 
 
                                                                     
Frage 4.1 
Werden Sie nach der bestandenen Facharbeiterprüfung  noch weiterführende Schulen besuchen ? 
 
      (  )...................bestimmt 
 
      (  )...................wahrscheinlich 
 
      (  )...................nein 
 
      (  )...................weiß ich noch nicht 
                                
 
Frage 4.2 
Welche Beschäftigungsposition wollen Sie erreichen ? 
 
      (  )...................Facharbeiter 
 
      (  )...................Techniker/Meister 
 
      (  )...................Diplom-Ingenieur 
 
      (  )...................sonstige Position 
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Frage 4.3 
Meinen Sie, dass der derzeitige Berufsschulunterricht zur Verwirklichung dieses Zieles beiträgt ? 
 
      (  ).........              (  ).........                   (  ).......                      (  )........                  (  ).......... 
     viel                         teilweise                    kaum                            nein                     weiß nicht 
 
und zum Schluss:    Ich bin in der Ausbildung zum 
 
 Industrie- 

mechaniker 
Werkzeug-
mechaniker

Zerspanungs-
mechaniker 

 

im 2. Ausbildungsjah  
 

   

im 3. Ausbildungsjah  
 

   

im 4. Ausbildungsjah  
 

   

   
                                                         Vielen Dank !!        
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       Ergebnisse Auszubildende 
 
Die anschließend dokumentierten Einzel-Ergebnisse der Befragung der Auszubildenden 
weichen vereinzelt in ihren arithmetischen Mittelwerten x  - das entspricht den 
prozentualen Anteilen der Antworten -  geringfügig von den in den Kapiteln 6.3.1.1 – 
6.3.1.4 ermittelten Werten ab. Der Grund: Die Einzel-Ergebnisse sind klassenweise 
aufbereitet. Nur unter der Annahme gleicher Klassengröße hätten die Mittelwerte den 
gleichen prozentualen Anteils-Wert der exakteren SPSS-Berechnung in den o. a. Kapiteln 
ergeben. Die Pretest-Ergebnisse sind in die Einzel-Ergebnisse mit eingerechnet. 
 
 
 

Einzel-Ergebnisse (%-Angaben, nach Schulen und Klassen     
                                                                geordnet) 
      

Bereich:   Berufswahl, Berufsrealität   
      

Frage: 1.1      
 Was war ausschlaggebend für Ihre Berufswahl ? 
                   
  Äußerer Ein-     Es war in   
  fluss (Ver- Persönlicher  Mehr Zufall Wohnortnähe   
  wandte, Ar-     Wunsch   sonst kein Anmerkung 
  beitsamt....)     A`platz frei   

 WZ     WM 12 26,7 60,0 13,3 0,0Pretest 
             IM 12.1 26,7 40,0 33,3 0,0  
             IM 12.2 33,3 33,3 26,7 6,7  

            ZM 12 50,0 14,3 28,6 7,1  
   WB        IM 11 33,3 53,3 13,4 0,0  

            IM 12 35,0 35,0 25,0 5,0  
 LM   ...   IM 11 20,0 25,0 55,0 0,0  

            IM 12 26,9 61,6 7,7 3,8  
 GI    ...   IM 11 15,0 80,0 5,0 0,0  
           IM 12.1 35,3 47,1 17,6 0,0  
           IM 12.2 15,8 52,6 21,1 10,5  

          ZM 12 18,8 31,2 50,0 0,0  
BB         IM 11 10,0 50,0 15,0 25,0  

          IM 12 15,0 55,0 30,0 0,0  
          IM 13 21,0 31,6 36,9 10,5  

 MR         IM 11 4,8 42,8 47,6 4,8  
          IM 12 5,0 50,0 45,0 0,0  

ar. Mittelwert     x  23,1 44,9 27,7 4,3  
Stand.-Abw.      s  11,7 15,3 14,8 6,4  
Stand.-Fehler  se 2,9 3,8 3,7 1,6  
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Einzel-Ergebnisse (%-Angaben, nach Schulen und Klassen    
                                                               geordnet) 
      

Bereich: Berufswahl, Berufsrealität    
      

Frage: 1.2     
            Sind Sie mit Ihrer Berufswahl zufrieden ?  
      
            
    Ja, im Gro-     Überhaupt   
    Ja, sehr ßen und Gan-   Weniger      nicht     Anmerkung 
    zen       

 WZ      WM 12 33,3 60,0 6,7 0,0  Pretest 
        IM 12.1 33,3 53,3 13,4 0,0   
        IM 12.2 16,7 66,6 16,7 0,0   
         ZM 12 35,8 50,0 7,1 7,1   

WB        IM 11 13,3 66,7 20,0 0,0   
          IM 12 25,0 60,0 15,0 0,0   

LM         IM 11 15,0 70,0 10,0 5,0   
          IM 12 42,3 53,9 3,8 0,0   

GI           IM11 50,0 35,0 15,0 0,0   
        IM 12.1 29,4 47,0 11,8 11,8   
        IM 12.2 31,6 68,4 0,0 0,0   
         ZM 12 25,0 75,0 0,0 0,0   

BB         IM 11 30,0 60,0 10,0 0,0   
          IM 12 25,0 75,0 0,0 0,0   
          IM 13 15,8 57,9 21,0 5,3   

MR         IM 11 40,0 50,0 5,0 5,0   
          IM 12 25,0 45,0 20,0 10,0   

ar. Mittelwert     x  28,6 58,5 10,3 2,6   
Stand. Abw.      s    9,9 10,8 6,9 3,9   
Stand.-Fehler  se 2,5 2,7 1,7 1,0  
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Einzel-Ergebnisse (%-Angaben, nach Schulen und Klassen geordnet) 
      

Bereich: Berufswahl, Berufsrealität    
      

Frage: 1.3      
 Mit der Vorbereitung auf den gewählten Ausbildungsberuf   
 waren Sie in der vorher besuchten Schule..........? 
            
  Sehr  Im Großen Weniger Überhaupt   
  zufrieden und Ganzen zufrieden nicht        Anmerkung 
    zufrieden   zufrieden   

WZ       WM 12 33,3 53,3 13,4 0,0Pretest 
            IM 12.1 13,4 33,3 46,6 6,7  
            IM 12.2 4,1 50,0 41,7 4,2  
              ZM 12 28,6 42,8 21,4 7,2  
WEL        IM 11 0,0 53,3 20,0 26,7  
               IM 12 10,5 52,6 31,6 5,3  
LM          IM 11 10,0 50,0 35,0 5,0  
               IM 12 11,5 46,2 34,6 7,7  
GI           IM 11 20,0 45,0 35,0 0,0  
            IM 12.1 23,5 29,4 35,3 11,8  
            IM 12.2 0,0 47,4 47,4 5,2  
              ZM 12 6,3 31,2 50,0 12,5  
BB    .    IM 11 15,0 40,0 35,0 10,0  
               IM 12 10,0 45,0 45,0 0,0  
               IM 13 15,8 42,1 31,6 10,5  
MR          IM 11 9,1 72,7 13,6 4,6  
               IM 12 15,0 50,0 30,0 5,0  

ar. Mittelwert      x      13,3 46,1 33,4 7,2  
Stand.-Abw.      s 8,9 9,8 10,8 6,1  
Stand.-Fehler   se 2,2 2,5 2,7 1,5
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Einzel-Ergebnisse (%-Angaben, nach Schulen und Klassen geordnet) 
      

Bereich: Berufsschule als Institution    
      

Frage: 2.1      

 Am Ende der Ausbildungszeit steht die Facharbeiterprüfung. 
 Meinen Sie, dass der Berufsschulunterricht Ihnen zum Bestehen  
 dieser Prüfung hilft ?    
    Ja, im       
  Sehr Großen und  Nur wenig Überhaupt        Anmerkung 

    Ganzen   nicht   

WZ  .. WM 12 20,0 73,3 6,7 0,0 Pretest 
        IM 12.1 13,3 66,7 20,0 0,0   
        IM 12.2 4,2 58,3 37,5 0,0   
         ZM 12 50,0 42,8 0,0 7,2   

WEL ..  IM 11 13,3 60,0 26,7 0,0   
          IM 12 0,0 50,0 40,0 10,0   

LM   .   IM 11 35,0 55,0 10,0 0,0   
          IM 12 11,5 88,5 0,0 0,0   

GI   .     IM11 5,0 55,0 40,0 0,0   
        IM 12.1 0,0 76,5 17,6 5,9   
        IM 12.2 5,2 73,5 21,1 0,0   
         ZM 12 12,5 56,3 31,2 0,0   

BB       IM 11 5,0 85,0 10,0 0,0   
          IM 12 10,0 75,0 15,0 0,0   
          IM 13 21,0 52,7 26,3 0,0   

MR    .. IM 11 4,8 66,7 28,5 0,0   
          IM 12 5,0 15,0 55,0 25,0   

ar. Mittelwert      x  12,7 61,8 22,7 2,8  
Stand.-Abw.      S 12,6 16,9 14,8 6,3  
Stand.-Fehler   se 3,2 4,3 3,7 1,6 
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Einzel-Ergebnisse (%-Angaben, nach Schulen und Klassen geordnet) 
      

Bereich: Berufsschule als Institution   
     

Frage: 2.2     

 

 Wie gut ist nach Ihrer Meinung die 
Berufsschule mit Lehrmittel 
ausgestattet?    

  
  Sehr gut Gut Ausreichend Mangelhaft     Anmerkung 
            

WZ     WM 12 13,3 53,3 33,4 0,0 Pretest
           IM 12.1 20,0 60,0 20,0 0,0  
           IM 12.2 8,3 58,3 29,2 4,2  
            ZM 12 0,0 85,7 14,3 0,0  
WEL      IM 11 0,0 13,4 53,3 33,3  
              IM 12 0,0 20,0 45,0 35,0  
LM         IM 11 15,0 65,0 20,0 0,0  
              IM 12 15,4 65,4 19,2 0,0  
GI          IM 11 0,0 25,0 60,0 15,0  
           IM 12.1 5,9 29,4 58,8 5,9  
           IM 12.2 0,0 42,1 42,1 15,8  
             ZM 12 0,0 12,5 56,3 31,2  
BB        IM 11 0,0 60,0 30,0 10,0  
              IM 12 0,0 35,0 45,0 20,0  
              IM 13 16,7 55,5 16,7 11,1  
MR         IM 11 0,0 9,5 66,7 23,8  
              IM 12 0,0 20,0 35,0 45,0  

ar. Mittelwert          x 5,6 41,8 37,9 14,7  
Stand.-Abw.           S 7,3 22,3 16,5 14,1  
Stand.-Fehler       se 1,8 5,8 4,1 3,5
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Einzel-Ergebnisse (%-Angaben, nach Schulen und Klassen 
geordnet) 
      

Bereich: Berufsschule als Institution   
      

Frage: 2.3     
Würden Sie auch die Berufsschule besuchen, 
wenn es keine Berufschulpflicht gäbe ?  

    
      Kann ich     
  Ja Nein nicht sagen     Anmerkung  
           

WZ       WM 12 53,3 13,3 33,4Pretest  
            IM 12.1 73,3 13,3 13,4   
            IM 12.2 37,5 20,8 41,7   
              ZM 12 57,1 14,3 28,6   
WEL        IM 11 46,6 13,4 40,0   
               IM 12 30,0 35,0 35,0   
LM          IM 11 40,0 15,0 45,0   
               IM 12 38,5 19,2 42,3   
GI           IM 11 40,0 20,0 40,0   
            IM 12.1 75,0 12,5 12,5   
            IM 12.2 78,9 5,3 15,8   
              ZM 12 37,5 12,5 50,0   
BB  ..      IM 11 50,0 35,0 15,0   
               IM 12 30,0 20,0 50,0   
               IM 13 52,6 31,6 15,8   
MR          IM 11 35,0 10,0 55,0   
               IM 12 35,0 35,0 30,0   

ar. Mittelwert    x    47,7 19,2 33,1   
Stand.-Abw.     s 15,1 9,1 13,8   
Stand.-Fehler se 3,8 2,3 3,7
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Einzel-Ergebnisse (%-Angaben, nach Schulen und Klassen geordnet) 
       

Bereich: Berufsschule als Institution    
       

Frage: 2.4              Warum ?    

 
   (Nur ausfüllen, wenn Sie die vorhergehende Frage mit "ja" beant- 
wortet haben) !  

     
  Um sich ei- Um nicht im   Weil ich mich     
  nen gemütli- Betrieb arbei- Um etwas mit den  Kann ich    

  chen Tag zu ten zu zu lernen Lehrern nicht sagen 
    
Anmerkung

  machen müssen   verstehe     
WZ   WM 

12 0,0 12,5 75,0 0,0 12,5 Pretest 
        IM 

12.1 15,4 7,7 69,0 0,0 7,9  
        IM 

12.2 0,0 20,0 70,0 0,0 10,0  
         ZM 12 0,0 0,0 90,9 0,0 9,1  

WEL   IM 
11 0,0 0,0 85,7 0,0 14,3  

          IM 12 0,0 16,7 83,3 0,0 0,0  
LM      IM 

11 0,0 10,0 90,0 0,0 0,0  
          IM 12 0,0 0,0 100,0 0,0 0,0  

GI 
IM11 0,0 14,0 72,0 0,0 14,0  

        IM 
12.1 0,0 7,7 84,6 0,0 7,7  

        IM 
12.2 0,0 0,0 100,0 0,0 0,0  

         ZM 12 0,0 0,0 100,0 0,0 0,0  
BB     IM 11 30,0 0,0 70,0 0,0 0,0  
          IM 12 12,5 12,5 62,5 0,0 12,5  
          IM 13 0,0 10,0 90,0 0,0 0,0  

MR     IM 
11 0,0 0,0 100,0 0,0 0,0  

          IM 12 0,0 14,3 85,7 0,0 0,0  

ar. Mittelwert x  3,4 7,4 84,0 0,0 5,2  
Stand.-Abw.  s 8,0 6,8 12,0 0.0 5,7  
Stand.-Fehler 
se 2,0 1,7 3,0 0,0 1,4 
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Einzel-Ergebnisse (%-Angaben, nach Schulen und Klassen   
                                                               geordnet) 
      

Bereich: Berufsschule als Institution   
      

Frage: 2.5     
 Sollte ein zweiter Berufsschultag eingeführt werden ? 
      
            

  Ja Nein 
Kann 
ich Ist mir egal     Anmerkung 

       nicht sagen     
WZ        WM 12 33,3 53,3 13,4 0,0Pretest 
            IM 12.1 73,3 26,7 0,0 0,0  
            IM 12.2 66,7 16,7 4,1 12,5  
              ZM 12 92,8 7,2 0,0 0,0  
WB          IM 11 40,0 13,3 13,3 33,4  
               IM 12 63,1 21,1 5,3 10,5  

LM           IM 11 75,0 20,0 0,0 5,0  
               IM 12 46,2 23,1 3,8 26,9  
GI            IM 11 35,0 15,0 40,0 10,0  
            IM 12.1 47,1 17,6 11,8 23,5  
            IM 12.2 57,9 26,3 15,8 0,0  
              ZM 12 68,7 18,8 0,0 12,5  
BB    ,,    IM 11 35,0 40,0 10,0 11,5  
               IM 12 20,0 30,0 30,0 20,0  
               IM 13 47,4 36,9 5,3 10,4  
MR          IM 11 33,4 23,8 19,0 23,8  
               IM 12 80,0 0,0 5,0 15,0  

ar. Mittelwert   x  53,8 22,9 10,4 12,6  
Stand.-Abw.    S 19,6 12,2 10,8 9,9  
Stand.-Fehler se 4,9 3,1 2,7 2,5
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Einzel-Ergebnisse (%-Angaben, nach Schulen und Klassen geordnet) 
     

Bereich: Berufsschule als Institution   
     

Frage: 2.6     

 
Welche Einstellung haben Ihre 
Vorgesetzten im   

 Betrieb zum Besuch der Berufsschule ?  
     
    Sie messen      
  Sie halten  dem Besuch  Sie äußern   
  den Besuch  keine Bedeu- sich nicht     Anmerkung 
  für wichtig tung bei     
WZ             WM 12 60,0 6,7 33,3Pretest 
                  IM 12.1 53,3 26,7 20,0  
                  IM 12.2 69,6 13,0 17,4  
                   ZM 12 85,7 0,0 14,3  
WB               IM 11 92,8 0,0 7,2  
                    IM 12 45,0 15,0 40,0  

LM                IM 11 70,0 15,0 15,0  
                    IM 12 77,0 11,5 11,5  
GI                 IM 11 80,0 5,0 15,0  
                  IM 12.1 82,4 0,0 17,6  
                  IM 12.2 73,7 5,2 21,1  
                   ZM 12 50,0 31,2 18,8  
BB               IM 11 85,0 5,0 10,0  
                    IM 12 85,0 10,0 5,0  
                    IM 13 57,9 10,5 31,6  
MR               IM 11 71,4 14,3 14,3  
                    IM 12 36,8 42,1 21,1  

ar. Mittelwert      x   69,2 12,4 18,4  
Stand.-Abw.         s 15,7 11,2 8,9  
Stand.-Fehler    se 3,9 2,8 2,2
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Einzel-Ergebnisse (%-Angaben, nach Schulen und Klassen geordnet)  
          

Bereich: Qualifikationsvermittlung in der Berufsschule     
          

Frage: 3.1         
 Welche Fächer sollten in der Berufsschule stärker vermittelt werden ? 
          
            Fach- Prakt. Unter-     
  Deutsch Sport Politik/ Religion/ Fremd- kunde/ richt/Demon-  oder ?   
      Wirtschafts- Ethik sprachen Techno- strationen   Anmerkung 

      kunde     logie       
WZ    WM 12 0,0 12,0 4,0 0,0 12,0 28,0 40,0 4,0Pretest 
        IM 12.1 8,5 5,5 11,0 0,0 27,8 22,2 25,0 0,0  
        IM 12.2 5,6 8,5 5,6 2,8 15,5 29,6 28,2 4,2  
         ZM 12 7,1 10,5 17,8 0,0 3,6 28,6 28,6 3,8  

WB      IM 11 0,0 13,8 19,4 2,8 5,6 22,2 33,4 2,8  
          IM 12 9,5 4,7 11,9 0,0 0,0 38,1 31,0 4,8  

LM      IM 11 4,9 13,2 8,2 0,0 9,8 24,6 39,3 0,0  
          IM 12 8,0 8,0 10,0  20,0 24,0 30,0 0,0  
GI        IM11 6,5 0,0 13,1 2,2 6,5 41,3 23,9 6,5  
        IM 12.1 10,8 0,0 5,4 2,7 13,5 24,3 35,1 8,2  
        IM 12.2 2,5 2,5 17,5 2,5 10,0 32,5 32,5 0,0  
         ZM 12 5,9 0,0 17,6 0,0 14,7 44,1 17,7 0,0  
BB      IM 11 5,4 16,2 5,4 0,0 2,7 24,3 35,2 10,8  
          IM 12 0,0 12,5 15,0 0,0 7,5 35,0 27,5 2,5  
          IM 13 5,0 20,0 25,0 0,0 10,0 17,5 22,5 0,0  

MR      IM 11 2,5 7,5 2,5 0,0 10,0 40,0 37,5 0,0  
          IM 12 2,4 7,3 7,3 2,4 9,8 39,1 31,7 0,0  

ar. Mittelwert  x   5,0 8,4 11,6 1,1 10,5 30,3 30,5 2,8  
Stand.-Abw.    S 3,2 5,7 6,2 1,2 6,5 7,7 5,9 3,2  
Stand. Fehler se 0,8 1,4 1,6 0,3 1,6 1,9 1,5 0,8 
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Einzel-Ergebnisse (%-Angaben, nach Schulen und Klassen geordnet) 
      

Bereich: Qualifikationsvermittlung in der Berufsschule   
      

Frage: 3.2     
         Wie werden Sie im Unterricht beansprucht ?  
      
    Nur in be- Durchschn.-     
  Starke Be- stimmten Fä- geringe Be- Keine    
  anspruchung chern starke anspruchung Probleme  Anmerkung 
    Beanspr.       

WZ   WM 12 6,7 60,0 33,3 0,0Pretest 
        IM 12.1 6,7 40,0 46,7 6,6  
        IM 12.2 0,0 47,6 33,3 19,1  
         ZM 12 7,1 42,8 28,6 21,5  
WB     IM 11 0,0 46,7 40,0 13,3  
          IM 12 0,0 44,4 50,0 5,6  

LM      IM 11 0,0 70,0 20,0 10,0  
          IM 12 3,8 69,3 26,9 0,0  

GI        IM 11 10,0 40,0 45,0 5,0  
        IM 12.1 17,6 29,5 35,3 17,6  
        IM 12.2 0,0 73,7 21,1 5,2  
         ZM 12 0,0 50,0 50,0 0,0  
BB      IM 11 0,0 40,0 50,0 10,0  
          IM 12 0,0 70,0 25,0 5,0  
          IM 13 0,0 68,4 26,3 5,3  
MR     IM 11 0,0 47,6 33,3 19,1  
          IM 12 0,0 25,0 60,0 15,0  

ar. Mittelwert   x  3,1 50,9 36,8 9,3  
Stand.-Abw.    S 4,9 14,6 11,4 6,9  
Stand.-Fehler se 2,5 3,9 2,8 1,7
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

    

 

A35

 

Einzel-Ergebnisse (%-Angaben, nach Schulen und Klassen geordnet) 
      

Bereich: Qualifikationsvermittlung in der Berufsschule   
      

Frage: 3.3a) und 3.3 b)    
     Gibt es Dinge, die Sie im und am Unterricht besonders 
      stören ?       

 
a) Der Schwiergkeitsgrad ist zu    
       hoch  

 b) Unruhe in der Klasse 
    

  trifft zu trifft nicht trifft zu trifft nicht  Anmerkung 
    zu          zu   

WZ   WM 12 0,0 100,0 0,0 100,0Pretest 
        IM 12.1 0,0 100,0 41,6 58,4  
        IM 12.2 17,4 82,6 52,3 47,7  
          ZM 12 17,4 82,6 38,5 61,5  
WB      IM 11 28,6 71,4 92,8 7,2  
           IM 12 37,5 62,5 94,7 5,3  
LM      IM 11 15,0 85,0 60,0 40,0  
           IM 12 42,3 57,7 61,5 38,5  
GI        IM11 35,0 65,0 50,0 50,0  
        IM 12.1 12,5 87,5 37,5 62,5  
        IM 12.2 21,1 78,9 0,0 100,0  
          ZM 12 6,7 93,3 93,3 6,7  

BB       IM 11 20,0 80,0 55,0 45,0  
           IM 12 29,4 70,4 100,0 0,0  
           IM 13 25,0 75,0 63,2 36,8  
MR      IM 11 5,0 95,0 25,0 75,0  
           IM 12 0,0 100,0 61,1 38,9  

ar. Mittelwert    x    18,4 81,6 54,5 45,5
Stand.-Abw.     S 13,0 13,0 29,1 29,1

 
 

Stand.-Fehler  se 3,3 3,3 7,3 7,3
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

    

 

A36 

Einzel-Ergebnisse (%-Angaben, nach Schulen und Klassen geordnet) 
     

Bereich: Qualifikationsvermittlung in der Berufsschule  
    

Frage: 3.3c) und 3.3 d)   
                                Gibt es Dinge, die Sie im und am Unterricht 
                                  besonders stören?     

 
c) Die Sprache des Lehrers 
ist  unverständlich       

d) Der Schwierigkeitsgrad ist zu     
    niedrig  

  trifft zu trifft nicht trifft zu trifft nicht  Anmerkung 
    zu   zu   

WZ   WM 12 7,1 92,9 0,0 100,0Pretest 
        IM 12.1 14,3 85,7 15,4 84,6  
        IM 12.2 13,0 87,0 43,5 56,5  
          ZM 12 23,1 76,9 15,4 84,6  

     WB     IM 11 42,8 57,2 30,8 69,2  
           IM 12 35,9 64,1 35,7 64,3  
LM      IM 11 10,0 90,0 5,0 95,0  
           IM 12 19,2 80.8 3,8 96,2  
GI        IM11 40,0 60,0 20,0 80,0  
        IM 12.1 25,0 75,0 25,0 75,0  
        IM 12.2 10,5 89,5 0,0 100,0  
          ZM 12 0,0 100,0 6,7 93,3  
BB      IM 11 15,0 85,0 10,0 90,0  
           IM 12 23,5 76,5 35,3 64,7  
           IM 13 17,7 82,3 6,3 93,7  
MR      IM 11 14,3 85,7 19,1 80,9  
           IM 12 29,4 70,6 63,1 36,9  

ar. Mittelwert   x  20,0 80,5 19,7 80,3  
Stand.-Abw.   S 11,4 10,9 16,8 16,8  
Stand. Fehler se 2,9 2,7 4,1 4,1
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

    

 

A37

Einzel-Ergebnisse (%-Angaben, nach Schulen und Klassen geordnet) 
      

Bereich: Qualifikationsvermittlung in der Berufsschule   
     

Frage: 3.3 e) und 3.3 f)    
     Gibt es Dinge, die Sie im und am Unterricht besonders stören? 
        

                                 
 e)Unverständliche        
    Beispiele f) Sonstiges   

 
      trifft zu 

 
trifft nicht 

 
  

 
   Anmerkung  

    zu      
WZ     WM 12 53,3 46,7  Pretest 
        IM 12.1 30,8 69,2   
        IM 12.2 41,7 58,3   
          ZM 12 30,8 69,2   

WB       IM 11 69,2 30,8   
           IM 12 30,8 69,2  4 Angaben  

LM        IM 11 30,0 70,0   
           IM 12 42,3 57,7   

GI          IM11 65,0 35,0   
        IM 12.1 37,5 62,5   
        IM 12.2 31,6 68,4   
          ZM 12 53,3 46,7   

    BB        IM 11 60,0 40,0 eine Angabe  
           IM 12 64,7 35,3  2 Angaben  
           IM 13 26,7 73,3 eine Angabe  

MR        IM 11 47,4 52,6   
           IM 12 56,2 43,8   

ar. Mittelwert   x  45,37 54,63   
Stand.-Abw.    S 14,20 14,20   
Stand.-Fehler se 3,6 3,6
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

    

 

A38 

Einzel-Ergebnisse (%-Angaben, nach Schulen und Klassen geordnet) 
      

Bereich: Qualifikationsvermittlung in der Berufsschule   
      

Frage: 3.4     
 Haben Sie den Eindruck, dass die Inhalte des Techno- 
  logie-Unterrichts in der Berufsschule und die praktische              
                                    Unterweisung im Betreib aufeinander abgestimmt sind ? 
         Darauf   habe  Anmerkung 
  Ja Meistens Selten ich nicht   
        geachtet   

WZ   WM 12 0,0 28,6 64,3 7,1Pretest  
        IM 12.1 0,0 50,0 25,0 25,0  
        IM 12.2 4,5 4,5 91,0 0,0  
          ZM 12 16,7 75,0 8,3 0,0
WB      IM 11 14,3 21,4 57,1 7,2

 
 

           IM 12 0,0 10,5 84,2 5,3
LM      IM 11 0,0 20,0 75,0 5,0

 
 

           IM 12 3,8 34,6 53,8 3,8
GI       IM 11 5,0 25,0 55,0 15,0

 
 

        IM 12.1 18,7 25,0 56,3 0,0  
        IM 12.2 5,9 11,8 82,3 0,0  
          ZM 12 0,0 37,5 62,5 0,0
BB      IM 11 5,0 50,0 45,0 0,0

 
 

           IM 12 10,0 25,0 65,0 0,0  
           IM 13 0,0 21,0 73,7 5,3
MR      IM 11 0,0 23,8 66,7 9,5

 
 

           IM 12 0,0 15,0 85,0 0,0

ar. Mittelwert     x  4,9 28,2 61,8 4,9
 
 

Stand.-Abw.      S 6,1 10,9 20,8 6,6  
Stand.-Fehler se 1,5 2,7 5,2 1,7  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

    

 

A39

Einzel-Ergebnisse (%-Angaben, nach Schulen und Klassen geordnet) 
      

Bereich: Qualifikationsvermittlung in der Berufsschule   
      

Frage: 3.5 a)     
 Wie sollte sich der Technologie-Unterricht nach ihrer 
 Meinung verändern ?    
  Im Technologie-Unterricht geht es zwar um das Ver-   
                                        ständnis, es sollte aber mehr gerechnet werden. 
  
  Trifft voll Trifft in der Trifft Trifft keines-  Anmerkung 
  und ganz zu Regel zu weniger zu wegs zu   

WZ      WM 12 0,0 0,0 0,0 0,0 Pretest 
        IM 12.1 20,0 26,7 53,3 0,0  
        IM 12.2 0,0 54,2 45,8 0,0  
          ZM 12 0,0 7,1 57,1 35,8  

WB        IM 11 0,0 30,8 61,5 7,7  
           IM 12 5,3 42,1 47,3 5,3  

LM         IM 11 5,3 15,8 73,6 5,3  
           IM 12 0,0 26,9 65,4 7,7  

GI          IM 11 0,0 45,0 50,0 5,0  
        IM 12.1 6,7 13,3 60,0 20,0  
        IM 12.2 11,8 23,5 52,9 11,8  
          ZM 12 6,3 37,4 50,0 6,3  

BB         IM 11 5,0 45,0 40,0 10,0  
           IM 12 0,0 50,0 50,0 0,0  
           IM 13 5,3 26,3 57,9 10,5  

MR         IM 11 10,0 45,0 45,0 0,0  
           IM 12 30,0 45,0 20,0 5,0  

ar. Mittelwert        x 6,6 33,4 51,9 8,2  
Stand.-Abw.         S 8,0 13,7 11,6 8,8  
Stand.-Fehler     se 2,0 3,4 2,9 2,2 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

    

 

A40 

Einzel-Ergebnisse (%-Angaben, nach Schulen und Klassen geordnet) 
       

Bereich: Qualifikationsvermittlung in der Berufsschule    
       

Frage: 3.5 b)      

 
Wie sollte sich der Technologie-Unterricht nach 
ihrer Meinung verändern ?   

      

  
Es sollten mehr NC-Programme geschrieben 
werden ?    

             

  
Trifft 
voll Trifft in der Trifft Trifft keines-  Anmerkung  

  
und 

ganz zu Regel zu weniger zu wegs zu    
             

WZ     WM 12 0,0 0,0 0,0 0,0Pretest 
       IM 12.1 26,7 40,0 26,7 6,6  
       IM 12.2 12,5 25,0 58,3 4,2  
         ZM 12 21,4 42,8 21,4 14,4  

WB       IM 11 7,6 30,8 30,8 30,8  
          IM 12 21,1 47,3 15,8 15,8  

LM        IM 11 10,5 42,1 36,9 10,5  
          IM 12 19,2 42,3 26,9 11,6  

GI         IM 11 10,0 25,0 65,0 0,0  
       IM 12.1 13,3 26,7 53,3 6,7  
       IM 12.2 33,3 38,9 27,8 0,0  
         ZM 12 25,0 56,3 12,5 6,2  

BB        IM 11 31,6 57,9 10,5 0,0  
          IM 12 40,0 20,0 35,0 5,0  
          IM 13 47,4 26,3 15,8 10,5  

MR        IM 11 30,0 20,0 45,0 5,0  
          IM 12 25,0 20,0 30,0 25,0  

ar. Mittelwert   x  23,4 35,1 32,0 9,5  
Stand.-Abw.    S 11,0 12,2 15,8 8,4  
Stand.Fehler se 2,8 3,1 4,0 2,1
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

    

 

A41

Einzel-Ergebnisse (%-Angaben, nach Schulen und Klassen geordnet) 
      

Bereich: Qualifikationsvermittlung in der Berufsschule   
  

Frage: 3.5 c)      
 Wie sollte sich der Technologie-Unterricht nach ihrer 
 Meinung verändern ?    
  Es sollte gezielter auf Prüfungen vorbereitet werden ?   
            
  Trifft voll Trifft in der Trifft Trifft keines-  Anmerkung 

  
und ganz 

zu Regel zu weniger zu wegs zu   
            
      WZ           WM 12 0,0 0,0 0,0 0,0Pretest 

       IM 12.1 53,3 20,0 26,7 0,0  
       IM 12.2 41,7 33,3 25,0 0,0  
         ZM 12 42,8 21,4 21,4 14,4  

WB              IM 11 33,3 41,7 25,0 0,0  
          IM 12 57,9 21,1 10,5 10,5  

LM               IM 11 52,6 26,3 21,1 0,0  
          IM 12 69,2 23,0 7,8 0,0  

GI                IM 11 60,0 25,0 15,0 0,0  
       IM 12.1 60,0 26,7 13,3 0,0  
       IM 12.2 35,3 47,1 17,6 0,0  
         ZM 12 56,2 37,5 6,3 0,0  

BB               IM 11 55,0 30,0 10,0 5,0  
          IM 12 60,0 40,0 0,0 0,0  
          IM 13 26,3 47,4 15,8 10,5  

MR               IM 11 75,0 20,0 5,0 0,0  
          IM 12 70,0 20,0 5,0 5,0  

ar. Mittelwert           x   53,0 30,0 14,1 2,8  
Stand.-Abw.            S 13,4 9,5 7,9 4,7  
Stand.-Fehler        se 3,4 2,4 2,0 1,2
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

    

 

A42 

Einzel-Ergebnisse (%-Angaben, nach Schulen und Klassen geordnet) 
      

Bereich: Qualifikationsvermittlung in der Berufsschule   
      

Frage: 3.5 d)     
 Wie sollte sich der Technologie-Unterricht nach ihrer 
 Meinung verändern ?    
  Ein Teil des Technologie-Unterrichtes könnte wegfallen    
  und dafür Fremdsprachen-Unterricht erteilt werden.   
            
  Trifft voll Trifft in der  Trifft Trifft keines-  Anmerkung 
  und ganz zu Regel zu weniger zu wegs zu   
            

WZ       WM 12 0,0 0,0 0,0 0,0Pretest 
        IM 12.1 13,3 13,3 53,4 20,0  
        IM 12.2 17,4 8,7 26,1 47,8  
          ZM 12 7,1 0,0 21,4 71,5  

WB         IM 11 0,0 15,4 23,0 61,6  
           IM 12 5,6 5,6 16,6 72,2  

LM          IM 11 5,3 10,5 15,8 68,4  
           IM 12 7,7 3,8 26,9 61,6  

GI           IM 11 0,0 0,0 35,0 65,0  
        IM 12.1 6,7 26,7 20,0 46,6  
        IM 12.2 0,0 0,0 17,6 82,4  
          ZM 12 0,0 0,0 25,0 75,0  

BB          IM 11 5,0 10,0 15,0 70,0  
           IM 12 0,0 5,0 10,0 85,0  
           IM 13 0,0 21,0 21,0 58,0  

MR          IM 11 28,6 66,7 4,7 0,0  
           IM 12 30,0 40,0 25,0 5,0  

ar. Mittelwert           x  7,9 14,2 22,3 55,6  
Stand.-Abw.             S 9,5 17,3 10,6 25,1  
Stand.-Fehler         se 2,4 4,3 2,7
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

    

 

A43

Einzel-Ergebnisse (%-Angaben, nach Schulen und Klassen geordnet) 
       

Bereich: Qualifikationsvermittlung in der Berufsschule    

   

Frage: 3.6 a)      
         Wie beurteilen Sie Ihre Lehrer ?    
        Sie geben sich Mühe.   
            
  Stimmt Ja, in aller Ab und zu  Stimmt  Anmerkung  
    Regel feststellbar nicht    

WZ     WM 12 26,7 40,0 33,3 0,0Pretest 
        IM 12.1 20,0 73,3 6,7 0,0  
        IM 12.2 12,5 66,7 20,8 0,0  
          ZM 12 50,0 28,6 21,4 0,0  

WB       IM 11 14,3 64,3 14,3 7,1  
           IM 12 0,0 45,0 40,0 15,0  

LM        IM 11 35,0 50,0 10,0 5,0  
           IM 12 19,2 69,2 11,6 0,0  

GI         IM 11 5,0 70,0 25,0 0,0  
        IM 12.1 25,0 43,8 25,0 6,2  
        IM 12.2 36,8 47,4 15,8 0,0  
          ZM 12 12,5 56,3 31,2 0,0  

BB       IM 11 40,0 40,0 20,0 0,0  
           IM 12 25,0 65,0 10,0 0,0  
           IM 13 31,6 42,1 26,3 0,0  

MR       IM 11 30,0 50,0 15,0 5,0  
           IM 12 30,0 20,0 35,0 15,0  

ar. Mittelwert   x  24,3 51,3 21,3 3,1  
Stand.-Abw.    S 12,6 14,8 9,4 5,0  
Stand.-Fehler se 3,2 3,8 2,4 1,3

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

    

 

A44 

Einzel-Ergebnisse (%-Angaben, nach Schulen und Klassen geordnet) 
Bereich: Qualifikationsvermittlung in der Berufsschule

Frage: 3.6 b)      
       Wie beurteilen Sie Ihre Lehrer ?   
        Sie sind überwiegend gerecht.  

  Stimmt Ja, in aller Ab und zu Stimmt Anmerkung 
   Regel feststellbar nicht  

WZ     WM 12 33,3 53,3 13,4 0,0Pretest 
        IM 12.1 0,0 40,0 60,0 0,0  
        IM 12.2 4,2 62,5 29,2 4,1  
          ZM 12 21,4 50,0 14,3 14,3  

WB       IM 11 7,7 69,2 23,1 0,0  
           IM 12 0,0 45,0 40,0 15,0  

LM        IM 11 40,0 35,0 25,0 0,0  
           IM 12 19,3 69,2 11,5 0,0  

GI         IM 11 0,0 65,0 35,0 0,0  
        IM 12.1 6,3 75,0 6,2 12,5  
        IM 12.2 36,8 42,2 10,5 10,5  
          ZM 12 6,3 68,7 25,0 0,0  

BB        IM 11 15,0 60,0 20,0 5,0  
           IM 12 10,0 75,0 15,0 0,0  
           IM 13 21,0 42,1 21,0 15,9  

MR        IM 11 9,5 66,7 14,3 9,5  
           IM 12 25,0 25,0 25,0 25,0  

ar. Mittelwert     x   15,0 55,5 22,9 6,6  
Stand.-Abw.       S 12,6 14,7 12,7 7,6  
Stand.-Fehler   se 3,2 3,9 3,2 1,9

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

    

 

A45

Einzel-Ergebnisse (%-Angaben, nach Schulen und Klassen geordnet) 
      
      
Bereich: Qualifikationsvermittlung in der    
                   Berufsschule   
      

Frage: 3.6 c)     
              Wie beurteilen Sie Ihre Lehrer ?  
  Sie wirken eher gleichgültig. 
   
  Stimmt Ja, in aller  Ab und zu  Stimmt  Anmerkung 

   Regel feststellbar nicht   
WZ     WM 12 20,0 60,0 20,0 0,0Pretest 
        IM 12.1 0,0 0,0 85,7 14,3  
        IM 12.2 4,1 20,8 66,7 8,4  
          ZM 12 7,1 7,1 35,8 50,0  

WB       IM 11 0,0 7,7 61,5 30,8  
           IM 12 15,0 15,0 60,0 10,0  

LM        IM 11 0,0 0,0 55,0 45,0  
           IM 12 3,8 15,4 42,3 38,5  

GI         IM 11 0,0 5,0 60,0 35,0  
        IM 12.1 12,5 6,3 31,2 50,0  
        IM 12.2 0,0 15,8 21,1 63,1  
          ZM 12 0,0 18,7 56,3 25,0  

BB        IM 11 0,0 5,0 45,0 50,0  
           IM 12 10,0 10,0 70,0 10,0  
           IM 13 5,3 5,3 42,1 47,3  

MR        IM 11 9,5 0,0 57,1 33,4  
           IM 12 30,0 10,0 35,0 25,0  

ar. Mittelwert   x  6,1 8,9 51,6 33,5  
Stand.-Abw.    s 8,3 6,4 16,1 16,4  
Stand.-Fehler se 2,1 1,6 4,0 4,1  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

    

 

A46 

Einzel-Ergebnisse (%-Angaben, nach Schulen und Klassen geordnet) 
       

Bereich: Qualifikationsvermittlung in der Berufsschule    
       

Frage: 3.7      

  
Sind Ihre Lehrer nach Ihrer Einschätzung für die 
jeweilige Unterrichtsstunde ausreichend  

  vorbereitet ? 
   
  Ja Überwiegend Überwiegend Nein Weiß  Anmerkung 
    ja nein   nicht   

WZ    WM 12 13,4 80,0 0,0 6,6 0,0 Pretest 
        IM 12.1 46,7 53,3 0,0 0,0 0,0  
        IM 12.2 4,3 73,9 8,7 4,3 8,8  
          ZM 12 53,8 46,2 0,0 0,0 0,0  
WB      IM 11 20,0 60,0 13,3 0,0 6,7  
           IM 12 5,0 55,0 20,0 10,0 10,0  

LM       IM 11 30,0 60,0 0,0 0,0 10,0  
           IM 12 23,1 61,5 3,9 0,0 11,5  
GI        IM 11 5,0 60,0 10,0 0,0 25,0  
        IM 12.1 17,7 47,0 23,5 5,9 5,9  
        IM 12.2 52,6 47,4 0,0 0,0 0,0  
          ZM 12 12,5 68,7 12,5 0,0 6,3  

BB       IM 11 20,0 70,0 5,0 0,0 5,0  
           IM 12 20,0 80,0 0,0 0,0 0,0  
           IM 13 26,3 68,4 0,0 5,3 0,0  

MR       IM 11 28,5 61,9 4,8 0,0 4,8  
           IM 12 10,6 47,4 21,0 21,0 0,0  

ar Mittelwert    x  22,9 61,2 7,2 3,1 5,5  
Stand.-Abw.    S 15,1 10,8 8,0 5,4 6,3  
Stand.-Fehler se 3,7 2,7 2,0 1,4 1,6 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

    

 

A47

Einzel-Ergebnisse (%-Angaben, nach Schulen und Klassen geordnet) 
      

Bereich: Berufsperspektiven     
      

Frage: 4.1     
      
 Werden Sie nach bestandener Facharbeiterprüfung  
 noch weiterführende Schulen besuchen?  
      
  Bestimmt Wahr- Nein Weiß ich Anmerkung 
    scheinlich   noch nicht   

WZ      WM 12 6,7 33,3 20,0 40,0Pretest 
        IM 12.1 53,3 33,3 6,7 6,7  
        IM 12.2 29,2 29,2 8,3 33,3  
          ZM 12 7,1 21,4 14,3 57,2  

WB        IM 11 26,7 46,7 13,3 13,3  
           IM 12 15,0 15,0 40,0 30,0  

LM         IM 11 20,0 20,0 5,0 55,0  
           IM 12 7,7 34,6 7,7 50,0  

GI          IM 11 10,0 15,0 15,0 60,0  
        IM 12.1 35,3 5,9 23,5 35,3  
        IM 12.2 26,4 36,8 0,0 36,8  
          ZM 12 12,5 31,2 18,8 37,5  

BB        IM 11 10,0 60,0 10,0 20,0  
           IM 12 35,0 20,0 10,0 35,0  
           IM 13 10,5 42,1 15,8 31,6  

MR        IM 11 9,5 28,5 14,3 47,7  
           IM 12 21,0 31,6 10,6 36,8  

ar. Mittelwert    x  19,8 29,7 13,7 36,8  
Stand.-Abw.     S 12,6 12,7 8,7 14,2  
Stand.-Fehler se 3,2 3,2 2,2 3,6

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

    

 

A48 

Einzel-Ergebnisse (%-Angaben, nach Schulen und Klassen geordnet) 
      

Bereich: Berufsperspektiven     
      

Frage: 4.2     
 Welche Beschäftigungsposition wollen Sie erreichen? 
      
  Fach Techniker/ Dipl.Ing. Sonstige  Anmerkung 

 arbeiter Meister   Position   
WZ      WM 12 40,0 53,3 6,7 0,0Pretest 

        IM 12.1 0,0 33,3 53,3 13,4  
        IM 12.2 12,5 45,8 29,2 12,5  
          ZM 12 46,2 38,5 15,3 0,0  

WB        IM 11 40,0 33,3 6,7 20,0  
           IM 12 58,0 21,0 0,0 21,0  

LM         IM 11 35,0 40,0 20,0 5,0  
           IM 12 15,4 65,4 7,7 11,5  

GI          IM 11 35,0 55,0 5,0 5,0  
        IM 12.1 47,0 35,3 5,9 11,8  
        IM 12.2 31,6 47,4 15,8 5,2  
          ZM 12 43,7 43,7 6,3 6,3  

BB         IM 11 25,0 65,0 10,0 0,0  
           IM 12 15,0 60,0 10,0 15,0  
           IM 13 20,0 45,0 20,0 15,0  

MR         IM 11 30,0 35,0 15,0 20,0  
           IM 12 20,0 45,0 10,0 25,0  

ar. Mittelwert    x  29,7 44,3 14,4 11,7  
Stand.-Abw.     s 14,9 11,9 12,2 7,3  
Stand.-Fehler se 3,7 3,0 3,1 1,8  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

    

 

A49

Einzel-Ergebnisse (%-Angaben, nach Schulen und Klassen geordnet) 
       

Bereich: Berufsperspektiven      
       

Frage: 4.3      

 
Meinen Sie, dass der derzeitige 
Berufsschulunterricht zur Verwirklichung   

 dieses Zieles beiträgt ?   
       
  Viel Teilweise Kaum Nein Weiß  Anmerkung 
          nicht   

WZ     WM 12 20,0 66,7 13,3 0,0 0,0Pretest 
        IM 12.1 6,7 80,0 6,7 6,6 0,0  
        IM 12.2 4,2 62,5 25,0 8,3 0,0  
          ZM 12 64,3 14,3 14,3 0,0 7,1  

WB       IM 11 0,0 60,0 35,0 5,0 0,0  
           IM 12 14,3 64,4 7,1 7,1 7,1  

LM        IM 11 23,1 61,6 11,5 0,0 3,8  
           IM 12 30,0 55,0 10,0 5,0 0,0  

GI         IM 11 15,0 50,0 25,0 0,0 10,0  
        IM 12.1 33,3 33,4 13,3 20,0 0,0  
        IM 12.2 15,8 63,2 15,8 0,0 5,2  
          ZM 12 6,7 66,7 26,6 0,0 0,0  

BB        IM 11 35,0 45,0 10,0 0,0 10,0  
           IM 12 25,0 45,0 20,0 0,0 10,0  
           IM 13 15,8 52,6 15,8 10,5 5,3  

MR        IM 11 5,6 66,6 22,2 5,6 0,0  
           IM 12 0,0 20,0 45,0 30,0 5,0  

ar. Mittelwert   x  18,5 53,4 18,6 5,8 3,7  
Stand.-Abw.    S 15,7 16,9 10,0 8,0 3,9  
Stand.-Fehler se 3,9 4,2 2,5 2,0 1,0
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Schilderung, Bewertung der Ausbildung 
 
 

Meine Ausbildung zum/zur ............................................ 
 

Eine sachliche Schilderung mit abschließender Bewertung der bisherigen Ausbildung, den 
praktischen und den theoretischen Teil betreffend, und  ein Ausblick auf den noch verbleibenden 
Teil bis zur Facharbeiterprüfung. 
Anmerkung: Der Text wird anonym verfasst, d.h. ohne persönliche Namensnennung und ohne 
Nennung des Ausbildungsbetriebes. 

 
Umfang: max. 1,5 Seiten 

 
 
 

Am ................................habe ich meine Ausbildung als .........................................begonnen.  .... 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die nachfolgend  dokumentierten 18 Schilderungen sind gescannte Originalfassungen, die 

aus den 306 abgegebenen, nach dem Prinzip der quantitativ gleichen Berücksichtigung der 

Schulen (3 Ausführungen je Berufsschule) und  vermutete repräsentative Wiedergabe der 

Aussagen,  ausgewählt wurden. 
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1. Schilderung und Bewertung der bisherigen Ausbildung 
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2. Schilderung und Bewertung der bisherigen Ausbildung 
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3. Schilderung und Bewertung der bisherigen Ausbildung 
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4. Schilderung und Bewertung der bisherigen Ausbildung 
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5. Schilderung und Bewertung der bisherigen Ausbildung 
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6. Schilderung und Bewertung der bisherigen Ausbildung 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

    

 

A57

7. Schilderung und Bewertung der bisherigen Ausbildung 
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8. Schilderung und Bewertung der bisherigen Ausbildung 
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9. Schilderung und Bewertung der bisherigen Ausbildung 
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10.  Schilderung und Bewertung der bisherigen Ausbildung 
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11.  Schilderung und Bewertung der bisherigen Ausbildung 
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12.  Schilderung und Bewertung der bisherigen Ausbildung 
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13.  Schilderung und Bewertung der bisherigen Ausbildung 
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Fortsetzung 13. Schilderung und Bewertung der bisherigen Ausbildung 
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14. Schilderung und Bewertung der bisherigen Ausbildung 
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15.  Schilderung und Bewertung der bisherigen Ausbildung 
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16.  Schilderung und Bewertung der bisherigen Ausbildung 
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17.  Schilderung und Bewertung der bisherigen Ausbildung 
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18.  Schilderung und Bewertung der bisherigen Ausbildung 
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Dokumentation der befragten Unternehmen 
Nach Eingang der Fragebogen-Rücksendung geordnet 

 
 
 

  
Nr. 

                    
Unternehmen 

              
    Anschrift 
 
 

Zahl     
der 

Beschäf
-tigten 

Anteil der 
Auszubil-

denden 
(%) 

Absende-
Datum des 

Fragebogens 

Eingangs- 
Datum des 
Fragebo
gens 

 
1 
 

H. Arnold, 
Glastechn. Maschinen- 
u. Apparatebau 

Weilstr. 6, 
35781 Weilburg

 
150 

 
10,7 

 
08.12.00 

 
15.12.00 

 
2 
 

 
Leica Camera AG 

O.Barnack-
Str.11, 
35606 Solms 

 
520 

 
4,6 

 
12.12.00 

 
23.12.00 

 
3 
 

Hensoldt AG, 
Zeiss-Gruppe 

Gloel-Str. 3-5, 
35573 Wetzlar 

 
803 

 
3,3 

 
15.12.00 

 
23.12.00 

 
4 
 

Philips  GmbH, 
Automotive Playback 
Modules 

Philipsstr., 
35573 Wetzlar 

 
312 

 
0,0 

 
14.12.00 

 
05.01.01 

 
5 
 

 
Rittal, GmbH u. Co 
KG 

Kasseler Str. 
27, 
35684 Dillen- 
burg 

 
616 

 
2,6 

            
16.12.00 

 
06.01.00 

 

 
6 
 

Carl Cloos, 
Schweißtechnik 
GmbH 

Industriestr., 
35708 Haiger 

 
610 

 
6,6 

 
20.12.00 

 
06.01.01 

 
7 
 

Küster Holding  
GmbH 

Am Bahnhof 
13, 
35630 Ehrings- 
hausen 

 
760 

 

 
3,6 

 
19.12.00 

 
06.01.01 

 
8 
 

 
Schunk  GmbH 

Rodheimer 
Str.59 ,    35452 
Heuchelheim 

 
3786 

 
0,4 

 
19.12.00 

 
06.01.01 

 
9 
 

Oculus, 
Optikgeräte GmbH 

Münchholz-
häuser Str. 29, 
35582 Wetzlar 

 
147 

 
8,8 

 
01.03.01 

 
07.03.01 

 
10 
 

 A.Strecker                
GmbH u. Co KG 

Jahnstr. 5, 
65549 Limburg 

 
63 

 
11,1 

 
06.03.01 

 
09.03.01 

 
11 
 

 
Tucker GmbH 

Max-Eyth-Str. 1
35394 Gießen 

 
380 

 
15,0 

 
06.03.01 

 
13.03.01 

 
12 
 

Grünewald, 
Feinmaschinenbau 
GmbH 

Industriestr.14, 
61279 Gräven- 
wiesbach 

 
193 

 
k.A. 

 

 
12.12.00 

 
21.03.01 

 
13 
 

 
Bänninger  GmbH 

Bänningerstr.1,  
35447 
Reiskirchen 

 
86 

                 
     4,7 

 
19.03.01 

 
27.03.01 
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14 
 

PfeifferVacuum,            
GmbH 
 

Emmeliusstr. 33
35614 A0lar 

 
600 

 
4,3 

 
14.12.00 

 
11.04.01 

 
 
15 

Weiß Klimatechnik 
GmbH, 
Geräte-u. Anlagenbau 

GreizerStr.41-
49 
35447 Reis- 
kirchen 

 
812 

 
2,1 

 
20.03.01 

 
14.04.01 

 
16 
 

Seidel  
GmbH u. Co KG 

Rosenstr. 8, 
35037 Marburg 

 
450 

 
6,0 

 
10.04.01 

 
24.04.01 

 
17 
 

Rovema 
Verpackungsmaschine
n GmbH 

Industriestr. 1, 
35463 Fernwald

 
521 

 
3,6 

 
14.03.01 

 
27.04.01 

 
18 
 

 
Buderus Edelstahl 

Buderusstr.25, 
35576 Wetzlar  

 
1468 

 
3,4 

 
19.12.00 

 
07.05.01 

 
19 

Ohl, Aparatebau und 
Verfahrenstechnik, 
GmbH 

Blumenröder 
Str.3a,         
65549 Limburg 

 
83 

 
14,4 

 
06.03.01 

 
29.05.01 

 
20 
 

Alphacan Omniplast 
GmbH 

Am Bahnhof, 
35630 Ehrings- 
hausen 

 
300 

 
5,0 

 
02.06.01 

 
18.06,01 

 
21 
 

 
Buderus Guss GmbH 

Sophienstr. 52, 
35576 Wetzlar 

 
1705 

 
4,7 

 
29.ß7.01 

 
02.08.01 

 
22 
 

J. Weber GmbH u. Co 
KG, 
Kunststofftechnik, 
Formenbau 

Industriestr. 4, 
35683 
Dillenburg 

 
370 

 
6,5 

 
30.07.01 

 
04.08.01 

 
23 
 

GEA Happel  GmbH, 
Klimatechnik 

Hardtweg, 
35792 
Löhnberg 

 
155 

 
4,5 

 
04.05.01 

 
07.09.01 

 
24 
 

Selzer  GmbH u. Co, 
Fertigungstechnik 

Bahnhofstr. 32, 
35759 Driedorf 

 
550 

 
6,0 

 
11.06.01 

 
02.10.01 

 
Insgesamt erhielten 31 Unternehmen der mittelständischen Industrie im Raum Mittelhessen 
den  Fragebogen.                                                                                                                         
In 15 Unternehmen wurde der Fragebogen persönlich überreicht. 
Bearbeitet wurde der Fragebogen ausschließlich in den Personalabteilungen. 
 
Die durchschnittliche Beschäftigtenzahl der befragten Unternehmen beträgt 643. 
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Der arithmetische Mittelwert x des prozentualen Anteiles der Zahl der Auszubildenden an 
der Zahl der Beschäftigten beträgt 5,73 %. Der Anteil der Auszubildenden an der Zahl der 
sozialversicherungspflichtig Beschäftigten betrug im Vergleichsjahr 2001 in der Metall- 
und Elektroindustrie– bundesweit – 5,1 %.1 
 
 

                                                 
1 ME Gesamtmetall (Hrsg.): Argumente, Ausgabe 4/2003 
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Dokumentation der befragten 
Schüler/Schülerinnen 

Nach Berufsschulstandorten, Ausbildungsberufen und Jahrgangsstufen geordnet 
 
 

Stand- 
ort 

 

Klassen- 
bezeich- 

nung 

 
 
 Datum  

Werk- 
zeug- 
mech. 

Indu- 
strie- 
mech. 

Zer- 
span.- 
mech. 

Fert.- 
mech. 

Fein- 
mech. 

Masch.- 
bau- 
mech. 

Konstr.- 
mech. 

Me- 
tall- 
bauer 

Techn. 
Zeich- 
ner 

BFS- 
Schü- 
ler 

WM 
12 18.12.00 xy 15          

IM       
12.1 22.01.01  12       3  

IM 
12.2 31.01.01  21    3     

 
 

WZ 
 
 

ZM 
12 31.01.01   14        

IM 
11 03.05.01 1 4    4 2 1  3  

WB 
 IM 

12 08.05.01  12    4  4   

IM 
11 18.02.01 3 X 12 3    1  1   

LM 
 
 

IM 
12 05.03.01 5 20 1        

IM 
11 07.03.01  12  8       

IM 
12.1 13.03.01  9  6  2     

IM 
12.2 13.03.01 6 10   3      

 
 
 

GI 
ZM 
12 13.03.01   X 16        

IM 
11 27.08.01 6 11 5   1     

IM 
12 29.08.01 4 13 1   2     

 
 

BB 

IM 
13 03.09.01 3 15 1        

IM 
11 30.03.01 5    14 2      

MR 
IM 
12 29.03.01  8 1  8 1   2  

 
WZ = Werner-von-Siemens-Schule, Wetzlar;       WB = Wilhelm-Knapp-Schule, Weilburg 
LM = Friedrich-Dessauer-Schule, Limburg;          GI = Theodor-Litt-Schule, Gießen 
BB = Techniker-Schule, Butzbach;                        MR = Adolf-Rechmann-Schule, Marburg 
x = Auszubildende im 2., 3. und 4. Ausbildungsjahr;                 y = Pretest  
 
Gesamtzahl der befragten Schüler = 321 
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A76 
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Stellungnahme der IG Metall zur Reform der Berufsbildung 
November 2002 
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